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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

1. Stück vom Jahre 1877.

 I. Verordnung
vom 10. November 1876, die Niederlassung der Medicinal-

personen betreffend.

Mit höchster Genehmigung des Durchlauchtigsten Fürsten verordnen wir, um
den Aufsichtsbehörden die Ansübung der ihnen obliegenden Pflicht der Uebenwachung
des Medieinalwesens zu erleichtern, was folgt:

8. 1.

4 Eine jede Medicinalperson, welche sich zum Zweck der Ausübung der Praxis
in den hiesigen Landen niederlassen will, hat sich vor Beginn der Praxis bei dem
zuständigen Landrathsamte durch Vorlegung der Approbation zu legitimiren und dis
für die Statistik der Medicinalpersonen erforderlichen Angaben zu machen.

5.2.
Derselben Verpflichtung unterliegt eine jede im Fürstenthume bereits wohnhaste

Medieinalperson. sobald sie die Approbation für eine andere Kategorie der medi-
cinischen Praxis als die bisherige erworben hat.

§. 3.
Eine jede approbirte Medicinalperson, welche ihre Praxis in den hiesigen

Landen ausgiebt oder das Fürstenthum verläht, hat hiervon das zuständige Land,
rathsamt in Kenntniß zu setzen.

Fürstl. Schw.-Rudolsl. Gesetzsammlung XXXVII 1
Ausgegeben in Nudolstadt am 3. Februar 1677.
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S. 4.
Medieinalpersonen, welche den durch die S§. 1 —3 ihnen auferlegten Ver-

pflichtungen nicht genügen, nifft eine Ordnungsstrafe von 5 bis 30 .

Rudolstadt, den 10. November 1876.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

* II. Bekanntmachung
des Fürstlichen Ministeriums vom 12. Januar 1877, die Ertheilung

mehrer Erfindungs-Patente betreffend.
Mit höchster Genehmigung Serenissimt sind den nachgenannten Personen

die beibemerkten Erfindungspatente auf fünf nach einander folgende Jahre für den
Umfang des Fürstenthums ertheilt worden:

1) Am 20. Juli des vorigen Jahres dem Carl Seidel in Hannover auf ein
verbessertes Bruchband.

2) Am 10. August dem Eugenio de Zuccato in London auf ein neues
Verfahren zur Herstellung autographischer Abdrücke von Schriften und
Zeichnungen.

3) Am 18. August dem W. Helmesmüller in Diepholz auf eine Dresch-
maschine mit conischer Dreschtrommel.

4) Am 6. September dem Commerzienrath H. Grason in Buckau auf einen
neuen Cosinus-Regulator.

5) Am 6. September dem Paul Liebe in Dresden auf einen Apparat zur
Uebertragung von Zeichen, Buchstaben und dergl. auf unebene Flächen.

6) Am 13. September der Gasmotorenfabrik Deuß in Deutz auf einen ver-
besserten Gasmotor.

7) Am 7. October dem C. J. Cario in Nienburg auf eine selbstthätige
Regulirungsvorrichtung für Kraftmaschinen.
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8) Am 16. October dem Alexander Weßlar in Leipzig auf Verbesserungen an

Maschinen zur Vereinigung und Zusammenpressung losen Krystallzuckers.
9) Am 3. November dem Techniker Fr. Heinemann in Magdeburg auf eine

Zinksraisemaschine.
10) Am 10. November dem Schlossermeister Jacob Krückel in Ehrenfeld auf

einen Sicherheitshaken für Baugerüste.
11) Am 12. December dem Baumeister und Stadtbauinspektor a. D. Arnold

Hanel in Berlin auf eine Abort-Einrichtung.
12) Am 22. December dem Joseph Werthheim in Fraukfurt a. M. auf eine

atmosphärische Gaskraftmaschine.
Ohne Zustimmung der genannten Personen ist daher Niemand besugt, die

durch Zeichnung und Beschreibung nachgewiesenen Apparate herzustellen resp. Me-
thoden anzuwenden.

Diese Privilegien sind jedoch als erloschen zu betrachten, wenn die Anwendung
der fraglichen Erfindungen innerhalb des deutschen Reiches nicht binnen Jahresfrist
nachgewiesen werden kann.

Auch wird die Neuheit der Erfindungen im Sinne der nach der Bekannt-
machung des vormaligen Fürstl. Geheimeraths-Collegiums vom 12. April 1843 bei
Ertheilung von Erfindungs-Patenten in den deutschen Zollvereinsstaaten zu beobach-
tenden Grundsätze ausdrüccklich vorausgesetzt.

Das unterzeichnete Fürstliche Ministerium macht solches zur allgemeinen Nach-
achtung hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 12. Januar 1877.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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 III. Ministerial-Bekanntmachung
vom 18. Januar 1877, betreffend die Bestimmung einer Präklusiv-
Frist zur Einlösung des auf Grund der Gesetze vom 30. Mai 1851

und vom 4. Januar 1856 ausgegebenen Papiergeldes.

Zur Einlösung des von der Fürstlichen Staatsregierung auf Grund der Gesetze
vom 30. Mai 1851 (Gesetzsammlung S. 25) und vom 4. Jan. 1856 (Ges.S.S.1)
ausgegebenen Staatspapiergeldes — der Fürstlich Schwarzburg= Rudolstädtischen
Cassenanweisungen zu 1 Thlr. und der Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtischen Cassen-
scheine zu 10 Thlr. — welche durch Ministerial-Bekanntmachung vom1. Juni 1875
(Ges.S. S. 108) bereits aufgerusen worden sind, wird auf Grund höchster An-

ordnung des Durchlauchtigsten Züsen hiermit eine mit31. December 1877
endende Präklusivfrift sestgese

Mit Ablauf dieser Frist werden die bis dahin nicht eingelösten Cassenanwei·
sungen der bezeichneten Gattungen gänzlich werthlos. Eine Fristerstreckung über
den 31. December 1877 hinaus findet nicht statt und eine Berufung auf die
Rechtswohlthat der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wird nicht zugelassen.
Bis zum 31. December 1877 können die bezeichneten Cassenanweisungen nach wie
vor bei allen öffentlichen Cassen des Fürstenthums auch in Zahlung verwendet werden-

Rudolstadt, den 18. Januar 1877.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Furstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

2. Stück vom Jahre 1877.

 lIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 9. Februar 1877,

die Ausführung der Reichsgesetze vom 9., 10. und 11. Jannar 1876
über a) das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste,

b) den Schutz der Photographien gegen unbefugte Nachbildung,
Odas Urheberrecht an Mustern und Modellen betreffend.

Unter Bezugnahme auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 25. April 1876
(Ges. S. S. 49) bringen wir andurch zur öffentlichen Kenntmiß, daß mit höchster
Genehmigung Serenissimi die Fürslliche Staatsregierung sich in Ansehung der
nach

" 5S. 16. des Reichsgesetzes vom 9. Januar 1876, betreffend das Urheber-

recht an Werken der bildenden Künste (Reichsges. Bl. S. 4
§S. 10. des Reichegesepzes vom 10. Januar 1876, betreffend den Schus

der Photographien gegen unbefugte Nachbildung (Neicheges. Bl.

. 14. * # vom 11. Januar 1876, buriiend 1us Urheber-
recht an Mustern und Modellen (Reichoges. Bl.Szu bildenden künstlerischen, photographischen und gewerblichen t andigen.

Vereine an das Königreich Preußen angeschlossen hat.
Rudolstadt, den 9. Februar 1877.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

— —

Fürstl. Schw.= Audolst. Gesetzsammlung XXXVIII.
Ausgegeben in Rudolstadt am 29. mien 1877.
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 V Verordnung,
betreffend die Errichtung eines Katasteramtes I und eines Kataster-

amtes I. zu Rudolstadt, vom 20. März 1877.

Nachdem die Erfahrung gezeigt hat, daß das durch die Verordnung vom
15. März 1872(Gesetz Sammlung Seite 104) errichtete Katasteramt in Rudolstadt
auf die Dauer nicht im Stande ist, die ihm überwiesenen sehr umfassenden Ge-
schäfte für das ganze Land zu bewältigen, so haben Serenissimus die Enichtung
eines zweiten Katasteramtes beschlossen, demgemäß wir mit höchster Genehmigung
des Durchlauchtigsten Fürsten verordnen, was folgt:

8. 1.
Vom 1. April 1877 ab werden die dem Katasteramte nach der Verordnung

vom 15. März 1872 obliegenden Geschäfte von zwei Katasterämtern bearbeitet,
welche beide ihren Sit in Rudolstadt haben.

Der Geschäftskreis des einen Katasteramtes, welches die Bezeichnung
Fürstliches Katasteramt 1

sührt, umfaßl die Amtsbezirke Rudolstadt, Leutenberg, Frankenhausen und Schlot,
heim. Der Geschäftskreis des anderen Katasteramtes, welches die Bezeichnung

Fürstliches Katasteramt II
führt, umfaßt die Amtobezirke Oberweißbach. Königsee und Stadtilm.

Beide Kataslerämter werden mit den erforderlichen Beamten und Hilfspersonal
ausgestattet.

§. 2.
Die durch die §§. 3—6 der Verordnung vom 15. März 1872 getroffenen

Bestimmungen finden fortan auf beide Katasterämter Anwendung.
Rudolstadt, den 20. März 1877.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

3. Stück vom Jahre 1877.

 VI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 19. April 1877, Abänderungen der Postordnung vom 18. De-

cember 1874 betreffend.

Die nachstehenden Abänderungen der Poslordnung vom 18. December 1874
(Gesetzsammlung 1875, S. 1) werden andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 19. April 1877.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
ertrab.

Berlin, den 13. April 1877.

Abänderungen
der

Postordnung vom 18. December 1874.
Auf Grund der Vorschrist im §. 50 des Gesetzes über das Postwesen des

Deutschen Reichs vom 28. October 1871 wird die Postordnung von 18. December

1874 * solgenden Punkten abgeändert:
Im §. 6 „die Aufschrift der Packele“ betreffend, erhält der Absatz 1polgenten Zusatz

Zur Massan gehört auch, daß im Falle der Frankirung der Vermert „frei“ c
im Falle der Entnahme von Postvorschuß der Vermerk „Vorschuß von .. ... .... ..unter Angabe des Betages, und im Falle des Verlangens der Elbeheiien der
Vermerk „durch Eilboten“ 24. angegeben wird.

Fürstl. Schw.-Rudolfl. Gesetsammlung XXXVIII.wegeben in Rudolstadt am 1. „cac 1877.
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2. Im 8. 13, „Postkarten“ betreffend, erhalten die Absähe IIl, IV, V und
VII folgende Fassung:

1 Zu den Postkarten mit Antwort werden besonders dazu eingerichtete
Formulare verwendet, von denen die zweite Hälfte zur Antwort dient.

IV Postkarten müssen frankirt werden. Für Postkarten mit Antwort ist auch
für die Antwort das Porto vorauszubezahlen. Unfrankirte oder unzureichend
frankirte Postkarten werden nicht befördert.

V Die Gebühr beträgt ohne Unterschied der Entfernung 5 Pf. für jede
Postkarte. Für Postkarten mit Antwort werden 10 Pf. erhoben. Bei der Ver-
wendung von Postkarten als Formulare zu Drucksachen beträgt das Porto 3 Tf.

VII. Ungestempelte Formulare zu Postkarten werden zum Preise von 5 Pf.
für je 10 Stück verabfolgt. Für gestempelte Formulare zu Postkarten wird nur
der Betrag des Stempels erhoben.

3. Im F. 14, „Duucksachen“ betreffend, erhält der letzte Satz im Absatz 1
folgende Fassung:

Ausgenommen hiewon sind die mitteist der Kopirmaschine oder mittelst Durch-
drucks oder mittelst eines dem Durchdumcck ähnlichen Verfahrens hergestellten Schrist-

ücke. — gleichviel ob dabei eine Schablone bz. Matrize zur Verwendung
kommt oder nicht —, sowie die mittelst der sogenannten Blindenschrift hergestellten
Gegenstände.

4. In demselben Paragraph tritt im Absatz IV als zweiter Saß hinzu:
Drucksachen sind auch in Form von Postkarten zulässig (. 13, Abs. U).

5. In demselben Paragraph erhält der Absatz IX solgende Fassung:
IX Dru#ccksachen bis zum Gewicht von 250 Gramm, welche den vorstehenden

Bestimmungen nicht entsprechen, werden wie unfrankirte bz. unzureichend frankirte
Briese behandelt und demgemäß taxirt, mit alleiniger Ausnahme der Zeitungen und
solcher Drucksachen, wie gedruckte Rundschreiben (Cirkulare), Geschästsanzeigen
(Avise) u. s. w., welche Sendungen eintretendenfalls überhaupt keine Beförderung
erhalten. Ebenso gelangen vorschriftswidrig beschaffene Drucksachen über 250 Gramm
überhaupt nicht zur Absendung.

6. Im §. 19, „Postvorschußsendungen“ betreffend, erhält der Absatz II|
solgenden Zusatz:

Bei Packetsendungen ist die Entnahme von Postvorschuß auch auf der zu-
gehörigen Begleitadresse vom Absender zu vermerken.
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7. In demselben Paragraph erhält der Absatz IK unter In folgende Fassung:

IX Für Vorschußsendungen ist Pono und eine Postvorschußgebühr zu enrrichten.
Das Porto beträgt:

a) für Vorschußbriese, Drucksachen und Waarenproben bis zum Gewicht von
250 Gramm, sowie für Postkarten,

auf Entsernungen bis 10 geographische Meilen einschließlich 20 Pf.
auf alle weiteren Entfernugen 0

Für nufrankirte Postvorschußbriefe wird ein Portozuschlag von 10 Pf. erhoben.
Bei portopflichtigen Dienstsachen findet dieser Zuschlag nicht statt.

8. Die Inhaltsangabe des §. 20 erhält folgende Fassung:
Postaufträge zur Einziehung von Geldbeträgen.

9. In demselben Paragraph erhalten die Absätze VII. X, XIV und XV
folgende Fassung:

VII Der Auftraggeber hat den Postauftrag nebst dessen Anlage unter ver-
schlossenem Umschlage an die Postanstalt, welche die Einziehung bewirken soll, unter
Einschreibung (ö. 16) abzusenden. Der Brief ist mit der Aufschrift „Postauftrag
nach .. (Name der Postanstalt)“ zu versehen. Soll die Vorzeigung an einem
bestimmten Tage geschehen, dann darf die Einlieferung des Postaustrags nicht
früher als sieben Tage vorher erfolgen.

X Die Einziehung des Betrages erfolgt gegen Vorzeigung des Postauftrags
und Aushändigung der quittirten Rechnung (des quittirten Wechsels 2c.). Die
Zahlung ist entweder sofort an den Postboten oder, wenn der Austraggeber nicht
die sofortige Rücksendung verlangt hat, binnen sieben Tagen nach der Vorzeigung
des Postauftrags bei der einziehenden Postanstalt zu leisten. Erfolgt die Zahlung
innerhalb dieser Frist nicht, so wird der Postauftrag vor der Rücksendung nochmals
zur Zahlung vorgezeigt. Als Zahlungsverweigemug gilt nur eine desfallsige Er-
klärung des Adressaten selbst oder dessen Bevollmächtigten. Hatte der Adressat oder
dessen Bevollmächtigter bereits bei der ersten Vorzeigung die Einlösung endgültig
verwelgert, so unterbleibt die nochmalige Vorzeigung nach Ablauf der siebentägigen

Frist. Verlangt der Auftraggeber die sofortige Rücksendung nach einmaliger ver-
geblicher Vorzeigung, so ist solches durch den Vermerk „Sofort zurück“ auf der
Rückseite zu begeichnen. Theilzahlungen werden nicht angenommen.

XIV. Es steht dem Auftraggeber frei, zu verlangen, daß der Postauftrag und
dessen Anlage nach einmaliger vergeblicher Vorzeigung nicht an ihn zurück., sondem
an eine andere Person in Deutschland weitergesandt werden soll. Dies Verlangen

9
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ist unter Angabe der vollständigen Adresse dieser Person durch den Vermerk „Sofort
an N. in F.“ auf der Rückseite des Postauftrags auszudrücken.

XV Würscht der Austraggeber, daß die Weitersendung an eine zur Aufnahme
des Wechselprotestes befugte Person geschieht, so genügt der Vermerk: „Sofort zum
Protest,“ ohne daß es der namentlichen Bezeichnung einer solchen Person bedarf.
Alle Postausträge, auf welchen für den Fall der Nichteinlösung die Weitergabe zur
Protestaufnahme verlangt ist, werden sofort nach der ersten vergeblichen Vorzeigung
oder nach dem ersten vergeblich gebliebenen Versuche der Vorzeigung weitergesandt.
Mit der Weitergabe des Postauftrags und dessen Anlagen an den betreffenden
Notar, Gerichtsvollzieher 2c. ist die Obliegenheit der Postverwaltung erfüllt. Die
Protestkosten hat der Auftraggeber unmittelbar an den Erheber des Protestes zu
entrichten.

10. Zwischen den §5. 20 und 21 tritt der nachfolgende §. 20 hinzu:
W

Postaufträge zur Ginholung von Wechseloccepten.

I! Im Wege des Postauftrags können auch Wechsel an den Bezogenen behufs
Einholung der Annahmeerklärung versendet werden. Die mit einem Postauftrage
zur Versendung kommenden Wechsel dürfen einzeln und zusammen den Betrag von
3000 Mark nicht übersteigen.

II Zu den Postaufträgen für Accepteinholung kommt ein besonderes Formular
in Gebrauch. Derartige Formulare werden zum Preise von 5 Pfennig für je
10 Stück bei sämmtlichen Postanstalten zum Verkauf bereit gehalten. Der Auftrag-
geber hat auf der Vorderseite des Formulars anzugeben:

den Namen und Wohnort des Bezogenen,
den Betrag des Wechsels, wobei die Marksumme in Zahlen und in Buch-

staben ausgedrückt sein muß,
den eigenen (des Austraggebers) Namen und Wohnort.

Die Aussüllung des Vordrucks bezüglich des Tages der Falligkeit des Wechsels
und die Angabe der etwaigen Wechselnummer bleibt dem Auftraggeber anheim-
gestelt. Der unbedruckte Theil der Rückseite des Formulars dient zur Aufnahme
etwaiger Bestimmungen des Auftraggebers darüber, ob der Postauftrag noch ein-
maliger vergeblicher Vorzeigung an ihn zurück, oder an eine andere Person weiter-
gesandt, oder einer zur Protesterhebung befugten Stelle übergeben werden soll. Für
solche Fälle genügen die Vermerke: „Sofort zurück,“ „Sofort an N. in N.",
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„Sofort zum Protest“". Zu schriftlichen Mittheilungen an den Wechselbezogenen
ist das Postaustrags-Formular, welches im Falle der Annahme des Wechsels in den
Händen der Post verbleibt, nicht zu benuzen.

Il Dem Postauftrage sind die zum Zweck der Amahme vorzuzeigenden
Wechsel beizusügen. Das Beilegen von Briefen, sowie die Vereinigung meh.
rerer Postaufträge zu einer Sendung sind unstatthaft. Demselben Postauf-

trage können mehrere Wechsel nur dann beigefügt werden, wenn sie auf den näm-
lichen Bezogenen lauten und gleichzeitig zur Annahmeerklärung vorzuzeigen sind.

IV Der Austraggeber hat den Postauftrag mit dem Wechsel in verschlossenem
Umschlage unter Einschreibung an diejenige Postanstalt abzusenden, welche die
Mceepteinholung bewirken soll. Der Brief ist mit der Aufschrift „Postauftrag nach

. .. (Name der Postanstalt)“ zu versehen. Ueber den Postauftrag wird
ein Einlieferungsschein ertheilt.

V Die Vorzeigung des Postaustrags und des beigesügten Wechsels erfolgt
an den Wechselbezogenen selbst, oder an dessen Bevollmächtigten. Als
bevollmächtigt wird hierbei, sofern der Bezogene nicht bei der Bestimmungs-Postl-
anstalt eine im Besonderen auf die Annahme von Wechseln lautende Vollmacht
niedergelegt hat, postseitig jede solche Person angesehen, welche zur Empfangnahme
von Einschreibsendungen für den Bezogenen berechtigt ist. An Sonntagen
und an gesetzlichen Feiertagen findet die Vorzeigung von Postaufträgen nicht statt.
Diejenigen Wechsel, welche bei der ersten Borzeigung von dem Bezogenen oder
seinem Bevollmächtigten mit einem schriftlichen Accept oder einer schriftlichen An-
nahmeverweigerung nicht versehen worden sind, werden nach sieben Tagen nochmals
vorgezeigt, falls nicht der Auftraggeber durch einen Vermerk auf der Rückseite des
Postauftrags-Formulars ein anderes Verfahren vorgeschrieben hat.

VI Die Annahme des Wechsels muß durch den Bezogenen oder dessen Be-
vollmächtigten auf dem Wechsel schriftlich geschehen. Die Annahme gilt als ver-
weigert, wenn dieselbe nur auf einen Theil der Wechselsumme erfolgt, oder wenn
der Annahmeerklärung andere Einschränkungen beigesügt werden.

4 Der angenommene Wechsel wird von der Bestimmungs-Postanstalt unge-
säumt an den Auftraggeber in einem Umschlage unter Einschreibung zurückgesandt.

VII Hat der Auftraggeber auf der Nückseite des Postauftrags, Formulars nicht
andere Beslimmung getrofsen, so sind der Postauftrag und die Anlagen an ihn
zurückzusenden, sobald feststeht, daß der Bezogene nicht zu ermitteln ist, oder sobald
der Bezogene bz. sein Bevollmächtigter eine die Verweigerung der Annahme aus-
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drückende oder ihr gleich zu achtende Erklärung auf den Wechsel niedergeschrieben,
oder sobald die zweite Vorzeigung stattgefunden hat.

IX Der Auftraggeber kann verlangen, dah der Postauftrag nebst dem Wechsel
nach einmaliger vergeblicher Vorzeigung nach einem innerhalb Deutschlands
belegenen Orte weitergesandt werde. Dieses Verlangen ist unter genauer Bezeich-
nung eines anderen Empfängers durch den Vermerk „Sosort an N. in N.“ auf
der Rückseite des Postaustrags-Formulars auszudrücken. Eine solche Weitersendung
findet koslenfrei statt. Dieselbe geschieht unverzüglich, und zwar mittelst Einschreib-
briefes an die betreffende Postanstalt.

X Bünscht der Austraggeber, daß der Postaustrag nebst Wechsel nach ein-
maliger vergeblicher Vorzeigung an eine zur Aufnahme von Wechselprotesten besugte
Person zum Behufe der Protesterhebung abgegeben werde, so genügt der Vemmerk
„Sosort zum Protest“, ohne daß es der namentlichen Bezeichnung einer solchen
Person bedarf. Alle Postausträge, auf welchen für den Fall der nicht zu erlangen-
den Annahme die Weitersendung des Wechsels zur Proteslaufnahme vorgezeichnet
ist, werden sofort nach der ersten vergeblichen Vorzeigung oder nach dem ersten ver-
geblich gebliebenen Versuche der Vorzeigung weitergesandt. Mit der Weitersendung
des Postauftrags nebst Wechsels an den betreffenden Notar, Gerichtsvollzieher 2c.
ist die Obliegenheit der Postverwaltung erfüllt. Die Protestkosten hat der Auf-
traggeber unmittelbar an den Erheber des Protestes zu entrichten.

XI Die Gebühren für einen Postauftrag zur Besorgung des Wechselaccepts
bestehen aus folgenden Sätzen:

a) dem Porto für den Postauftragsbrief mit 30 Pf.
h) der Gebühr für die Vorzeigung, ohne Rücsicht cuf die vohe

des Wechselbetrages von

c) dem Porto für den *mit dem iricheherdei
Wechsel mit

zufammen- 70 üs
Das Porto unter u. ist vom Auftraggeber vorauszubezahlen. Die Beträge

unter b. und c. werden dem Auftraggeber angerechnet, sobald die Rücksendung des
bloßen Wechsels, oder des Postaustrags nebst Wechsel stattfindet. Werden Postauf-
träge zur Protestaufnahme abgegeben, so bleiben die Gebühren umter b. und c.
außer Ansatz.

Xl Die Postverwaltung haftet für die Besörderung eines Postaustragsbriefes,
wie für einen eingeschriebenen Brief. Eine weitergehende Gewähr, insbesondere
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für rechtzeilige Vorzeigung, oder für rechtzeitige Rück. oder Weitersendung des Post-
auftrags nebst Anlage wird nicht geleistet; auch übernehmen die Postanstalten
keinerlei Verpflichtung zur Erfüllung der besonderen Vorschristen des Wechselrechts.

Im §. 32, die „Bestellung“ betreffend, erhalten die Absätze V und
VII folgende Fassung:

V An Orten, wo Briese mit höherer Werthangabe und Packete mit Werth-
angabe durch die bestellenden Boten ausgetragen werden, sind zu erheben:

u) für Briefe *’ t hangabe über 1500 bis 3000 Mark: 10 Pf., über3000 Mar#: 20 Pf.b) für zeunn zu- Werthangabe: die Sätze für Briese mit Werthangabe;
wenn aber der Tarif für die Bestellung der gewöhnlichen Packete höhere
Säße ergiebt, diese letzteren. Für einzelne Orte kann durch besondere
Verfügung auch für Packete mit Werthangabe über 1500 bis 3000 Mark
die Bestellgebühr auf 20 Pfl festgesetzt werden.

VII. Für das Abtragen der Briefe mit Werthangabe, der bis 23 Kilogramm
schweren Packete mit oder ohne Werthangabe, der Einschreibpackete bis zu dem-
selben Gewichte und der Postanweisungen nach dem Landbestellbezirke wird ohne
Rücksicht auf die Höhe der etwaigen Werthangabe bz, des Geldbetrages ein Bestell-
geld von 10 Pf. erhoben. Werden Packete von höherem Gewiche als 23 Kilo-
gramm abgetragen, so beträgt das Bestellgeld 30 Pf. für das Stück

12. Im §F. 34, „An wen die Bestellung geschehen muß“betreftnd, erhält
der Absatz II folgenden Zusatz:

Sind bei Postaufträgen mehrere Personen bezeichnet, so erfolgt die Vorzeigung
nur an den zuerst genannten Adressaten oder dessen Bevollmächtigten.

13. In demselben Paragraph erhält der Absatz II folgende Fassung:
iII Wird der Mdressat oder dessen nach den vorstehenden Bestimmungen be-

steller Bevollmächtigter in seiner Wohnung nicht angetroffen, oder wird dem Brief.
träger oder Boten der Zutritt zu ihm nicht gestattet, so erfolgt die Bestellung bz-
Aushändigung

der gewöhnlichen Briefe, Postkarten, Drucksachen und Waarenproben, sowie
der Begleitadressen zu gewöhnlichen Packeten (§. 32 Abs.1)bg, der Packete
selbst, serner der Anlagen zu Postaufträgen, sofern die Zahlung des dafur
einzuziehenden Betrages sogleich erfolgt,

an einen Haus, oder Geschäftobeamten, ein erwachsenes Familienglied oder sonstigen
Angehörigen, oder an einen Dienstboten des Adressaten bz. des Bevollmächtigten
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desselben. Wird Niemand angetroffen, an den hiernach die Bestellung bz. Aus-
händigung geschehen kann, so erfolgt dieselbe an den Hauswirth oder an den
Wohnungsgeber oder an den Thürhüter des Hauses.

14. In demselben Paragraph erhält der erste Satz im Absatz V folgende
assung:

v d aebändigunh an dritte Personen ist unzulässig, wenn es sich um dieBestellungv) #innibfendmnge (6. 16),
2) Postanweisungen (F. 17),

3) Telegrapbischen —ie’2 6 18)4) Ablieferungsscheinen (F. 32 A
5) Post-4bncktahnsn. 9"#en l8, Packeten und zu Packeten mit Werth-

angabe (F. 32?handelt. Es müssen * .onniree vielmehr stets an den Adressaten oder dessen
Bevollmächtigten selbst bestellt werden.

15. In demselben Absatz kommt der zweite Saß: „Sind bei Postauf-
trägen mehrere Personen bezeichnet, so erfolgt die Vorzeigung nur
an den zuerst genannten Adressaten oder dessen Bevollmächtigten“ in
Wegfall.

16. Im §F. 36, die „Berechtigung des Adressaten zur Abholung der Briefe
u. s. w." betreffend, erhält der Absatz V folgende Fassung:

Die Bestellung erfolgt Lüdoch, der abgegebenen Erklärung des Adressatenungeachtet, durch Boten der Postanstalt
1) wenn der Absender es verlangt und dieses Verlangen auf der Adresse,

z. B. kun den Vermerk „durch Eilboten“ 2c. ausdrücklich ausgesprochenbor G. 20),
2) wenn es auf die Bestellung von Briesen mit Behändigungsschein (§. 35)

z. auf die Vorzeigung von Postaufträgen (§§. 20 und 20u)ankommt;
3) wenn der Adressat nicht am Tage nach der Ankunft, oder wenn er außer-

halb des Ortsbestellbezirks der Postanstalt wohnt, nicht innerhalb der
nächsten drei Tage den zu bestellenden Gegenstand abholen läßt.

17. Hinter dem §. 41 tritt der solgende neue Paragraph hinzu:
4u1n.

Nachlleferung von Zeltungen.
Bei verspälet erfolgender 8 auf Jitunsen ist, wenn von dem Bezieher



1877. 15
die Nachlieferung der für die Bezugszeit bereits erschienenen Nummern einer Zei-
tung gewünscht wird. für das an die Zeitungs-Verlags-Postanstalt wegen der Nach,
lieserung abzulassende besondere Bestellschreiben das tarifmähige Franko von 10 Pf.
zu entrichten. Ebenso ist, wenn Bezieher von Zeitungen die nochmalige Lieserung
einzelner ihnen fehlender Nummern der Zeitung verlangen, für das dieserhalb an
die Verlags. Postanstalt zu richtende postamtliche Schreiben das Franko von 10 Pf.
zu erlegen.

18. Im §. 42, den „Verkauf von Postwerthzeichen“ betreffend, tritt am
Schlusse folgender neue Absaß hinzu:

VI. Außer Kurs gesetzte Postwerthzeichen werden innerhalb der durch den
Deuitschen Reichsanzeiger und andere öffentliche Blätter bekannt zu machenden Frist
bei den Postanstalten zum Neunwerth gegen gültige Postwerkbzeichen umgetauscht.
Nach Ablauf der Frist findet ein Umtausch nicht mehr statt. Die Reichs-Postver-
waltung ist nicht verbunden, Poslwerthzeichen baar einzulösen.

19. Im F. 43, die „Entrichtung des Portos und der sonstigen Gebühren“benenrm. erhält der Absatz VII folgende Fassung:
VII IZn Fällen, in welchen das Porto gestundet wird, ist dafür monatlich

eine Stundungsgebühr zu erheben. Dieselbe beträgt5Pf. für jede Mark oder den
überschießenden Theil einer Mark, mindestens aber 50 Pf. Wenn in einem Monat
Porto nicht zu stunden gewesen ist, so wird eine Gebühr nicht erhoben.

Der Reichskanzler.

In Vertretung:
Stephan.

Furstl. Schw.-Andolst. Gesetzsammlung XXXVIII. 4
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

4. Stüch vom Jahre 1877.

 VII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 20. April 187n, betreffend die festgestellten Formulare zu den

Uebersichten der eingeschriebenen Hülfskassen.

Im Anschluß an unsere Verordnung vom 10. November v. J. (Ges. S.
S. 170) über die Zuständigkeit der Behörden für die eingeschriebenen Hülfskassen
bringen wir nachstehende Bekanntmachung des Heirnn Reichskanzlers vom 14. Fe-
bruar d. J. (Centralblatt für das deutsche Reich Nr 8) über die Formulare zu den
von den genannten Kassen einzusendenden Uebersichten andurch zur öfsentlichen Kenntniß.

:Rudolstadt, den 20. April 1877.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesetsammlung XXXVIII.
Ausgegeben in Rudolstadt am 5. Mai 1877.
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Nach §. 27 des Gesetzes über die eingeschriebenen Hülfskassen vom 7. April v. J.
sind diese Kassen verpflichtet, in den vorgeschriebenen Fristen und nach den vorge-
schriebenen Formularen Uebersichten über die Mitglieder, über die Krankheits= und
Sterbefälle, über die verrechneten Beitrags= und Unterstützungstage der höheren
Verwaltungsbehörde, sowie einen Rechnungsabschluß der Aufsichtsbehörde einzusenden.
In Ausführung dieser Bestimmung wird auf Grund eines vom Bundesrath gefahten
Beschlusses hiermit bekannt gemacht, daß die Uebersichten über die Mitglieder und
über die Krankheits- und Sterbesälle nach Maßgabe des nachfolgenden Formulares I.,
der Rechnungsabschluß nach Maßgabe des nachfolgenden Formulares II. aufzustellen
und den zuständigen Behörden einzusenden sind. Für die Uebersichten über die

verrechneten Beitrags= und Unterstützungstage bleibt die Frlelinng eines Formu-lares vorbehalten.

Berlin, den 14. Februar 1877.

Der Reichskanzler.

In Vertretung:
Eck.
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Name der Hülfskasse:
Ort ihres Sißes:
Bezirk

I.

Uebersicht
für die beiden Jahre

Die Uebersicht ist zum ersten Male für die Jahre 1877 und 1878, sodann
regelmäßig für die weiteren zwei Jahre aufzustellen und jedesmal binnen 3
Monaten nach Ablauf des zweiten Jahres an die höhere Verwaltungsbehörde
einzusenden. Für Kassen, welche zu den vorher beslimmten Zeitpunkten noch
nicht zwei Jahre in Thätigkeit sind, ist die Uebersicht gleichwohl, unter
Bezeichnung des Zeitraums, auf welchen sie sich bezieht, aufzustellen.
Die Mitglieder werden in Spalte 1 bis 3 nach ihrem Alter bei Beginn des
ersten, durch diese Uebersicht betrofsenen Verwaltungsjahres, in Spalte 4 bis 6
nach ihrem Alter bei dem Eintritt, in Spalte 7 bis 15 nach ihrem Alter
bei dem Ausscheiden, in Spalte 16 bis 18 nach ihrem Alter am Schlusse
des zweiten, durch diese Uebersicht betroffenen Verwaltungsjahres, in Spalte
19 bis 24 nach ihrem Alter bei der Erkrankung geordnt.

. Als Erkrankungssälle in Spalte 1p bis 21 gelten nur diejenigen, welche nach
Beginn des erslen der beiden Jahre eingetreten sind; ältere noch andauernde
Erkrankungen kommen nicht in Betracht. Wenn ein Mitglied mehrmals er-
krankt ist, so wird jeder Erkrankungsfall besonders gerechnet.

4m Als Krankheitstage in Spalte 22 bis 24 gelten nur diejenigen Tage, für
welche die Kasse Aufwendungen gemacht hat.



1877.20

der 9# der beidenVei Vegi * Die Zahl der im d Zabl der im zanteglieder
v. .· Laufe der beidenJahres war die Zahl - " —«"——-

Maximum-NR HEXEN diesshtmokfdiksthmqadeki
ber i Aus edenenAltersklassen. &amp;„ fee — di Ausgehaie ren

mann. weib- zusom- mann= weib ##un- menn= weib- zuf witesen
lich. lich. men. lich. 1*rl)men. lich. lich.men. 10n k
 — ——

I. 2. 8. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12.

Noch nicht 20 Jahre.
20 Jrbre vol- aber noch5r75 nicht 2 za hreB3 - 4 4 er noch
30 dure voll, aber nochal

40 Jahre voll, aber noch
e.

60 Jahre voll und darüber

Summe
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Jahre ausgeschiedenen
und zwar: Am Schluß des zweilen l der Erkronkungs-, Die Jahl der Krankheits-

 Jahres wor bie Zahl der . l beder dahre tage wahrend beider Jahre
im Ganzen war

mann· ¶ weib· zusam· mann· ¶ weib· gusam- mann·¶ weib·¶ zusam·s mann· weib· usam·
lich. lich. men. lich. lich. men. lich. lich. men. li lich. men.

13. 14. 15. 16. 17. 18. 19. n 20. 21. 22. 28. 24.
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II. Rechnungs-
für das

Der Abschluß ist für jedes Jahr aufzustellen und binnen drei
Ein

aus dem Vorjahre. aus dem lau

Baarer Kassenbestand.. Defecte und Reste. Zinsen von Kapitalien. Eintrittögelder.

I. 2. 3. 4.
7— . 7 7 I

l
l

A u

für des laufen
Rechnung .... Itkandckemtls

er zür ärztliche Armei W enner ben

Vorlahre. Arankengelder. Behandlung. Kür Arzucien. und leichterung

I. 2. 8. T 5.
*r 4 1. — mt
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Name der Hülfskasse:
Ort des Siczes:

A b sch u Bezirk:
Monalen nach Ablauf des Jahres der Aufsichtsbehörde einzusenden.
nahmen

fenden Jahre.

NRegelmähige BesondereBeiträge ruen 9 Eingezogene Sonstige
der Mitglieder. ene der Ar- Zuwendungen. Kapitalien. Einnahmen.

5. 6. 7. T T
M 4 MA I l

Its-en
—

den Jahres.

Andere Ver-Beihülfen in
Sterbefällen.

Kapitals-
Anlagen.

Sonstige
Ausgaben.
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Abschluß.

Die Einnahme betrug
Die Ausgabe betrug

Demnach ri- sichn Bestand von
hine Schuld von

Vermögens-Ausweis.
Am Schluß des Vorjahres waren verzinslich angelegt

(oder betrug die Schuld)
Im Laufe des Jahres wurden angelegt

(oder wurden eingezogen)

Ergiebt

Hierzu der obige Bestand von
(oder hiervon ab die obige Schuld von)

Stand des Vermögens am Schlusse des Jahres
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

5. Stüch vom Jahre 1877.

 VIII. Verordnung,
die Einberufung eines außerordentlichen Landtags des Fürstenthums

betreffend, vom 4. Mai 1877.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg rc.
verordnen hiermit, daß der Landtag des Fürstenthume zu einer außerordentlichen
Versammlung

zum 2 8. Mai d. J.

in Unsere Residenz Rudolstadt einberusen werde und beauftragen Unser Ministerium
mit der Ausführung dieser Verordnung.

Urkundlich unter Unserer eigenhöndigen Unterschrist und beigedrucktem Fürsl-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 4. Mai 1877.

(I. S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw.-Rudolst. teiehianmiung XXNVIII.Ausgegeben in Nudolstadt am 13. no- 1877.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

6. Stüch vom Jahre 1877.

 &amp; IX. Ministerial-Bekauntmachung
vom 30. Mai 1877, die Zuweisung der einem Gemeinde= oder
Gutsbezirke nicht augehörigen Grundbesitzungen zu den Standes-

amtsbezirken betreffend.
Auf Grund des §. 2 des Reichsgesetes über die Beurkundung des Personen-

standes und die Ebeschließung vom b. Febr. 1875 (Neichsgesetzblatt S. 23), sowie
im Anschluß an F. 8 der Ausführungs-Verordnung vom 15. October 1875 (Gesetz-
Samml. S. 139) und an die Bekammmachung vom 6. Novdr. 1875, die Bildung
der Standegamtsbezirke betreffsend (Gesetz Samml. S. 244), wird mit Höchster Ge-
nehmigung Serenissimi andurch Nachsolgendes bestimmt:

1) Diejenigen Grundbesitzungen, welche der unmittelbaren Benutzung des Landes-
fürsten überwiesen sind, werden demjenigen Standesamtobezirke zugetheilt,
dem die Gemeinde angehört, welcher die Bewohner solcher Besitzungen nach
Art. 3 Sat 4 der Gemeindeordnung zugewiesen sind.
Waldungen von größerem Umfange, die nach Art. 3, Satz 3 Nr. 2 der Ge-
meindeordnung weder einem Gutobezirke einverleibt sind, noch zu Gutecom-
plexen gehören, werden, insofern sie in der Oberherrschaft belegen
sind, hiermit demjenigen Standesamtsbezirke zugewiesen, welchem der Re-
viewerwalter für seine Person angehört

Die Fürsll. Forste der unterherrschaft werden hiermit den nachver-
Feichneten Standesamtsbezirken zugetheilt:
! der Kyffhäuser Forst dem Standesamte Thaleben,

der Thaleber Forst dem Standesamte Thaleben,Fürstl. —* Nubolst. Gesetzsammlung XXXVII1
Ausgegeben in Nudolsiadt am 29. Zuni 1877.

8 -
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3) der Udersleber Forst dem Standesamte Udersleben.
4) der Seegaer Forst dem Standesamte Seega,

5) der Schlotheimer h dem Standesamte Schlotbeim.Rudolstadt, den 30. Mai 1877

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

 AX. Ferneres Nachtragsgesetz
zur Strafproceß-Ordnung vom 16. Juni 1877.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg cc.
haben mit Rücksicht auf §§. 73 und 80 des Gerichtsversassungsgesetzes vom 27. Jan.
1877 (Reichs-Ges.-Bl. S. 41) auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Beirath
und Zustimmung des getreuen Landtags die Vorschriften des §. 1 Nr. I. des Nach-
tragsgesetzes zur Strasproceßordnung vom 15. November 1870(Gesetz Samml. S. 99)
auszuheben beschlossen und an Sielle derselben zu verordnen was folgt:

SF. 1.
Zur Competenz der Geschwornengerichte gehören und sind nach den in den

Strafproceßgesetzen für Verbrechen im engeren Sinne gegebenen Vorschriften
zu behandeln: alle Verbrechen im Sinne des F. I alm. 1 St.-G.-B. mit Ausnahme

1) derjenigen Verbrechen, welche mit Zuchthaus von höchstens fünf Jahren,
allein oder in Verbindung mit anderen Strafen bedroht sind. Diese Bestim-
mung sindet nicht Anwendung in den Fällen der §§. 86, 100 und 106
des Strafgesetzbuchs;

2) des Verbrechens der Personen, welche zur Zeit der That das achtzehnte
Lebensjahr noch nicht vollendet hatten:

3) des Verbrechens der Unzucht im Falle des §. 176 Nr. 3 des Strafgesetzbuchs;
4) des Verbrechens des Diebstahls in den Fällen der §§. 243 und 244 des

Strafgesetbuchs:
5) des Verbrechens der Hehlerei in den Fällen der §§. 260 und 261 des Straf-

gesetzbuchs:
6) des Verbrechens des Betruges im Falle des §. 264 des Strasgesetzbuchs;
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8. 2.

Gegenwärtiges Gesetz ritt mit dem 1. Juli 1877 in Krast; es sollen jedoch
diejenigen Untersuchungen, in denen an jenem Tage bereits ein rechtskräftiger Ver-
weisungsbeschluß erkheilt war, noch nach den bisherigen Vorschriften behandelt werden.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 16. Juni 1877.

(L. S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab.

 NXNI. Gesetz,
die Zustellung behördlicher Verfügungen und Ausferrigungen durch

die Post betreffend, vom 16. Juni 1877.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg cc.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des getreuen
Landtags, was folgt:

5S. 1.
Die Zustellung gerichtlicher Versügungen und Ausfertigungen kann durch die

Post erfolgen.
Die Zustellung durch die Post hat die nämliche Wirkung, als wenn sie durch

einen verpflichteten Diener oder Boten der absendenden Behörde ersolgt wäre.
8. 2.

Die Zustellung durch die Post gilt als gesetzmäßig bewirkt, wenn sie in Ge-
mäßheit der über die Bestellung gerichtlicher Schreiben mit Behändigungsschein be-

stehenden Vorschristen durch einen bierzu verpflichteten Postbediensleten geschehen ist.
S. 38. 3.

Der Nachweis der Zustellung durch die Post gilt als erbracht, wenn der ab-
sendenden Behorde ein den desfalls bestehenden Vorschriften entsprechend eingerichteter
und unterschriebener Behändigungsschein durch die Post zugestellt ist.
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8. 4.

Die Bestimmungen der §##. I bis 3 gelten auch von Versügungen und Be-
nachrichtigungen der Verwaltungsbebörden, auch wenn mit der Nichtbefolgung der
behändigten Auflage ein Rechtenachtbeil verbunden ist.

Urkundlich unter Unserer eigenbändigen Unterschrist und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 16. Juni 1877.

(Il. S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab.

 XII. Gesetz
vom 16. Juni 1877, die Abänderung des Tarifs über die Veran-

lagung der Gewerbesteuer betreffend.
Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.

verordnen auf Antrag Unseres Ministeriume sowie mit Beirath und Zustimmung
des getreuen Landtags, was solgt:

Der dem Gewerbesteuergesetze vom 15. Februar 1868 (Gesetz-Samml. S. 117)
anliegende Tarif über die Veranlagung der Gewerbesteuer wird bei der achten Classe
dahin abgeändert, daß an die Stelle der bisherigen Sätze nachfolgende Bestim-
mung tritt:

vill. Classe.
2 Mk. bis 100 Mk. Personen, welche ein Gewerbe im Umhexziehen betreiben.

Bei Hausirern kann die Steuer bis auf 50 Pfg. ermäßigt werden.
Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 16. Juni 1877.

(L. S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

7. Stück vom Jahre 1877.

 XlII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 23. Juni 1877, die Veröffentlichung der Concessions-Urkunde
für die Thuringische Eisenbahngesellschaft zum Bau und Betriebe
einer Eisenbahn von Arnstadt über Plaue, Angelrode, Elgersburg
nach Ilmenau, sowie des zur Ausführung dieser Bahn abgeschlossenen

Vertrags betreffend.
Auf höchsten Besehl Seiner Durchlaucht des regierenden Fürsten werden nach-

slehen* die Concessionsurkunde vom 6. Juni d. J. für die Thüringische Eisenbahn-
gesellschaft zum Bau und Betriebe einer Eisenbahn von Aunstadt über
Plaue, Angelrode, Elgersburg nach Ilmenau;
der Vertrag zwischen den Staatsregierungen von Schwarzburg. Rudolstadt,
SachsenWeimar, Sachsen-Coburg-Gotha und Schwarzburg-Sonders-
hausen einerseits und der Direktion der Thüringischen Eisenbahngesellschaft
andererseits wegen Ausführung dieser Bahn vom 19. December 1876

hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

—

Rudolstadt, den 23. Juni 1877.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw.-Anudolst. Gesegsammiung XXVIII. s
Ausgegeben in Rudolstadt am 5. Juli 1877.
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Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
urkunden und bekennen hiermit:

Nachdem die Thüringische Eisenbahngesellschaft in der am 31. August v. J.
zu Eisenach abgehaltenen Generalversammlung ihrer Aktionäre die Ausdehnung ihres
Unternehmens auf den Bau und Betrieb einer Eisenbahn von Aunstadt nach
Ilmenau beschlossen hat, der hierauf von derselben mit den Regierungen von
Schwarzburg-Rudolstadt, Sachsen-Weimar, Sachsen Coburg-Gotha und Schwarz-
burg-Sondershausen abgeschlossene Vertrag vom 19. December v. J. allseitig unter
dem 26. März d. J. landeshemlich ratificirt, auch der demgemäß abgefaßte Nach-
trag zu dem Statut der Thüringischen Eisenbahngesellschaft von den die Aufsicht
sührenden hohen Regierungen genehmigt und der entsprechende Eintrag im Handels-
register bewirkt worden ist, so wollen Wir der Thüringischen Eisenbahngesellschaft
die Concession zum Bau und Betriebe der gedachten, von Amnstadt über Plaue,
Angelrode. Elgersburg nach Ilmenau führenden Eisenbahn nach Maßgabe des
Vertrags vom 19. December v. J. für Unser Staatsgebiet unter Verleihung der
Besiigniß zur zwangsweisen Enteignung des zur Anlegung dieser Eisenbahn
erforderlichen Grundbesitzes nach Maßgabe Unseres Gesetzes vom 21. Februar 1873
andurch ertheilen.

Zur Urkund dessen haben Wir die gegenwärtige Concessionsurkunde eigenhändig
vollzogen und derselben Unser Fürstliches Insiegel beisügen lassen.

So geschehen

Nudolstadt, den 6. Juni 1877.

(L. S.) eorg,
Fürst zu Schwarzburg.

v. Bertrab.

Concessions-Urkunde
für den Bau und Betrieb einer Eisenbahn von Arnstadt nach Ilmenau

durch die Thüringische Eisenbahngesellschaft.
Zwischen

der Grohherzoglich Sachsen-Weimarischen Staatsregierung, vertreten durch
den Großherzoglichen Regierungsrath Dr. Schambach,
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der Herzoglich Sachsen-Coburg-Gothaischen Staatsregierung, vertreten durch

den Herzoglichen Geheimen Staatsrath Braun und
den Herzoglichen Staatsrath Samwer,

der Fürstlich Schwarzburg= Sondershausen'schen Staatsregierung, vertreten
dur

den Fürstlichen Geheimen Staatsrath von Wolffersdorfs,
und der Fürstlich Schwarzburg-Rudolstadt'schen Staatsregierung, vertreten

dur
den Fürstlichen Geheimen Regierungsrath Hauthal,

einerseits und der in Erfurt domicilirenden Thüringischen Eisenbahn Gesellschaft.
vertreten durch deren Direction, andererseits, ist heute, vorbehältlich der landesherr-
lichen Ratificationen sowie der durch den Staatsvertrag vom 19. April 1844 und
bezüglich das Gesellschafts Statut bestimmten Zustimmung der bei der Thüringischen
Eisenbahn betheiligten drei Staatsregierungen solgender Vertrag abgeschlossen worden.

S. 1.
Die Thüringische Eisenbahn-Gesellschaft verpflichtet sich, den Bau und Betrieb

einer an die Zweigbahn Dietendorf- Amstadt unmittelbar anschließenden, von ihrer
Station Arnstadt in der Richtung auf Plaue-Angelrode, Martinrode, Gera, Elgers-
burg nach Ilmenau führenden Eisenbahn in der Weise zu übernehmen, daß die
ganze Linie Dietendorf- Ilmenau von Eröffnung der neuen Strecke an einen inte-
grirenden Theil des Stamm-Unternehmens der Thüringischen Eisenbahn bildet und
mit dem letzteren in ungetrennter Betriebsrechnung verwaltet wird.

Zu dem Ende sind die nachstehenden Bestimmungen vereinbart worden.
2

Die contrahirenden hohen Regierungen werden der Thüringischen Eisenbahn-
Gesellschaft die Concession für die in F. 1 bezeichnete neue Bahnstrecke nach den
Bestimmungen dieses Vertrags ertheilen, auch derselben das Recht zur Expropriation
und zur vorübergehenden Benutzung fremder Grundstücke auf Grund der betreffenden
Landesgesetze einräumen.

Für die bisherige Strecke Dietendorf= Amnstadt behält es bei der ertheilten
Concession und Expropriationsbefugniß auch ferner sein Bewenden. Die Herstellung
und Unterhaltung von Zufuhrwegen zu den Bahnhöfen bezüglich Haltestellen der
Linie Dietendorf. Ilmenau soll der Eisenbahn-Gesellschaft nicht angesonnen werden.
Ebenso soll sie nicht gehalten sein, Anlagen an Wegen, Uecberfahrten, Triften, Ein-

8°
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friedigungen, Bewässerungs. und Vorfluthanlagen #., deren Nothwendigkeit erst nach
der Eröffnung der Bahn durch eine mit den beuachbarten Grundstücken vorgehende
Veränderung entstehen, auf ihre Kosten einzurichten und zu unterhalten.

3
Die contrahirenden hohen Regierungen überlassen der Thüringischen Eisenbahn-

Gesellschaft unter Verzicht auf Ersatz des dafür gemachten Aufwandes die in ihrem
Besitz befindlichen generellen Vorarbeiten für die Strecke Arnstadt= Ilmenau nebst
allen zugehörigen Materialien.

Die Spurweite der neuen Steecke soll überall gleichmäßig 1,4.25 M. im
Lichten der Schienen, das Längengefälle derselben nicht mehr als 1,60, die geringste
Länge der Krümmungs-Halbmesser für die Kurven der Bahnhofs. Geleise nicht
weniger als 200 Meter, für die Kurven der Linie selbst nicht weniger als 350
Meter betragen. Die Bahnhöse und Halteslellen sollen, soweit thunlich, in ihrer
ganzen Längenausdehnung in geraden Linien liegen.

Der Grund und Boden für den Bahnkörper selbst ist innerhalb der Fluren
Anstadt und Ilmenau durchgängig, innerhalb der Flur Angelrode für den Thal-
übergang hinter dem Dorfe, in der Flur Elgersburg vom Bahnhofe ab bis etwa
gegen die Grenze bei Noda, sowie innerhalb des bebauten Theiles der von der
Bahn berührten Dörfer Siegelback und Roda sogleich für ein Planum mit Doppel-
Gleise zu erwerben, auch sind die Brücken über die Bahn und die gröheren Bau-
werke im Bahnkörper, wenigstens in den Fundirungen, sogleich für zwei Gleise
herzustellen, im Uebrigen soll der für den Bahnkörper erforderliche Grund und
Boden zunächst nur für ein Gleis erworben, auch die neue Strecke überall nur in
einem Gleise ausgeführt werden.

Bei Plaue, Elgersburg und Ilmenau sind Stationsanlagen für Personen- und
Gütewerkehr herzustellen. Auch bei Martinrode soll künftig auf ekwaiges Verlangen
der Großherzogl. Sächs. Regierung und, sofern demnächst die im F. 6 angegebenen
Bedingungen erfüllt werden, eine Station für Personen= und Gütewerkehr errichtet
werden.

Im Uebrigen sollen der Bau und das gesammte Beniebs-Material der Zweig-
linie Dietendorf. Ilmenau, soweit nicht Seitens des Reiches erlassene oder künftig
ergehende Bestimmungen Anwendung zu finden haben, nach Maßgabe der von dem
Verein der deutschen Eisenbahn-Verwaltungen für die Gestaltung des Eisenbahn.
Wesens und zwar mindeslens der für die Gestaltung der secundären Bahnen erster
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Klasse angenommenen Grundzüge, Sicherheitsanordnungen und einheitlichen Vor-
schriften derartig eingerichtet werden, daß die Transportmittel auf die Thüringische
Bahn ungehindert übergehen können.

8. 4.
Die Baupläne und Anschläge für die neue Strecke sind ohne Verzug, späãtestens

aber innerhalb sechs Monaten nach Perfektwerden dieses Vertrages fertig zu stellen
und der Königlich Preußischen Regierung, welche von den übrigen betheiligten Re-
Hierungen um die Prüfung ersucht werden wird, zur Genehmigung vorzulegen und
ist der Bau binnen längstens zwei Jahren nach erfolgter Genehmigung der Pläne
zu vollenden.

Falls jedoch die Ueberweisung des Grundeigenthums (ceir. §. 6) ohne Ver-
schulden der Bahnverwalumg innerhalb sechs Monaten nach Genehmigung der Pläne
noch nicht geschehen sein sollte, oder Falls während der Banzeit Ereignisse eintreten,
welche die Beschaffung des Baukapitals in besonderem Grade erschweren, so wird
die Baufrist von den hohen contrahirenden Regierungen angemessen verlängert
werden.

S. 5.

Die Großherzoglich Sächsische und die Fürstlich Schwarzburg= Sondershauseu'sche
Regierung verpflichten sich. zur Unterstützung des Unternehmens:

1) zusammen einen Beitrag à londs per#ün von 750,000 M., geschrieben:
„Siebenhundertundfunfzig Tausend Mark“

an die Thüringische Eisenbahn-Gesellschaft baar zu zahlen und zwar die Groß-
herzoglich Sächsische Regierung zu 572 mit 312,500 M., geschrieben:

„Dreihundertzwölf Tausend fünf Hundert Markt
und die Fürstlich Schwarzburg-Sondershausen'sche Regierung zu 7/12 mit 437,500
M., geschrieben:

„Vierhundertsiebenunddreifig Tausend fünf Hundert Mark.“Die Zahlung soll in zwei gleichen Raten erfolgen und zwar die erste Hälfte
binnen vier Wochen nach Genehmigung der Baupläne (vergl. §. 4) und die andere
Hälfte 14 Tage nach Eröffnung des Betriebes auf der neuen Bahn.

2) Falls die Thüringische Eisenbahn-Gesellschaft solches verlangen und dieses
Verlangen den gedachten hohen Regierungen gegenüber bis zum 1. October 1877
aussprechen sollte, derselben von den Thüringischen Eisenbahn-Prioritäts-Obligationen
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VI. Emission einen Betrag von 1,500,000 M. Nominal und zwar die Grohherzog-
lich Sächsische Regierung 625,000 M. geschrieben:

„Sechshundertfünfundzwanzig Tausend Mark“
und die Fürstlich Schwarzburg= Sondershausen'sche Regierung 875,000 M., ge-
schrieben:

wiüchchurdeutinsündsebenz Tausend Mark“zum Course von os pCt., geschrieben:
achtundneunzig Prozent

abzunehmen. Die Abnahme und die Zahlung der Valuta soll alsdann in zwei
Terminen und zwar zur einen Hälfte binnen drei Monaten und zur anderen Hälste
binnen sechs Monaten nach dem von der Direction der Thüringischen Eisenbahn-

Gesellschaft ausgesprochenen Verlangen ***-
1) Außerdem bedingt die rhleichir Eisenbahn= Gesellschaft hinsichtlich des

Grunderwerbs innerhalb des Landesgebietes von Stchen Weinan. Sachsen·Coburg·Gotha und Schwarzburg-Sondershausen FolgendeDas zur Herstellung der neuen Bahn, ### der Bahnhöfe und aller

sonstigen Anlagen, für Seitenentnahmen, Parallelwege, Sicherheitsstreifen, Ge-
winnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Correctionen von Wegen oder Wasser-
läufen u. s. w. nach den genehmigten Bauplänen oder nach den Bestimmungen
der Landespolizeibehörden ersorderliche, oder zum Schutze der benachbarten Grund-
stücke, Verhütung von Feuersgefahr u. s. w. für nothwendig erachtete, der Expro-
priation unterworfene Grundeigenthum mit Einschluß von Rechten und Gerechtig-
keiten, ist für die Eisenbahn= Gesellschaft zu erwerben und an dieselbe kostenfrei zu
überweisen und abzutreten.

Innerhalb der im §. 3, al. 4 bezeichneten Fluren, resp. Grenzen erstreckt sich
diese Verpflichtung zugleich auf den Erwerb des Grund und Bodens für ein event.
später anzulegendes zweites Gleis.

Die Ueberweisung des vorgedachten Grundeigenthums nebst Rechten und Ge-
rechtigkeiten an die Eisenbahn Gesellschast hat dergestalt unentgeldlich zu erfolgen,
daß von ihr auch Cultur- und Inconvenienz= Entschädigungen nicht zu tragen sind
und die zu erwerbenden resp. zu enteignenden Grundstücke srei von Gebäuden, bei
Waldboden in ausgerodetem Zustande, frei von Pfandrechten sowie, abgesehen von
der Grundsteuer, soweit solche nach der z. Z. bestehenden Landesgesetzgebung von
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Eisenbahnen zu entrichten ist, frei von allen dinglichen Lasten und Abgaben in das
Eigenkhum derselben übergehen.

Der Eisenbahn-Gesellschaft sollen in dieser Beziehung nur die Koslen der Ver-
messung, Versteinung und Uebereignung zur Last fallen, jedoch sind ihr bei der Ent-
eignung und Uebereignung Sporteln und Stempelgebühren nicht auszuerlegen.

Die Eisenbahn-Gesellschaft sichert zu, spätestens binnen acht Wochen nach Ge-
nehmigung des Bauplans in einer Flur einen Auszug aus diesem Plane vorzu-
legen, welcher die zu erwerbenden, resp. zu enteignenden Grundslücke nach ihrer
katastermäßigen oder sonst üblichen Bezeichnung und Größe, deren Eigenthümer nach
Namen und Wohnung, ferner die landespolizeilich angeordneten Aulagen, sowie, wo
mur eine Belastung von Grundeigenthum in Frage sieht, die Art und den Umfang
dieser Belastung enthält.

Binnen sechs Wochen nach Vorlage dieses Auszuges ist die Eisenbahn Gesell-
schaft in den Besitz der zu erwerbenden Grundstücke zu setzen, wobei sie nur für
Befreiung von Gebäuden oder für Ausrodung von Waldboden eine weitere ange-
messene Frist zu gestatten hat. Ist innerhalb dieser sechs Wochen die Ueberweisung
nicht erfolgt, so sleht der Eisenbahn-Gesellschaft die Befugniß zu, ohne Weiteres die
gesetzliche Expropriation zu beantragen. Der ihr im Expropriationswege für den
Grunderwerb u. s. w. erwachsende Aufwand einschließlich der Kosten des Verfahrens
ist ihr alsdan zu ersetzen.

2) Die Fürstlich Schwarzburg= Sondershausen'sche Regierung übernimmt hier-
durch für ihr Gebiet die vorstehend unter Nr. 1 von und zu Gunsten der Thürin-
gischen Eisenbahn-Gesellschaft bedungenen Verpflichtungen.

3) Die Herzoglich Sachsen-Coburg= Gothaische Regierung tritt für die Er-
füllung dergleichen Verpflichtungen durch die von der Bahnlinie berührten Gemeinden
ihres Gebietes haftpflichtig ein.

Die Thüringische Eisenbahn. Gesellschaft hat sich wegen Erfüllung dieser Ver-
pflichtungen lediglich an die Herzogliche Regierung zu wenden.

4) Die Großhenzoglich Sächsische Regierung wird eine in legaler Form aus-
gesertigte Erklärung der Stadtgemeinde Jlmenau darüber beibringen, daß dieselbe
binsichtlich der Orte und Fluren Roda, Oberpörlitz, Unterpörlitz und Ilmenau die
vorstehend unter Nr. 1 von und zu Gunsten der Thüringischen Eisenbahn-Gesell-
schast bedungenen Verpflichtungen übernimmt und für deren Erfüllung sowohl der
Thüringischen Eisenbahn-Gesellschaft als der Großherzoglichen Staatsregierung
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gegenüber einzustehen hat, dabei auch bei etwa hervortretenden Differenzen über
den Umfang der hiernach übernommenen Verpflichtungen sich ihrerseits lediglich der
Entscheidung des Grohherzoglichen Staatsministeriums unterwirft.

Für die Legalität und Rechtsverbindlichkeit der von der Stadtgemeinde Ilme-
nau beizubringenden Erklärung haftet die Großherzogliche Staatsregierung der
Thüringischen Eisenbahn-Gesellschaft gegenüber.

Hinsichtlich des Grunderwerbs in der Flur Martinrode verzichtet die Thürin-
gische Eisenbahn= Gesellschaft auf die Bedingung unter Nr. 1 vorstehend so lange,
als die Großherzogliche Staatsregierung die Anlegung einer Haltestelle oder einer
Station für Personen= und Güterverkehr bei Martinrode nicht verlangt.

Sollte dieses Verlangen später gestellt werden, so ist die Bedingung unter
Nr. 1 vorstehend zu ersüllen, beziehungsweise der Thüringischen Eisenbahn-Gesell-
schast der für den Grunderwerb in der Flur Martinrode bereits gehabte Aufwand
und zwar mit Zinsen zu 41 pt. jährlich von der Besitergreisung ab, zu ersetzen.

5) Anlangend den Grunderwerb in der Flur Angelrode, so sichert die Fürstlich
Schwarzburg-Rudolstadt'sche Regierung zu, einen möglichst günstigen Grunderwerb
zu vermitteln.

Sollten gleichwohl die Kosten desselben in dem unter Nr. 1 vorstehend für die
übrigen Saatsgebiete bedungenen Umfange den Betrag von dreißigtausend Mark
überschreiten, so verpflichtet sich für diesen unerwarteten Fall die Fürstlich Schwarz-
burg. Sondershausen'sche Regierung der Thüringischen Eisenbahn, Gesellschaft den
Mehraufwand zu erstatten und zwar mit Zinsen à 4 pCt. jährlich von der
Besltzergreifung ab.

8. 7.
Außer diesen nach §. 5 und F. 6 zu übernehmenden Unterstützungen sollen

den contrahirenden hohen Regierungen, vorbehaltlich der Bestimmungen in §. 16,
finanzielle Verpflichtungen irgend welcher Art aus dem gegenwärtigen Contracts-
Verhältnisse nicht erwachsen.

8. 8.
Die neue Strecke darf dem Verkehr nicht eher übergeben werden, als bis nach

erfolgter Revision der Anlage von der Königlich Preußischen und den betheiligten
Territorial-Regierungen Genehmigung dazu ertheilt worden ist.

Die Thüringische Eisenbahn-Gesellschaft ist verpflichtet, die Zweigbahn Dieten-
d orf. Ilmenau nebst den Transportmitteln in solchem Zustande zu erhalten, daß die
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Beförderung mit Sicherheit und auf die der Bestimmung des Unternehmens ent-
srrechende Weise erfolgen kann. Sie kann hierzu im Verwaltungewege angehalten
werden.

8. 9.
Die in den verschiedenen Staatsgebieten der Zweigbahn Dietendorf· IImenau

stationirten Bahnpolizei Beamten sind auf Präsentation der Bahnverwaluung bei der
competenten Bebörde des betreffenden Staatee in Pflicht zu nehmen, jedoch soll
eine einmalige Verpflichtung dergestalt genügen, daß, wenn dieselben schon innerhalb
eines der von der Thüringischen Eisenbahn oder einer ibrer Zweiglinien berührten

Staatsgebietes stationirt gewesen, und verpflichtet wrnn sind, die frühere Ver-
Pflichtung auch für ihre neue Stellung für ausreichend

Hinsichtlich der in der Flur Angelrode Katentnn, Tarne wird die Groß-
herzoglich Sächsische Regierung bis auf Weiteres auf Wunsch und im Auftrag der
Fürstlich Schwarzburg-Rudoistädtischen Regierung die Verpflichtung durch ihre
Organe vornehmen lassen.

Die Angehörigen eines Staates, welche im Gebiete eines bei der Thüringischen
Eisenbabn und deren Zweiglinien betheiligten Staates angestellt werden, scheiden
dadurch aus dem Unterthanen-Verbande ihres Heimathlandes nicht aus.

Die Gesellschafts. Beamten sind ohne Unterschied des Ortes der Anstellung der
Dieciplin der competenten Aufsichtsbebörde, im Uebrigen aber den Gesetzen und
Behörden des Staates, in welchem sie ihren Wohnsitz haben, unterworfen.

Die Bahnverwallung hat bei Anstellung solcher Bahnbeamten der unteren
Kategorien, welche innerhalb des betreffenden Staatsgebietes ihren festen Wohnsitz
haben, Angehörige des bezüglichen Gebietes auf ihre Bewerbung bei gehöriger
Befähigung vorzugsweise zu berücksichtigen.

Im Uebrigen kommen bezüglich der Anstellung dieser Beamten dieselben Be-
slimmungen wie bei der Thüringischen Stammbahn zur Anwendung.

Die Beförderung von Truppen, Miitär.Effecten und sonstigen Armee-Bedürf-
nissen hat auf der Zweigbahn Dietendorf-Ilmenau nach denjenigen Normen und

Säßben siettuufiden, welche auf der Thüringischen Stammbahn jeweilig Giltig-keit hab
* sind rücksichtlich der Beförderung den Militärpersonen gleich-

zustelleHuen-. Schw.-Rudolst. Gesetsammlung XXXVIII. 9
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8. 11.
Gegenüber der Post- und Telegraphen-Verwaltung des Deutschen Reiches hat

die Eisenbahn-Gesellschaft hinsichtlich der Zweiglinie Dietendorf- Ilmenau die für
die Thüringische Stammbahn jetzt oder künftig beslehenden Verpflichtungen zu
übernehmen.

8. 12.
Für die Zweiglinie Dietendorf-Ilmenau werden der Thüringischen Eisenbahn-

Gesellschaft von den concessionirenden hohen Regierungen, soweit es von ihnen
abhängt, mit Rücksicht auf die schwierigen Betriebsverhältnisse folgende Maximal=
tarifsätze und Tarifbestimmungen zugestanden:

m Personen· Bertehrin erster Wagenklasse 10 Pf.
„ zweiter » ...... 7,5»

„dritter „ ...... »

„ vierter ,

pro Person und Kilometer, wobei bemerktwird,daß die rin.. Gesellschaft zwar
berechtigt, aber nicht verpflichtet sein soll, die vierte Wagenklasse einzuführen oder
solche nach etwa versuchsweise erfolgter Einführung beizubehalten.

. Im Gepäck-Verkehr

pro 10 silogramm Gepãck und Kilometer 0,75 Pf.
 Im gesammten sonstigen Verkehr

sollen an Tractionsgebühr in der niedrigsten Tarifklasse auf der Dietendorf-Ilmenauer
Strecke bis zu 0,5 Pf. pro 100 Kilogramm und Kilometer erhoben werden dürfen,
in den höheren Tarifklassen aber bie zu 50 Prozent höhere Einheitssätze als solche
jeweilig für den Lokalverkehr der Thüringischen Stammbahn genehmigt sind.

Insbesondere wird hierbei der Eisenbahn-Gesellschaft auch die Befugniß ertheilt,
sowohl im Lokal= als im direkten und im Transitverkehre angemessene Minima als
Sätßze, beziehungsweise Antheile zu erheben und zwar:

im Transitverkehre in minimo die für 2 Kilometer,
 birekten Verkehre „ » », »
„Vokalverkehre „ „ „ „ 5 »

fich berechnenden Sähe.
Bezüglich der Expeditionsgebühren, ferner bezüglich der Abrundung sowohl der

Gewichtsmengen als auch der zur Erhebung kommenden Frachten resp. Personen-
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sahrpreise, sowie im Uebrigen gelten, je nachdem es sich um den Lokal. oder einen
direkten Verkehr handelt, die jeweilig für den bezüglichen Verkebr der Stammbahn
bestehenden Sätze und Bestimmungen.

Falls der Thüringischen Eisenbahn-Gesellschaft demnächst etwa für eine ihrer
Strecken günstigere Bedingungen 2c. zugestanden werden sollten, so sollen solche ohne

riens auch für die Dietendorf. Ilmenauer Zweigbahn zur Anwendung kommen
Für den Fall der Fortsetzung der Zweiglinie Dietendorf.Ilmenau über Ilmenau

binaus in südlicher Richtung über den Thüringer Wald mit Anschluß an südlich
gelegene Strecken, bleibt periodische Revision der oben vereinbarten Maximal= und
Minimal-Tarissätze vorbehalten.

 13.
Für den Verkehr zwischen Dietendorf und Ilmenau sind täglich mindestens

drei Züge mit Personen-Beförderung in beiden Richtungen und zwar im Anschluß
an die in Dietendorf abgehenden, bezüglich ankommenden Personenzüge der Haupt-
bahn zu fahren.

Auf der Strecke Arnstadt= Ilmenau soll bei Bemessung der Fahrgeschwindigkeit
auf die Steigungs-Verhältnisse die nöthige Rücksicht genommen werden dürfen.

.14.
Die landespolizeiliche Prüfung des Bauprojects erfolgt durch die betrefiende

Territorial-Regierung.
Im Uebrigen wird das Ausfsichterecht über die Zweigbahn Dietendorf.Ilmenau

in derselben Weise ausgeübt, wie jeweilig hinsichtlich der Stammbahn, mit der
Maßgabe jedoch, daß der Feststellung der Bahnhofsanlagen eine Verständigung mit

der betreffenden Teritorial-Regierung aenee soll.
Würde die im F. festgesetzte, B verlangerte Baufrist nicht eingehalten,

so sind die betheiligten Regierungen berechtigt, auf die von ihnen geleisteten Zuschüsse
5 konds perku und eventuell auf den von ihnen für Beschaffung des freien Grund
und Bodens nachweisbar gemachten Aufwand und ebenso die adjacirenden Gemeinden
auf ihren bezüglichen letzteren Aufwand 5 Prozent Verzugszinsen von Ablauf der
Frist in Anspruch zu nehmen.

Würde aber diese Ueberschreitung sogar mehr als zwei Jahre betragen, so ist
die Eisenbahn-Gesellschaft, unbeschadet des Rechtes der Regierungen, die Erfüllung

9
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dieses Vertrages im Nechtowege herbeizufühern verpflichtet, auf Verlangen den
Betrag der ihr von Seilen der Regierungen und Gemeinden geleisteten Unter-
stütungen mit Zinsen zu 5 Prozent jährlich vom Tage der Zahlung resp. Ueber-
weisung gerechnet defluitiv zu restituiren, auch die nach F. 3 ihr überlassenen
Vorarbeiten und Materialien zurückzugeben.

8. 16.
Ven Eroffnung der neuen Strecke Arnstadt-Ilmenau tritt der Vertrag rom

7. Juli 1865 über die bisberige Snecke Dietendorf. Arnstadt einschließlich der
§. 10—12, jedoch unbeschadet der ertheilten Concessionen und der Expropriations=

befugniß (vergl. §. 2), sowie der den betheiligten Negierungen zustehenden Landes,
hoheit gegenüber der Thüringischen Eisenbahn-Gesellschaft außer Kraft.

Hierbei wird gegenseitig auerkannt, daß die der Thüringischen Eisenbahn-Gesell-
schaft nach §. 17 ul. 2 des Vertrages vom 7 Juli 1865 auferlegte Verpflichtung
durch Errichtung der Haltestelle Haarhausen erfüllt worden ist, diese Haltestelle aber
auch in Zukunft bestehen bleiben muß.

Die Zinsgarantie der Fürstlich Schwarzburg-Sondershausen'schen Regierung für
die Strecke Arnstadt. Dietendorf erlischt mit dem Eingangs gedachten Zeitpunkte und
verzichtet dieselbe auf Ersatz der von ihr für diese Strecke bis dahin zu leisten
gewesenen resp. noch zu leistenden Zins. Garantie-Zuschüsse.

Auch für die Zeit vom I. Januar desjenigen Jahres, in welchem die Bekriebs,
eröffnung der ganzen Zweiglinie erfolgl, bis zu letzterem Zeitpunkte soll die Gesell-
schaft nicht mehr gebalten sein, eine besondere Rechnung für die bisherige Zweiglinie
Dietendorf-Arnstadt zu legen. die Fürstlich Sondershausen'sche Regierung verpflichter
sich vielmehr hiermit, für diesen Zeitraum denjenigen Betrag an Zins-Garantie-
Zuschüssen pro rln lonsetris ohne solche Rechnungslegung zu leisten, welcher von
ihr durchschnittlich in den letzten drei vorausgegangenen Jahren zu leisten ge-

esen istist.

Der bisherige Reserve- und Erneuerungsfond derDietendorf= Arnstädter Zweig-
bahn wird mit dem Zeitpunkte der Betriebs. Eröffnung auf der neuen Strecke
Amstadt-Ilmenau mit den gleichen Fonds der Thüringischen Stammbahn vereinigt.

. 17.

Sollte eine Eisenbahn-Verbindung zwischen Gotha, beziehungsweise Obrdruf
und Schwarza über Ilmenau dergestalt zu Stande kommen, daß sich wweder die
Strecke Ilmenau-Schwarza, noch die Strecke Ohrdruf. Elgersburg im Eigenthum
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oder doch Betriebe der Thüringischen Eisenbahn, beide vielmehr in der Hand eines
oder mehrerer dritter Betriebs-Unternehmer befinden, so ist die Thüringische Eisen-
bahn verpflichtet, dem oder — solchen Falls nach Wahl der kontrahirenden hohen
Regierungen — einem der mehreren dritten Unternehmer die Mitbenutzung der Ver.
bindungsstrecke Elgersburg. Ilmenau einschließlich der Stationsaulagen gegen eine
angemessene Vergütung einzuräumen.

Diese Vergülung soll nach Grundsäten der Billigkeit bemessen werden.
Etwaige Disserenzen zwischen der Thüringischen Eisenbahn-Gesellschaft und dem

dritten Unternehmer über die Nothwendigkeit der Anlegung eines zweiten Gleises
oder sonstiger Erweiterungen, sowie über die Höhe der zu leistenden Vergütung
entscheidet das Reichs= Eisenbahn-Amt.

8

Im Uebrigen finden die Bestimmungen des durch die Concessions-Urkunden
vom 20. August resp. 10. und 13. September 1844 bestätigten Statuts der Thü-
ringischen Eisenbahn-Gesellschaft und der landesberrlich genehmigten Nachträge des-
selben nebst den Bestimmungen der Staatsverträge vom 20. Dezember 1841 und
19. April 1844 auf den Bau und Berieb der Dietendorf. Ilmenauer Bahn
Anwendung.

Namentlich greifen hinsichtlich der Besteuerung die Bestimmungen des Arl. 15
#l. 1 des Staatovertrags vom 10. April 1844 und die Ministerial-Erklärung vom
3. Dezember 1862 (Gesetzsamml. für die Preußischen Staaten pro 1964 S. 194)
auch für die Zweigbahn Dietendorf, Ilmenau Platz, wobei jedoch mit Rücksicht auf
die der Thüringischen Eisenbahn= Gesellschaft bisher für die Dietendorf, Arnstädter
Bahn zustehende Steuerfreiheit

Mu) der auf das Fürstlich Schwarzburg=Sondershausen'sche Gebiet über-
haupt und

b) der innerhalb der alten Strecke Dietendorf-Arnstadt auf das Herzoglich
Gothaische Gebiet

entfallende Antheil an der von der Thüringischen Eisenbahn zu entrichtenden Abgabe
bie zum Ablauf des auf die Betriebseröffnung der neuen Strecke folgenden zehnten
Jahres nicht diesen Regierungen, sondern der Thüringischen Eisenbahn= Gesellschaft
zufallen soll.

Die Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtische Regierung nimmt an der vorge-
dachten Eisenbahn-Abgabe überhaupt nicht Theil, überläßt vielmehr den auf ihr
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Gebiet emtfallenden Antheil an die Großherzoglich Sächsische und Fürstlich Schwarz-
burg- Sondershausen'sche Regierung je zur Hälste. Bezüglich der auf letztere ent-
sallenden Hälfte gilt ebenfalls die vorstehend zu Gunsten der Thüringischen Eisen-
bahn--Gesellschaft getroffene Bestimmung.

Erfurt, den 19. Dezember 1876.

gez. Dr. Schambach. L. Braun. K. Samwer. v. Wolffersdorf. —
1—sl — (. S) (L s.) (l.s

Die Direction der Thüringischen Eisenbahn-Gesellschaft.
(I. S.) gez. Eggert. v. Wangenheim. C. Mathies. Saeltzer. H. Micks.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

8. Stück vom Jahre 1877.

 NXIV. Gese
die Fischerei betreffend, vom 12.Juli 1877.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Beirath und Zustimmung
des getreuen Landtags, was folgt:

vrungebereich
Dieses Gesetz findet inendn auf die Fischeret in allen Genas ern des

Staatogebietes.
8. 2.

Den Fischen im Sinne dieses Gesetes sind die Krebse gleich zu achten.
S. 3

Geschlossene Gewässer im Sinne dieses Gesetzes sind alle künstlich angelegten
Fischteiche, mögen dieselben mit einem natürlichen Gewässer in Verbindung slehen
oder nicht, sowie alle solche Gewässer, denen es an einer für den Wechsel der Fische
geigneten Verbindung seblt.

Streitigkeiten darüber, ob ein Gewässer hiernach als ein geschlessenes anzusehen
ist, sind im Verwallungswege zu entscheiden.

Einschränkung der Fischereierechtigungen und Beseitigung der wilden Flscherel.
Die beslehenden Fischereiberechtigungen unterliegen den einschränkenden Vor-

schriften dieses Gesetes.
Fürsll. Schw.-Rudolstl. Gesetzsammlung XXXVIII. 10

Ausgegeben in Rudolstadt am 26. Jmi 1877.
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Gegen vollständige Entschädigung der Berechtigten kann in nicht geschlossenen

Gewässern eine weitere Beschränkung oder gänzliche Aufhebung solcher Berechti-
gungen erfolgen, welche auf die Benutzung einzelner bestimmter Fangmittel oder

ständiger Fischerei-Vorrichtungen (Wehre, Zaue. Selbstfänge, feststehender Neß-vorrichtungen, Sperrneße u. s. w.) gerichtet
Eine solche weitere Beschränkung oder ang kann beansprucht werden:
1) vom Staate im öffentlichen Interesse:
2) von einzelnen Fischereiberechtigten und von Fischereigenossenschaften in dem

oberen und unteren Tbeile der Gewässer, wenn von denselben nachgewiesen
wird, daß die Berechtigung der Erhaltung und Verbesserung des Fischbe-
standes dauernd nachtheilig ist und einem wirthschaftlichen Betriebe der
Fischerei in den betressenden Gewässern entgegensteht. Die Entschädigung
wird im Falle unter Ziffer 1 vom Staate, in anderen Fällen aber von dem
jenigen geleistet, der die Beschränkung oder Aufhebung der Berechtigung be
ansprucht.

S. 5.
Fischereiberechtigungen, welche, ohne mit einem bestimmten Grundbesitze ver

bunden zu sein, bisher von allen Mitgliedern einer Gemeinde als solchen oder von
einer gewissen Classe dieser Mitglieder ausgeübt werden konnte, sind in diesem Um-

fange als der politischen Gemeinde zustden anzusehen.S.U
Der freie Fischang die sogen. ine. Fischerei bört da. wo solcher beim

Erscheinen des Gesetzes noch in einzelnen Gewässern bestand, auf. Das Recht der
Ausübung der Fischerei in diesen Gewässern sleht, wenn nicht Berechtigungen Anderer
vorhanden sind, den politischen Gemeinden innerhalb der Grenzen ihrer Flurbezirke zu-

Bilden derartige Gewässer die Grenze zweier oder mehrerer Gemeinden, ohne
der einen oder andern Flur ganz oder zu bestimmten Theilen anzugehören, so sind
die Gemeinden, soweit das Gewässer ihren Bezirk begrenzt, gleichberechtigt.

Das Recht zu sischen kommt während der Ueberfluthung der Ufer auch außer
halb derselben den Fischereiberechtigten zu, sosern die Ausübung des Rechts ohne
Beschädigung des Grundeigenkhums geschehen kaun und unter der Verpflichtung,
zum Ersatz des etwa verursachten Schadens.

Die nach dem Rücktritl des Wassers innerhalb seines Grundeigenthums zurück.
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FKbliebenen Fische zu fangen und sich anzueignen, steht zwar dem Giudbesitzer zu,
es ist ibm jedoch jede Vorrichtung untersagt, wodurch das Wiederabfließen des aus-
getretenen Wassers oder das Zurückgehen der Fische in den normalen Wasserlauf
gehindert wird.

8. 8.
Gemeinden können die ihnen zustehende Fischerei nur durch besonders ange-

stellte Fischer oder durch Verpachtung nutzen.
Das Freigeben des Fischfanges ist verboten.
Die Dauer der Pachtverträge darf in der Negel nicht unter 6 Jahren bestimmt

werden. Ausnahmen können unter besonderen Umständen von dem Landrathsamte
zugelassen werden.

Die Trennung der einer Gemeinde zustehenden zusammenhängenden Fischwasser
in einzelne Pachtbezirke bedarf der Genehmigung des Landrathsamtes, welches darauf
zu sehen hat, daß einer unwirthschaftlichen Zerstückelung der Fischerei vorgebeugt wird.

Das Landrathsamt ist befugt, die Zahl der in jedem Pachtbezirke zulässigen
Fanggeräthe zu beslimmen.

Sind zwei oder mehrere Gemeinden in den ihre Flur begrenzenden Gewässern
gemeinsam berechtigt, so können sic die Fischerei nur auf gemeinschaftliche Rechnung
nuWen. Ist eine Einigung der Gemeinden über die Art der Nutzung nicht zu er-
reichen, so steht die Entscheidung darüber dem Landrathsamte zu.

C. 9.
Genossenschaften.

Bebuss geregelter Aufsichtführung und gemeinschaftlicher Maßregeln zum Schutze
des Fischbestandes und, sofern die Voraussetzungen des §. 10 zutreffen, auch behuso
gemeinschaftlicher Bewirthschaftung und Benutzung der Fischwasser können die Be-
rechligten eines gröeren zusammenhängenden Fischereigebictes im Aussichtswege und
auf Grund landesherrlich zu genehmigender Statuten, oder wenn das Genossen-
schaftsgebiet sich über verschiedene Staatsgebiete erstrecken soll, auf Grund abge-
schlossener Staatsverträge und der durch solche genehmigten Statuten zu einer Ge-

nossenschaft vereinigt werden, welche durch einen von sämmtlichen Bercchigte nachnäherer Vorschrift des Statuts zu wählenden Vorstand vertretenw
Ueber die Genossenschaftsbildung und das Genasinschaftohmm sind die Be,

rechtigten vor Einholung der landesherrlichen Genehmigung zu hören.
10“
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8. 10.
Eine Ausdehnung des Genossenschaftszweckes auf die gemeinschaftliche Bewirth.

schaflung und Benutzung der Fischwasser kann nur auf Antrag eines oder mehrerer
Betheiligten erfolgen. Dieselbe ist zulässig:

1) wenn entweder die sämmtlichen Betheiligten zustimmen oder
2) wenn die Fischerei in nicht geschlossenen Gewässern ausschließlich den

Besitzern der anliegenden Grundslücke zusteht, auf Antrag eines oder mehrerer
Betheiligten, sofern nach der Entscheidung des Ministeriums der selbstständige
Fischereibetrieb der einzelnen Anlieger mit einer wirthschaftlichen Fischerei.
nutzung der Gewässer im Ganzen unvereinbar ist.

Ueber den Maßstab für die Vertheilung der Einkünfte aus der gemeinschaft-
lichen Fischereinuyung sind Bestimmungen in das Genossenschaftsstatut aufzunehmen.
Vereinigen sich die Betheiligten über dieselben nicht, so wird der Vertheilungomaßslab
auf Grund sachverständiger Schätzung der einzelnen Antheile am Fischwasser festgesetzt.

Unter denselben Voraussetzungen (Ziffer 1 und 2) kann innerhalb der gröseeren
Genossenschaft (F. 9) für einen Theil der Berechtigten eine engere Genossenschaft
zur gemeinschaftlichen Bewirthschaftung und Benutzung der Fischwasser gebildet werden.

8. 11.
Aenderungen des Genossenschaftsstatuts unterliegen denselben Gültigkeitserforder-

nissen, welche für die ursprüngliche Errichtung vorgeschrieben sind.
S. 12.

Fschkarten.
Wer die Fischerei in den Nevieren anderer Berechtigken oder über die Grenzen

der eigenen Berechtigung hinaus betreiben will, muß mit einem vorschriftsmähigen
Erlaubnißscheine (Fischkarte) versehen sein, welchen er bei Ausübung der Fischerei
zu seiner Legitimation stels mit sich zu führen und auf Verlangen des Aussichts-
personals und der Polizeibeamten vorzuzeigen hat.

AufFischerei Pachter (F. 18.) findet diese Vorschrist keine Anwendung.
 13.

Die Ertheilung einer Fischkarte ist solchen Personen zu versagen, welche inner-
halb der letztvergangenen fünf Jahre wegen Wild-, FVorll., Feld= oder Fischdieb-
stahlo oder wegen Zuwiderhandlungen gegen fischereipolizeiliche Vorschriften bestraft
worden sind.
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8. 14.

Zur Ausstellung einer Fischkarte sind nur der Fischereiberechtigte und der
Fischereipächter innerhalb der Grenzen ihrer Berechtigung befugt.

Soweit in genossenschaftlichen Revieren eine gemeinschaftliche Bewirthschaftung
und Benutzung der Fischwasser stattfindet (F. 10), tritt der Vorstand der Genossen-
schaft an die Stelle des einzelnen Berechtigten.

Die Fischkarte muß auf die Person, auf bestimmt bezeichnete Gewässer und
auf bestimmte Zeit, welche aber die Dauer von drei Jahren nicht überschreiten
darf, lauten. Sie kann Beschränkungen in der Ausübung der Fischerei, z. B. in
Beziehung auf die Art und Zahl der Fanggeräthe, enthalten.

Fischkarten bedürfen der Beglaubigung und zwar
I) für den Fischereibetrieb in den zu genossenschaftlichen Revieren gehörigen

Gewässern durch den zur Haudhabung der Fischereiaufsicht berufenen Ge-
nossenschafts= Vorstand;

2) für den Fischereibetrieb in den übrigen Gewässern durch diejenige Orts-
polizeibehörde, in deren Bezirke der Aussteller wohnt.

Ausgenommen von dieser Vorschrist sind, soweit nicht für genossenschaftliche
Reviere durch das Statut ehwas Anderes bestimmt ist, diejenigen Fischkarten, welche
von einer öffentlichen Behörde, von einem öffentlichen Beamten innerhalb seiner
Amtsbefugnisse, einem Gemeindevorstande, oder dem zur Beglaubigung der Fisch-

karte berusenen Vorstande einer “megir selbst ausgestellt sind.
Die Beglaubigung der Fischkarte *r kein Anerkenntnih für die Berechti-

gung des Ausstellers. Sie ist in Fällen 58 §S. 13 zu versagen.

Für die Beltenkiunn der Fllcchte durch die Ortspolizeibehörde ist die ge-
setzliche Gebühr zu erheber

In gunoseslchasiichr Nevieren kann für die Beglaubigung der Fischkarten
eine Gebühr von 1 Mark zu Gunsten der Genossenschaft erhoben werden. Das
Nähere hierüber bestimmt das Genossenschaftsstatut.

8.
Berechtigungeschein.

Wer die Fischerei aus eigenem Rechte oder als Pächter in nicht geschlossenen
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Gewässern betreiben will, hat davon der Ortspolizeibehörde, beziehungsweise wenn
er einer solchen nicht unterstellt ist (Gutsbezirke) dem Landrathsamte, in genosfsen-
schaftlichen Revieren aber dem Genossenschaftsvorstande vorher Anzeige zu machen
und erhält darüber kostenfrei eine Bescheinigung, welche er beim Fischen stets bei

sich zu führen hat. !9.
Das bei dem Fischen in Gegenwart des Fischereiberechtigten oder des Fischerei-

Pächters oder des Inhabers einer Fischkarte beschästigte Hülfspersonal bedarf keiner
Legitimation.

8. 20.
Bezeichnung der zum Fischfange auoliegenden Fischerzenge.

Die ohne Beisein des Fischers zum Fischfange ausliegenden Fischerzeuge müssen
mit einem Kennzeichen versehen sein, durch welches die Person des Fischers ermittelt
werden kann. Ueber die Art der Kennzeichnung sind die näheren Vorschriften je nach
Bedürfniß durch Genossenschastsstatut oder im Wege der Polizeiverordnung zu erlassen.

21
Beseitigung der Hindernisse für den Wechsel der Fische.

Die Breite der Gewässer darf zum Zwecke des Fischsanges durch ständige
Fischereivorrichtungen niemals auf mehr, als auf die Hälfte der Wasserfläche, bei
gewöhnlichem niedrigen Wasserstande vom User aus gemessen, für den Wechsel der
Fische versperrt werden. Solche Vorrichtungen dürfen nicht so nahe an einander
angebracht sein, daß der Zug der Fische dadurch behindert wird.

Diese Vorschriften sinden in Grenzgewässern nur insoweit Anwendung, als in
dem Nachbarlande ein gleiches Vorgehen beobachtet wird; auch ist das Ministerium
emmächtigt, dieselben zeitweilig für solche Gewässer außer Kraft zu setzen, welche
streckenweise Unserer Hoheit nicht unterworsen sind.

Die bereits bestehenden ständigen Fischereivorichtungen unterliegen diesen Vor-
schristen nicht, wenn dieselben in Folge wohlerworbener Privatrechte angelegt sind.
Anderen Falles müssen dieselben, soweit sie den Vorschriften dieses Paragraphen
nicht entsprechen, längstens innerhalb zweier Jahre nach Erlaß dieses Gesetzes ab-
geändert werden. Die Vesitzer sind dazu erforderlichen Falls durch Zwangemittel
im Verwaltungewege anzuhalten.

8. 22.
Verbot schãdlicher Fangmitt

Beim Fischsange ist die # schädlicher boer —e Stoffe (gistiger
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Köder oder Mittel zur Betäubung oder Vernichtung der Fische, Sprengpatronen
oder anderer Sprengmittel u. s. w.) verbote

8.
Fischereipolizeiliche Vorschriften.

Im Verordnungswege wird vorgeschrieben:
I) welche Fische mit Rücksicht auf ihr Maaß oder Gewicht nicht gefangen

werden dürfen;
2) zu welchen Tages= und Jahreszeiten die Fischerei überhaupt oder in gewissen

Strecken der Gewässer oder bezüglich gewisser Fangarten oder Fischgattungen
verbolen sein soll;

3) welche Fangarten und welche Arten von Fanggeräthen beim Fischfang nicht
angewendet werden dürfen;

4) von welcher Beschaffenheit die erlaubten Fanggeräthe sein müssen und mit
welchen Beschränkungen dieselben zum Fischsange gebraucht werden dürfen:

5) welche Ordnung von den Fischern zur Vermeidung gegenseitiger Störungen
ferner im Interesse des öffentlichen Verkehrs und endlich gegenüber den Auf-
sichtsbeamten und zur Erleichterung der Ausschtsführung zu beobachten ist;

6) in welchen Jahreszeiten und an welchen Orten die Werbung der Wasser-
gewächse verbolen sein soll.

Für Uebertretungen kann Geldstrafe bis zu 150 Mark oder Haft und die Ein-
ziehung der bei Ausübung der Fischerei angewendeten unerlaubten Fanggeräthe an.
droht werden.

Unberührt von den unter Ziffer 3 gedachten Vorschriften bleiben wohlerworbene
Privatrechte auf Benutzung sländiger Fischereivorrichtungen und anderer bestimmter
Fangmittel, wenn der Berechtigte nur mit diesem Fangmittel die Fischerei aus.
üben darf.

8. 24.
Gelangen Fische, deren Fang zur Zeit oder mit Rücksicht auf ihr Maas oder

Gewicht überhaupt verboten ist, lebend in die Gewalt des Fischers, so sind dieselben
sofort wieder in das Wasser zu setzen.

S. 25.

Die Vorschriften der I§. 20, 21, 23 und 24 sinden auf geschlossene Gewässer
(5. 3) keine Anwendung.



5 1877.

8. 26.
Ist der Fang von Fischen unter einem beslimmten Maaße oder Gewichte ver-

boten, so dürfen solche Fische unker diesem Maaße oder Gewichte weder feilgeboten,
noch verkauft, noch versandt werden. (§. Saß 3).

8. 27.
Auf die in den Fischzuchtanstalten vorhandene junge Fischbrut finden die Vor-

schristen der S§. 24 und 26 keine Anwendung.
Auch kann das Landrathsamt im Interesse wissenschaftlicher Untersuchungen

oder gemeinnühiger Versuche und für Zwecke der künstlichen Fischzucht, soweit er-
sorderlich, unter geeigneten Controlmaßregeln Ausnahmen von den Vorschriften der
88. 24 und 26 gestatten.

Den Besitzern geschlossener Gewässer (F. 3) ist der Verkauf und Versandt von
jungen Säßlingen zu Zuchtzwecken gestattet (§. 26)

8. 26.
Während der Dauer der Schonzeiten müssen die durch dieses Gesetz nicht be-

seitigten ständigen Fischereivorrichtungen (§5. 4 und 21) in nicht geschlossenen Ge-
wässern hinweg geräumt oder abgestellt sein.

Die Besitzer derselben sisnd dazu erforderlichen Falls im Verwaltungswege anzu-
halten (§. 21).

8. 29.
Schonrevlere.

Nach Anhörung der betheiligten Fischereiberechtigten und in geuossenschaftlichen
Revieren nach Anhörung des Genossenschaftsvorstandes können solche Snecken der
Gewässer, welche nach sachverständigem Ermessen vorzugsweise geeignete Plätze zum
Laichen der Fische und zur Entwickelung der jungen Brut bieten, zu Schourevieren
erklärt werden.

Die Feststellung der Schonreviere erfolgt durch Verfügung des Ministeriums.
Die betreffende Verfügung ist durch öffentliche Bekanntmachung zur Kenntuiß

der Betheiligten zu bringen; auch sind die Schonreviere, soweit es die Oertlichkeit

gestattet, durch Aufstellung besonderer Jihe erkennbar zu machen.
In Schonrevieren ist jede Art de# nge untersagt, welche nicht für

Zwecke der Schonung oder andere gemeinnützige oder wirthschaftliche Zwecke von
dem Landrathsamte angeordnet oder geslattet wird.
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S. 31.

In den Schonrevieren muß die Räumung, das Mähen von Schilf und Gras,
die Ausführung von Sand, Steinen, Schlammu. s. w. und jede anderweite, die
Fortpflanzung der Fische gefährdende Störung während der Laichzeit der vorherr-
schenden Fischgattungen unterbleiben, soweit es die Interessen der Vorfluth und der
Landescultur gestatten. Das Nähere hierüber, über die Beaussichtigung und den
Schutz der Schonreviere ist erforderlichen Falls durch ein vom Ministerium zu er-
lassendes Negulativ fefslzustellen.

8. 32.
Zu Schonrevieren sollen vorzugaweise solche Strecken der Gewässer erklärt wer-

den, in welchen dem Staate oder politischen Gemeinden die ausschließliche Fischerei-
gerechtigkeit zusteht.

In diesen Fällen wird eine uhmigmg für die entzogene Ausübung der
Fischerei in den Schonrevieren nicht gewäIst es jedoch zur Erhaltung oder Vese#se#n des Fischbestandes nothwendig,
auch andere Gewässer in die Schonreviere aufzunehmen, so fallen die darauf ruhen-
den Fischereiberechtigungen gegen volle Entschädigung der Berechtigten für die ent-

zogene Nutung hinweg. Die Cutschädigung ist von uen „ und wenn
ein solcher nicht vorhanden, auo Staatomitleln zu gewa

Geschlossene Gewässer können wider den Willen 7“ Eigenthünere weder zu
Schonrevieren erklärt noch in dieselben aufgenommen werden.

8. 33.
Ist die Beibehaltung eines Schonreviers nicht mehr erforderlich, so kann das-

selbe durch ministerielle Versügung wieder aufgehoben werden. In diesem Falle
treten rücksichtlich des Fischfanges die früheren Rechtsverhältnisse wieder ein. Inso-
weit jedoch für Aufhebung der Berechtigungen Entschädigung geleistet worden ist,
verbleibt die Fischereiberechligung demjenigen, der die Entschädigung gezahlt hat.
wenn nicht der frühere Fischereiberechtigte unter Rückgabe des Entschädigungscapitals
die frühere Berechtigung wieder in Anspruch nimmt.

§. 34.
Fischvässe.

Wer nach Erlah dieses Gesetzes in einem der Herrschaft desselben unterworfenen
natürlichen Gewässer Wehre, Schleußen, Dämme oder andere Wasserwerke an Stellen,

Furstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXXVIII. 11



54 1877.

wo bisher der Zug der Wanderfische unbehindert war, aulegt, kann verpflichtet

werden, auf seine Kosten Fischpässe s und zu unterhalten.
Besitzer von Wehren, Schleußen, rch oder anderen Anlagen in natür.

lichen Gewässem, durch welche der Zug der Wanderfische verspertt oder erheblich

greimichi wird, sind verpflichtet, die Herstellung von Fischpässen zu dulden, wenn
) die Anlage vom Staate im öffentlichen Interesse beabsichtigt wird; oder59 einzelne Personen oder Genossenschaften, welche in dem oberen oder unteren

Theile des Gewässers fischereiberechtigt sind, die Anlage auszuführen beab-
sichtigen und der von ihnen vorgelegte Bauplan von dem Landrathsamte
nach vorgängiger Anhorung der Stauberechligten genebmigt ist (§. 38).

8. 36.
Die Vorschristen der S§. 34 und 35 finden keine Anwendung
1) auf geschlossene Gewässer (§F. 3);
2) auf künstlich angelegte Wasserzüge und auf solche natürliche Gewässer, welche

unmitlelbare Zubehßrungen oder Theile eines künstlichen Wasserzuges bilden:
3) auf diejenigen Wasserwerke (Abwässerungsschleußen. Siele 2c.), welche zum

Schutz von Niederungen gegen die von außen andringenden Fluthen ange-
legt sind oder angelegt werden.

8. 37.
Werden durch die in §. 35 bezeichneten Anlagen nutzbare Stauberechtigungen

beeinträchtigt, so ist dafür von dem Unternehmer der Anlage volle Entschädigung
zu gewähren. Dagegen wird für den etwaigen durch Anlegung eines Fischpasses
veranlaßten Minderwerth der Fischerei keine Entschädigung geleistet.

Ueber das Bedürfniß zur Herstellung von Fischpässen (5§. 34 u. 35), über
die Art der erforderlichen Einrichtungen und über ihre Benutzung entscheidet das
Landrathsamt nach vorgängiger sachversländiger Untersuchung. Das Landrathsamt
hat bei Genehmigung des Bauplans nicht allein die wasserbau- und sonstigen polizei-
zeilichen Interessen wahrzunehmen, sondern auch darauf zu sehen, daß bei Anlage
des Fischpasses wider den Willen des Stauberechtigten das Maas des Nothwendigen
nicht überschritten wird.

§. 39. .

Zu den von Staatswegen oder nach Maßgabe eines genehmigten Bauplans
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von Fischereiberechtigten auszuführenden Fischpässen muß der erforderliche Grund und
Boden von den Eigenthümern desselben gegen volle, von dem Unternehmer der An-
lage zu gewährende Entschädigung abgetreten werden.

8. 40.
Das Landrathsamt hat unter Abwägung aller Interessen zu bestimmen, in

welchen Theilen des Jahres der Fischpaß geschlossen gehalten werden muß.
8. 41.

In den für den Durchgang der Fische angelegten Fischpässen ist jede Art des
Fischsanges, insbesondere auch das Einhängen oder Einsetzen von Fischkörben,
Netzen, Neusen und anderen Fangvorrichtungen verboten. Oberhalb und unterhalb
des Fischpasses muß in einer nach den örtlichen Verhältnissen vom Landrathsamte
zu bestimmenden angemessenen Ausdehnung für die Zeit, während welcher der Fisch-
paß geöffnet ist, jede Art des Fischfanges verboten werden.

Der Fischereiberechtigte ist für die ihm hierdurch nachweislich zugefügte Schmäle-
lung der Fischereinutzung von demjenigen zu entschädigen, welcher die Anlage herge-
stellt hat.

8. 42.
Verunreinigung des Flschwassers.

Es ist verboten, in die Gewässer aus landwirthschaftlichen oder gewerblichen
Betrieben Stofse von solcher Beschaffenheit und in solchen Mengen einzuwerfen,
einzuleiten oder einfließen zu lassen, daß dadurch sremde Fischereirechte geschädigt
werden können.

Bei überwiegendem Interesse der Landwirthschaft oder der Industrie kann das
Einwerfen oder Einleiten solcher Stoffe in die Gewässer gestattet werden. Soweit
es die örtlichen Verhaltnisse zulassen, soll dabei dem Inhaber der Anlage die Aus-
führung solcher Einrichtungen aufgegeben werden, welche geeignet sind, den Schaden
für die Fischerei möglichst zu beschränken.

Ergibt sich, daß durch Ableitungen aus landwirthschaftlichen oder bewerlchen
Anlagen, welche bei Erlaß dieses Gesetzes bereits vorhanden waren, oder in G
mäßheit des vorstehenden Absatzes gestattet worden sind, der Fischbestand der i
wässer vernichtet oder erheblich beschädigt wird, so kann dem Inhaber der Anlage
auf den Antrag der durch die Ableitung benachtheiligten Fischereiberechtigten im

Verwaltungswege die Auflage gemacht werden, solche ohne unverhaltnißmahige Be-
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lälligung seines Betriebes ausführbaren Vorkehrungen zu uessen welche geeignet
sind, den Schaden zu heben oder doch möglichst zu verringem

Die Kosten der Herstellung solcher Vorkehrungen sind in Inhaber der Anlage
von den Antragstellern nur dann zu erstatten, wenn jener ein unwidemufliches
Recht auf die Ableitungen hat. Die Antragsteller haben in diesem Falle auf Ver-
langen vor der Ausführung Vorschuß vder Sicherheit zu leisten.

Die Entscheidung über die Gestattung von Ableilungen nach Absah 2, sowie
über die in Gemäßheil des Absatz 3 anzuordnenden Vorkehrungen erfolgt, sofern
die betreffende Ableitung Zubehör einer der im §. 16 der Gewerbeordnung vom
21. Juni 1869 (Bundeo-Gesez-Blatt Seile 245) als genehmigungspflichtig be.
zeichneten Anlagen ist, in dem für die Zulassung dieser Anlagen angeordneten Ver-
fahren, in anderen Fällen nach demjenigen Verfahren, welches für die Genehmigung.
von Stauanlagen für Wassertriebwerke festgesetzt ist.

8. 43.
Das Rösten von Flachs und Hauf in nicht geschlossenen Gewässern ist verboten.
Ausnahmen von diesem Verbote kann das Landrathsamt, jedoch immer nur

widerruflich. für solche Gemeindebezirke oder größere Gebietstheile zulassen, in
welchen die Oertlichkeit für die Anlage zweckdienlicher Röstgruben nicht geeignet ist
und die Benutzung fließender Gewässer zur Flachs= und Hanfbereitung zur Zeit
nicht entbehrt werden kann.

8. 44.
Abwehr schädlicher Thlere.

Den Fischereiberechtigten ist gestattet, Fischottern, Fischadler und Fischreiher
ohne Anwendung von Schiehwafsen zu tödten oder zu fangen.

Das Landrathsamt ist berechtigt, den Fischereiberechtigten das Erlegen der vor-
gedachten Thiere mit Anwendung von Schießwaffen auf Zeit zu gestatten. Die
hefangenen oder getödteten Thiere sind jedoch binnen 24 Stunden nach ihrem Fang
oder ihrer Erlegung an den Jagdberechtigten abzuliefern.

S. 45.
Wer zahme Enten hält, hat dieselben von den Schonrevieren gänzlich fern

zu halten und darf solche auf geschlossene Gewässer nur mit Genehmigung des
Fischereiberechtigten zulassen.
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S. 46.
Wasserabschläge, Bewässerungsgräben, Uferbegang.

Das vollständige Abschlagen oder Ablassen natürlicher oder künstlicher Wasser-
läufe behufs der Fischerei ist verboten.

Zu anderen Zwecken darf ein Fischwasser nur nach wenigstens 24 Stunden
vorher erfolgter Benachrichtigung des Fischereiberechtigten vollständig abgeschlagen
werden. Dafern jedoch Gefahr im Verzuge ist, genügt die bloße aber sofort zu be-
wirkende Anmeldung.

6S. 47.
Die Fischereiberechtigten sind befugt, an den Anfängen von Bewässerungs-

gräben, welche aus den ihnen gehörigen Fischwassern abgeleitet werden, zur Ver-
hinderung des Eintritts von Fischen in diese Gräben, Rechen anzubringen.

8. 48.
Insoweit es für die Ausübung der Fischerei erforderlich ist, steht dem Fischerei.

berechtigten die Befugniß zu, die Ufer zu betreten, auch ist derselbe befugt, das
Holz, welches ihn hindert, auf dem Fischwasser am Ufer auf und ab zu fahren,
wenn die Gemeindebehörde dessen Beseitigung dem Ufereigenthümer vergeblich au-
gesonnen hat. nach Bedarf zu entfernen. Er hat jedoch die abgehauenen Zweige
neben dem Stamme, von welchem sie herkommen, auf das Ufer niederzulegen. Das
Deir eingefriedigter Grundstücke ist ohne Erlaubniß des Eigenthümers nicht
gestattJ der Ausübung der ihm hiernach zustehenden Befugnissehat der Fischerei-
berechtigte die äußerste Schonung zu beobachten und er hastet für alle verschuldeten
Beschädigungen.

§S. 49.
Beaufslchtigung der Flscherel. Zuständigkeit der Behörden.

Unter Oberaufficht und Leitung des Ministeriums sind, soweit dies Gesetz
nichts Anderes bestimmt, die Landrathsämter innerhalb ihres Verwaltungsbezirks für
die Aussicht über das Fischereiwesen und die Handhabung des gegemwärtigen Ge-
setzes zuständig.

Die unmittelbare Beaussichtigung der Fischerei liegt in genossenschaftlichen Re.
vieren dem Genossenschaftsvorstande, in anderen Fischereirevieren der Ortspolizei-
behörde neben den staatlichen Polizeibeamten ob.
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Fischereiaufseher, welche von Fischereiberechtigten, Fischereigenossenschaften oder
Gemeinden bestellt worden, sind auf deren Antrag amtlich zu verpflichten, salls gegen
ihre Zuverlässigkeit kein Anstand obwaltet.

50.
Die amtlich verpflichteten Musschtsteamten haben bei Ermittelung und Ver-

folgung von Uebertrelungen dieses Gesetzes und der sonst bestehenden fischereipolizei-
lichen Vorschriften innerhalb ihres Aufsichtsbezirks die Befugnisse und Verpflichtungen
der Localpolizeibeamten; insbesondere sind dieselben jederzeit besugt, die beim Fisch-
fange im Gebrauch befindlichen Fanggeräthe, sowic die bei dem Fischer vorhandenen
Fanggeräthe und Fische einer Untersuchung zu unterziehen. Auch können von den-
selben Fischbehälter, welche in nicht geschlossenen Gewässern ausgelegt sind, jederzeit
durchsucht werden.

 51.
Wird Jemand bei einer Uebertretung oder gleich nach derselben betroffen oder

verfolgt, so sind die der Einziehung unterliegenden Gegenstände, welche er bei sich
führt, in Beschlag zu nehmen.

In den nämlichen Fällen können die bei der Uebertretung gebrauchten Fischer-
geräthe und Transportmittel gepfändet werden.

Diese Gegenstände sind dem nächstem Ortsvorstande auf Gefahr und Kosten
des Eigenthümers zur Aufbewahrung zu überliefern, jedoch gegen Niederlegung einer,
der Höhe nach vom Ortsvorstande zu bestimmenden, dem Werthe des Pfandstückes
oder dem muthmaßlichen Geldbetrage der etwaigen Strase nebst Aufbewahrungs-
kosten gleichkommenden baaren Summe zurückzugeben. Die Niederlegung dieser

Caution kann beim Ortsvorstande oder ri- erfolgen.
Die auf Grund des gegenwärigen rt zu treffenden Entscheidungen über

die zwangsweise Enteignung von Grund und Boden oder einer Berechtigung oder
über die Beschränkung einer Berechtigung werden nach Maßgabe des §. 2 des Ge-
setes vom 24. Februar 1860 (Ges. Samml. S. 10) von dem Ministerium ertheilt.
Für das Entschädigungsverfahren sind die Bestimmungen des Gesetzes vom 21. Juni
1872 (Ges. Samml. S. 121) maßgebend

53.
rafbeselmmungMit Geldstrafe bis zu30 Maon oder mitHar bis zu einer Woche wird bestrast:
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. wer in den Fällen des 8. 12 ohne eine nach Vorschrift der 88. 14 und 15

ausgestellte und beglaubigte Fischkarte oder ohne die in S. 18 vorgeschriebene
Bescheinigung bei Ausübung der Fischerei betroffen wird;

. wer den Vorschristen in §. 20 zuwider Fischerzeuge ohne die vorgeschriebene
Kennzeichnung auslegt;

. wer den Vorschriften des §F. 45 zuwiderhandelt.

8. 54.
Mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird bestraft:

I. wer als Pächter einer Gemeindefischerei die von dem rmshanmt festge-
stellte Anzahl der zulässigen Fanggeräthe überschreitet (.8

. wer eine Fischkarte (F. 14) oder einen Verinmmuchen &amp;#. 18) unbe-

rechtigt ausstellt und aus denHänden gibt:
wer bei Ausübung der Fischerei in nicht geschlossenen Gewässern die in
§. 22 verbotenen Mittel anwendet:
wer den Vorschriften in S. 28 zuwider ständige Fischereivorrichtungen nicht
rechtzeitig wegräumt oder abstellt, oder denselben vorschriftswidrig eine größere
als die nach F. 21 zulässige Ausdehnung gibt;

. wer in Schonrevieren verbotswidrig die Fischerei ausübt (§. 30); oder den
zum Schut derselben erlassenen reglementarischen Vorschristen zuwiderhandelt
(F. 31);
wer in den für den sreien Durchzug der Fische angelegten Fischpässen, sowie
in den oberhalb und unterhalb derselben gelegenen dem Fischfange ent-
zogenen Theilen der Gewässer irgend eine Art des Fischfanges ausübt (G. 41);
wer den Vorschristen des F. 42 oder den zur Ausführung desselben getroffe-
nen Anordnungen zuwider den Gewässern schädliche, die Fischerei gefährdende

Stoffe zuführt oder - Hauf oder Flachs in nicht geschlossenenGewässern röstet 48. wer dem Verbote in ¾ 55 zuwiderhandelt.

—

S

J

S

“

i

S. 55.

Mit Geldstrafe bis zu 100 Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen werden
bestraft

alle Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften der 88. 24 und 26 dieses
Gesetzes.
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Neben der Strase ist auf Einziehung aller verbotswidrig gefangenen, feil ge-
botenen, verkauften oder versandten Fische zu erkennen, ohne Unterschied, ob sie dem
Verurtheilten gehören oder nicht.

Bei Gefahr im Verzuge wegen drohender Verderbniß sind in Beschlag ge-
nommene, der Einziehung unterliegende Fische in Ermangelung bereiter Gelegenheit
zu ihrer Consewirung schleunigst durch Veräußerung so gut, als es den Umständen
nach geschehen kann, zu verwerthen. Der Erlös tritt dann allenthalben an die Stelle
der in Beschlag genommenen Fische.

5. 56.
Wer zur Begehung einer durch dieses Gesetz mit Strafe bedrohten Uebertretung

sich seiner Angehörigen, Dienstboten, Lehrlinge oder Arbeiter als Thäter oder Theil-
nehmer bedient, haftet, wenn diese nicht zahlungsfähig sind, neben der von ihm selbst
verwirkten Strafe, für die von denselben zu erlegenden Geldstrafen und den zu
leistenden Schadensersatz.

".

Alle den Bestimmungen dieses Gesetzes entgegenstehenden elwa früher erlassenen
Vorschriften werden hiermit aufgehoben.

8. 58.
Unser Ministerium ist mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 12. Juli 1877.

(L. S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

9. Stüch vom Jahre 1877.

 LXV. Bekanntmachung
des Fürstlichen Ministeriums vom 12. Juli 1877, die Ertheilung

mehrer Erfindungs-Patente betreffend.
Mit höchster Genehmigung Serenissimi sind den nachgenannten Personen

die beibemerkten Erfindungs-Patente auf fünf nach einander folgende Jahre für den

Umsang ! Elschtn ertheilt worden:1)Am9.Februar c. dem Julius Hock &amp; Comp. in Wien auf einen verbesser-ten ltun.Moor, genannt Sparmotor.
2) Am p. Februar c. dem Mäühlendirector Albert Zipser in Krakau auf eine

Getreidekörner-Schneidemaschine zur Umgestaltung von Getreidekörnern in Gries.
3) Am 16. Februar c. dem Kleinau &amp; Comp. in Hamburg auf ein neues

Sicherheitsschloß.
4) Am 23. Februar c. dem Ferdinand Feistel in Berlin auf eine Cenim-

sugal Mehlsichtmaschine.
5) Am 23. Februar c. dem Maschinenfabrikanten C. L. Fehrmann in Pots-

dam auf eine Getreide RNeinigungs Maschine.
6) Am 23. Februar r. dem Heinrich Pollack in Nalibor auf eine Brems-

einrichtung an Nähmaschinenschifschen.
7) Am 2. März c. dem Louis Großkopf in Königsberg auf ein Verfahren

zur Herüellung von Cigaretten mit Tabaksdeckblatt.
2. März c. dem Dr. Harold Thaulow zu Christiania auf ein Ver-

sahren zur Darstellung von animalischem Leim und Galatine aus dem s. 9. Haartheer.
Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesesammlung XXXVIII. 12
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9) Am 4. April c. dem Ingenieur Carl Nobert Wedelin zu Gothenburg auf

einen Control-Apparat für Branntweinbrennereien.
10) Am 4. April c. wiederholt dem Fabrikanten Heinrich Bertrams zu Kalten.

herberg über eine ersundene Knieblechröhre und auf eine Maschine zur Anfertigung
von Ofenrohrellenbogen.

11) Am 4. April c. dem C. H. Weißbach in Chemnitz auf eine votirende
Garntrockenmaschine mit Lustzug.

12) Am 20. April c. dem Ernest Solvay in Brüssel auf eine Methode der
Gewinnung von Chlor und Salzsäure aus Chlorcalicum und Chlormagnesium und
Verwerkhung der dabei entstehenden Nebenprodukte.

13) Am 27. April c. dem Nathan Löb &amp; Söhne zu Berlin und Elberseld
auf eine mitarbeitende Scheere zur Bonnaz.Stickmaschine.

Ohne Zustimmung der genannten Personen ist daher Niemand befugt, die
durch Zeichnung und Beschreibung nachgewiesenen Apparate herzustellen resp. Me-
thoden anzuwenden.

Diese Privilegien sind jedoch als erloschen zu betrachten, wenn die Anwendung
der fraglichen Erfindungen innerhalb des Deutschen Reichs nicht binnen Jahresfrist
nachgewiesen werden kann.

Auch wird die Neuheit der Erfindungen im Sinne der nach der Bekannt
machung des vormaligen Fürstlichen Geheimeraths-Collegiums vom 12. April 1843

bei Erkheilung von Erfindungopatenten in ban deutschen Zollvereinsstaaten zu be-
obachtenden Grundsäße auodrücklich vorausgesetzt.Das unterzeichnete Fürstliche Minsteram macht solches zur allgemeinen Nach-
achtung hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 12. Juli 1877.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
bv.
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 XVI. Verordnung
vom 3. August 1877, die Abänderung der Verordnung vom 15. August

1873 wegen polizeilicher Beaufsichtigung der Dampfkessel betr.
Mit höchster Genehmigung Serenissimi wird die Bestimmung in §. 23

Absatz 3 der Verordnung vom 15. August 1873, die polizeiliche Beaussichtigung
der Dampffessel betreffend (Ges. S. S. 109), dahin abgeändert, daß die technische
Untersuchung eines jeden im Betriebe befindlichen Dampfkessels fortan ohne Unter-
schied alle zwei Jahre zu erfolgen hat.

Rudolstadt, den 3. August 1877.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

 AXVII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 7. August 1877, betreffend die Uebereinkunft mit der Königlich
Sachsischen Regierung wegen Vollstreckung von im hiesigen Lande

zuerkannten Gefängnißstrafen und Corrections-Maßregeln in
Königlich Sächsischen Landesanstalten.

Nachdem in Folge der Kündigung der wegen Benutzung der Correktionsanslalt
in Zeitz beslehenden Verträge eine Uebereinkunft mit der Königlich Sächsischen
Regierung wegen Vollsstreckung von im hiesigen Fürstenthume zuerfannten Gefäng-
nißstrafen und Correktionsmaßregeln in Königlich Sichsischen Landesanstalten abge-
schlossen worden ist, so bringen wir die diesfallsige Ministerial- Erklärung, welche
gegen eine gleichlautende Erklärung des Königlich Sächsischen Ministeriums des
Jnnern zu Dreoden ausgewechselt worden, im Nachstehenden zur öffentlichen Kenntniß.

Rudolstadt, den 7. August 1877.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

12
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Zwischen der

Fürstlich Schwarzburg.= Rudolstädtischen
und der

Königlich Sächsischen NRegierung
ist über die Vollstreckung von Gefängnißstrafen und Correktions= Maßregeln, welche
im Fürstenthume Schwarzburg.Rudolstadt zuerkannt werden, in Königlich Sächsischen

Landesanstalten nachstehende Uebereinkunft aeschiessen worden.8.1
Die Königlich Sächsische Negierung erklän ihre Bereitwilligkeit,

1) die im Fürstenthume Schwarzburg-Rudolstadt erkannten Gefängnißstrafen von
mehr als 4 monatiger Dauer und

2) die daselbst auf Grund von §F. 362 und beziehendlich §. 56 des Strasgeset-
buchs für das Demtsche Reich verhängten, in Unterbringung in ein Arbeitshaus
beziehendlich in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt bestehenden Correktions.
maßregeln

unter den in Folgendem näher bezeichneten Voraussetzungen und Be-
dingungen in Königlich Sächsischen Landesanstalten zur Vollstreckung zu bringen.

 2.

Es sind deshalb einzuliefern:
1) die zu Gefängnißstrafe von mehr als 4 monatiger Dauer verurtheilten Personen

männlichen Geschlechts,
un) wenn sie das achtzehnte Lebensjahr noch nicht erfüllt haben, in die

Strafanstalt Sachsenburg bei Frankenberg,
h) wenn sie das achtzehnte Lebensjahr erfüllt haben, in die Strafanstalt

wickau,
2) die zu Gefängnißstrase von mehr als 4 monatiger Dauer verurtheilten Personen

weiblichen Geschlechts — ohne Unterschied des Alters in die Strafanstalt
Voigtsberg bei Oelsnitz im Voigtlande,

3) die auf Grund von 8. 362 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich unter-
zubringenden Personen mämmlichen Geschlechts,

u) wenn sie das zwanzigste Lebensjahr noch nicht erfüllt haben, in die
Correktionsanstalt Sachsenburg bei Frankenberg,

) wenn sie das zwanzigste Lebensjahr erfüllt haben, in die Correktions-
anstalt Hohnstein bei Stolpen,
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4) die auf Grund von 8. 362 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Neich unter-

zubringenden Personen weiblichen Geschlechts — ohne Unterschied des Alters
— in die Correktionsanstalt Grünhain bei Schwarzenberg,
die auf Grund von F. 56 des Strasgesetzbuchs für das Deuische Reich in eine
Erziehungs- und Besserungsanstalt unterzubringenden jugendlichen Personen —
ohne Unterschied des Geschlechts — in die Erziehungs= und Besserungsanstalt
Bräunsdorf bei Freiberg.

Die Königlich Sächsische Regierung behält sich jedoch vor, darüber, in
welche Anstalten die betreffenden Detinirten einzuliefern sind, je nach Umständen
andere Bestimmungen zu krefsen.

n

8. 3.
Die Fürstlich Schwarzburg.Rudolstädtische Regierung macht sich verbindlich, für

jeden auf Grund dieser Uebereinkunst einer Königlich Sächsischen Landesanstalt
überwiesenen Detinirten für jeden Tag 90 Pfennige und überdies die nach S§. 2
am Schlusse, 9, 13 und 14 dieser Uebereinkunft zu berechnenden besonderen Auswände
zu vergüten und dafür Sorge zu tragen, daß diese Vergütungen der Kasse der
betreffenden Königlich Sächsischen Landesanflalt auf vierteljährliche Berechnung
portofrei übersendet werden. ·

d- -

Von der Aufnahme in die Königlich Sächsischen Landesanstalten ausgeschlossen
sind:

— Kranke, die sich im letzten tödtlichen Stadium einer Krankheit befinden,
auch wenn deren Transportfähigkeit nach den obwaltenden besonderen Um-
ständen nicht unbedingt ausgeschlossen sein sollte:
solche weibliche Personen, welche sich unzweifelhaft im Zustande der
Schwangerschaft befinden, und stillende Mütter.

8. 5.
Die Einlieferung des in eine Königlich Sächsische Landesanstalt Aufzuneh-

menden erfolgt Seiren der zuständigen Fürstlich Schwarzburgischen Behörde mittelst
Transporkbegleitung, welche den Einzuliefernden an einem Werktage in die betreffende
Königlich Sächsische Landesaustalt einzubringen hat.

Die Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtische Regierung wird dafür Sorge tragen,
daß die Transporteure der einliefernden Behörden den im Königreiche Sachsen über



66 1877.
das Verhalten der Transporteure bei der Einlieferung von Verurtheilten, beziehentlich
Correktionären, jeweilig bestehenden Bestimmungen entsprechend instruirt werden.

Bei der Einlieferung sind der Königlich Sächsischen Anstaltsbehörde zu über-
geben:

i)
2)

3)
9
5)

6)
7)

8)
9)

10)

ein Einlieferungsschreiben.
beglaubigte Abschrift des Strafurthels und der Entscheidungsgründe oder
—dafern es sich um einen auf Grund von F. 362 des Strafgesetztbuchs
für das Deutsche Reich einzuliefernden Correktionär handelt — der be-
wefsenden landespolizeilichen Verfügung nebst den betreffenden Polizeiacten
(bei Einlieferung schwurgerichtlich Verurtheilter ist außer dem schwurgericht-
lichen Erkenntnisse noch das in der betreffenden Untersuchung gesällte An-
klageerkenntniß, falls aber in letzterem bezüglich der thatsächlichen Ergebnisse
der Voruntersuchung lediglich auf die Ausführungen im staatsanwalt-
lichen Fortstellungsantrage verwiesen worden wäre, statt des Anklageerkennt=
nisses dieser Fortstellungsantrag in Abschrist an die Anstaltsbebörde zu
übersenden),
ein Signalement des Einzuliefernden,
eine actenmäßige Personalnotiz,
ein gerichtsärztliches Zeugniß über den geistigen und körperlichen Zustand
des Einzuliefermden in besonderer Beziehung auf seine Fähigkeit zu Ver-
richtung von (schwereren oder leichteren) Arbeiten,
ein Kleider- und Effecten-Verzeichniß,
ein Nachweis über die Unterstützungswohnsitz= und Staatsangehörigkeits-
verhälmisse des Einzuliesernden und die vorhandenen Reisepasse und sonstigen
Legitimationen;

bei Einlieferungen in die Landesanstalt Bräunsdorf außerdem
ein Taufzeugniß, beziehendlich ein Auszug aus dem Geburtsregister,
ein Impfzeugniß,
ein Zeugniß über die erlangte Schulbildung.

Ueber jede erfolgte Einlieferung ist von der betreffenden Königlich
Sächsischen Anstaltsbehörde der einliefernden Behörde Empfangschein aus-
zustellen.

S. 6.
Die in §. 5 unter 4 gedachte actenmäßige Personalnotiz muß Auskunft geben:
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über des Eingelieferten Geburtsort, Alter, Stand oder Beruf, Religions-
bekenntniß, Character, Bildungsgrad, Familienverhältmisse und Umgebungen,
Lebensweise und Lebenslauf,
darüber, ob, wie oft und weshalb er bereits früher in strafrechtlicher oder
polizeilicher Untersuchung sich befunden hat, und welche Strafen ihn des-
halb zuerkannt und beziehendlich von ihm verbüßt worden sind, möglichst
unter Hinzüsügung der betreffenden Zeitpunkte und Untersuchungsbehörden
und

c) ob er Untersuchungshaft erlitten, und wie er sich während derselben ver-
halten hat,

44) über Alles, was sonsl zur Vewollsiändigung des Gesammtbildes von dem
Eingelieferten geeignet und für seine Behandlung und Beaussichtigung in
der Anstalt von Interesse sein kann.

78. 7.

Der Einzuliefernde muß in reinlichem Zustande — ohne Ungezieser — über.
geben werden und mit ganzer und reinlicher Kleidung — mit Einschluß der Kopf-
bedeckung und des Schuhwerkes —, wie sie für ihn auch zum Gebrauche bei seiner
künstigen Entlassung geeignet und erforderlich ist, versehen sein.

Bei Einlieferungen in die Königlich Sächsische Landesanstalt Bräunsdorf wird
jedoch die Bekleidung und Wäsche des Eingelieserten dem Transporteur mittelst
Speriftcation zurückgegeben.

8. 8.
Während der Detention der aus dem Fürstenthume Schwarzburg Rudolstadt

Eingelieferten in einer Königlich Sächsischen Landesanslalt gelten für dieselben die
Hausordnung und die sonstigen Einrichtungen der betreffenden Anslalt, sowie über-
haupt die im Königreiche Sachsen rücksichtlich Detinirter erlassenen oder noch zu
erlassenden Gesetzes, und Verordnungs-Vorschriften, insbesondere auch bezüglich der
Behandlung von Begnadigungsgesuchen, sowie rücksichtlich der vorläufigen Entlassung.
Hierauf bezügliche Berichte hat die Anstaltsbehörde an das Fürstlich Schwarzburgische
Ministerium zu Rudolstadt zu richten.

8. 9.
Wenn eine aus dem Fürstenthum Schwarzburg·RudolstadtineineKoniglich

Sachsische Landesanstalt eingelieserte Person wegen einer während ihrer Detention
verübten strafbaren Handlung bei einem Königlich Sächsischen Gerichte zur Unter-
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suchung zu ziehen ist, so werden, insoweit die zur Untersuchung gezogene Person
wegen Verurlheilung in der Hawlsache oder sonst zu Abstattung von Untersuchungs-
kosten für verbunden erachtet worden ist, diese Kosten einschließlich etwaiger Trans-
porkkosten ingleichen die Kosten für eine etwaige Detention in Königlich Sichsischen
Gerichtsgefängnissen oder Landes- Anstalten dem Fürstlich Schwarzburgischen Mini-
sterium zu Nudolstadt und zwar die Detentionskosten nach dem in §. 3 beslimmten
Satze, die übrigen Kosten einschließlich der etwaigen Beerdigungskosten, nach den
im Königreiche Sachsen bestehenden desfallsigen Bestimmungen durch Vermitelung
derjenigen Königlich Sächsischen Landesanstalt, in welche die betreffende Person auo

dem Fürstenthum Schwarzburg-Ridelsod hoeliesert worden, in Berechnung gebracht.
Das Fürstlich Schwarzburgische Mis zu Nudolstadt wird die vorläufige

Entlassung eines aus dem Fürstenthum Schwarzburg= Rudolstadt in eine Königlich
Sächsische Landesanslalt eingelieferten Strasgefangenen nur dann genehmigen, wenn
für denselben zuvor ein Unterkommen außerhalb des Königreichs Sachsen ermittelt
worden ist, oder — dasfern er im Königreiche Sachsen seinen Unterstützungswohnsitz
haben sollte wenn er daselbst nach dem auch hierüber zu vernehmenden Gut-
achten der betrefsenden Königlich Sächsischen Anstaltsbehörde ein ausreichendes und
seine guten Vorsätze unterstützendes Unterkommen gefunden hat.

S. 11.
Die Entlassung eines aus dem Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt auf Grund

von F. 362 bes Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich in eine Königlich Säch-
sische Correktionsanstalt Eingelieferten vor Ablauf der zweijährigen Maximaldauer
der Detention bedarf der Genehmigung des Fürstlich Schwarzburgischen Ministeriums
zu Rudolstadt. Bei Letzterem ist daher von der betreffenden Königlich Sachsischen
Anstaltsbehörde, sobald nach ihrem Dafürhalten die Entlassung eines Correktionärs
unbedenklich oder aus irgend welchem Grunde geboten erscheint, dieselbe mittels.
gutachtlichen Berichts zu beantragen.

Das Fürstlich Schwarzburgische Ministerium zu Rudolstadt wird dem Antrage
der Königlich Sächsischen Anstaltsbehörde auf zeiligere Emlassung eines Coreek.
tionärs jeder Zeit dann entsprechen, wenn sich herausgestellt haben sollte, daß der-

selbe wegen sinen “v oder geistigen Zustandes zu correklioneller Behand-lung nicht geeignetDie t über die Entlassung eines auf Grund von F. 56 des Straf.
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gesetzbuchs für das Deutsche Reich in die Königlich Sächsische Erziebungs und
Besserungsanstalt Bräunedorf Eingelieferten steht dem Königlich Sächsischen Mini
sterium des Innern zu, welches von der beschlossenen Entlassung eines solchen Zög
lings dem Fürstlich Schwarzburgischen Ministerium zu Rudolstadt unter Angabe der
Gründe Mittheilung machen wird. Hierdurch soll jedoch das Recht des Fürstlich
Schwarzburgischen Ministeriums zu Rudolstadt, die Entlassung auch seinerseits zu
jeder Zeit zu verlangen, in keiner Weise geschmälert sein.

Eine Beurlaubung der aus dem Fürstenthum Schwarburg.Rudolstadt auf Grund
von §F. 362 oder F. 56 des Strafgesetzbuche für das Deutsche Reich Eingrlieferten,
wie sie in den Königlich Sachsischen Correktions-Anstalten und Erziehungs und
Besserungs-Anstalten eingeführt ist, findet nicht siatt.

28. 12.
Ist in dem Strafurtheile auf Zulassigkeit der Polizeiaufsicht erkannt, so ent

scheidet über die Unterstellung des zu Cntlassenden unter Polizeiaussicht die Fürstlich
Schwarzburg=Rudolstädtische Landespolizeibehörde, zu welchem Zwecke beim Heran-
nahen des Termins der Entlassung von der betreffenden Königlich Sächsischen An,
staltsbehörde unter Eröffnung ihres Gmachtens Anzeige an das Fürstlich Schwarz=

burgische Ministerium zu Rudolstadt zu ** ist.
Von jeder bevorstehenden Entassing ½% aus dem Fürstenthume Schwarzburg

Rudolstadt in eine Königlich Sächsische Straf= oder Correftionsanstalt Eingelieferten
ist von der betreffenden Königlich Sächsischen Anstaltsbehörde der Einlieserungs-

behörde aud dem Fürstlich Schwarzburgischen Ministerium zu Rudolstadt Anzeige
zu ma

We die Anstaltsbehörde es bedenklich erachtet, den zu Entlassenden ohne
Transportbegleitung an den Bestimmungsort im Fürstenthume Schwarzburg-Rudolstadt
zu dirigiren, so hat dieselbe bei dem Fürstlich Schwarzburgischen Ministerium in
Rudolstadt die Absendung der erforderlichen Transporkbegleitung zur Abholung des
zu Entlassenden zu beantragen.

Die Koslen der Dirigirung an den Bestimmungsort trägt in jedem Falle die
Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtische Regierung. Dieselben werden durch Ver-
mittelung der betreffenden Königlich Sächsischen Anstaltsbehorde berechnet.

Ist die von dem zu Entlassenden bei seiner Einlieferung mitgebrachte Kleidung

nach dem Ermessen der betreffenden Königlich Sächsischen Anstaltebehorde nicht aus-
Fürstl. Schw.-Auvolst. Gesetzsammlung XXXVIII.
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reichend, so wird ihm das Nöthige von der Anstalt verabreicht und der bei Letzterer
verlagsweise zu bestreitende Aufwand dem Fürstlich Schwarzburgischen Ministerium
zu Rudolstadt berechnet.

Nicht reisefähige kranke zu Entlassende werden bis zur Reisefähigkeil gegen
den in JF. 3 festgesetzten Vergütungssatz in der Anstalt verpflegt.

14.
Die aus der Königlich Sächsischen Erzihungs, und Besserungs-Anstalt Bräuns-

dorf zu Entlassenden werden mit alleiniger Ausnahme des Falles, wenn der zu
Entlassende seinen Unterstützungswohnsitz im Königreiche Sachsen und anderwärts
kein Unterkommen hat, auf vorherige Benachrichtigung und Veranstalten des Fürst-
lich Schwarzburgischen Ministeriums zu Rudolstadt mitlelst geeigneter Transport-
begleitung aus der Anstalt abgeholt und ihrem autßerhalb des Königsreichs Sachsen
gelegenen Bestimmungsorte zugeführt.

Sollte die Transportbegleitung nicht rechtzeitig eintrefsen, so wird der Trans-
port Seiten der Königlich Sächsischen Anstaltsbehörde zu Bräunsdorf auf Kosten
der Fürstlich Schwarzburg Rudolstädtischen Regierung veranstaltet und der Entlassene
der betreffenden Einkieferungsbehörde zugeführt, welche denselben unweigerlich über-
nehmen wird.

Der Aufwand, welcher der Anstalt durch die Ausstaltung des zu Entlassenden
mit der nöthigen Kleidung und Wäsche erwachsen ist, wird dem Fürstlich Schwarz=
burgischen Ministerium zu Nudolstadt berechnet.

F. 15.

Vorstehende Uebereinkunst, welche mit dem 1. Juli 1877 in Krast tri#t, wird
auf die Zeit bis zum 31. December 1881 abgeschlossen und fallo ein Jahr vor
Ablauf dieses Zeitraums von keinem der beiden Contrahenten eine Kündigung er-
solgt, als auf einen Zeitraum von 4 Jahren verlängert betrachtet und so fort.

Zur Urkund dessen ist die gegenwärtige
Ministerial-Erklärung

ausgefertigt, mit dem Fürstlichen Insiegel versehen und gegen eine entsprechende Er.
klärung des Königlich Sächsischen Ministeriums des Junern vom 30. Juni 1877
ausgewechselt worden.

zdudolstadt, den 7. August 1877.
Fürstlich Schwarzburgisches Ministerimm.

v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

10. Stück vom Jahre 1877.

X XVIII. Fernerer Nachtrag
zur Instruction für die Standesbeamten,

vom 13. August 1877.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimt wird in Erweiterung der Instruction
für die Standesbeamten vom 1I. December 1875 (Ges.S.S.249) Nachfolgendes
bestimmt:

. 1.

Da in verschiedenen Staaten die Vorschrift besteht, daß der Standesbeamte,
welcher die Geburt eines Kindes, dessen Eltern außerhalb seines Standesamtsbezirks
wohnen, oder die Cheschließung oder das Ableben von außerhalb seines Bezirks
wohnenden Personen in das Standesregister einzutragen hatte, einen beglaubigten
Registerauszug über den betreffenden Geburts-, Heiraths= oder Sterbefall dem
Standesbeamten des Heimaths bezüglich Wohnorts der betreffenden Person zustellen
muß, so wird über die Behandlung solcher von außerhalb eingehenden Register-
auszüge Folgendes bestimmt:

1) Wenn einem Standesbeamten eine solche Urkunde über einen auswärts
erfolgten Geburts., Heiratbs oder Sterbesall auf amtlichem Wege zugeht,
so bat er dieselbe zu den Sammelacten (F. 9 der Ausführungs-Verordnung
des Bundesraths vom 22. Juni 1875), nach Besinden zu einem besonderen
Bande derselben, zu nehmen und gleichzeitig den Namen der betreffenden
außerhalb seines Bezirks geborenen, verehelichten oder verstorbenen Person
in das alphabetische Namensregister (S. 11 der Instruction vom "1. December

Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXXVIIII.
Ausgegeben in Rudolstadt am 31. Saan 1877.
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1875) einzutragen. Dabei bleibt die Nubrik: „Register-Jahrgang und
Nummer“ unausgefüllt; in der Nubrik: „Bemerkungen“ wird Band und
Blattseite der Sammelacten angegeben, in denen die Urkunde eingehestet ist.

In das Standesregister ist der in der Urkunde bescheinigte Geburts.,
Heiraths= oder Sterbefall regelmäßig nicht einzutragen. Dies geschieht
vielmehr nur, wenn nach s§. 62 und 71 des Reichsgesetzes über die
Beurkundung des Personenstandes und die Cheschließung vom 6. Februar
1875, bezüglich der Kaiserlichen Verordnung vom 4. November 1875
(Reichsgesetzblatt S. 313), amtliche Anzeigen über Geburten und Sterbe-
sälle auf Seeschiffen während der Reise, oder über Sterbefälle von Militär-
versonen auf den in Dienst gestellten Schiffen oder andern Fahrzeugen der
Kaiserlichen Marine dem Standesbeamten des Bezirks, in welchem die
Eltern des geborenen Kindes, beziehungsweise der Verstorbene, ihren Wohnsitz
hatten, zugefertigt werden. In solchen Fällen ist die Eintragung in das
Geburts, oder Sterberegister auf Grund der amtlichen Anzeige zu bewirken.
Auf Verlangen eines Betheiligten hat der Standesbeamte von den zu den
Sammelacten genommenen Urkunden beglaubigte Abschrift gegen Entrichtung
der gesetzlichen Sportel nach §. 26, Ziffer 1 und 6 des Sportelgesetzes
(Ministerial-Bekanntmachung vom 6. April 1868, Ges.-S. S. 249) zu
ertheilen. Der Beglaubigungsvermerk ist in folgender Weise auszustellen:

.Daß Vorstehendes eine wortgetreue Abschrift der in den Sammel-
„acten des hiesigen Standesamts Bd. . .. Bl. . .. in Urschrift aufbe-

„wahrten (Geburts-«, Heiraths-, Sterbe-) Urkunde ist, wird hierdurch
„bescheinigt.

„(Ort)i "den 18
(Siegel.) „Der Standesbeamte.“

(Unterschrift.)
§. 2.

(Zu §F. 17, Zifser 10 der Instruction.)3
In allen Fällen, wo ein männlicher Angehöriger der rechtsrheinischen Landes-

theile des Königreichs Bayern — mithin aller Bayerischen Landestheile mit Aus-
nahme der Rheinpfalz — eine Ehe im hiesigen Fürstenthum einzugehen beabsichtigt,
darf der Standesbeamte erst dann die Eheschließung bewirken, wenn zuvor ein
Zeugniß der Königlich Bayerischen Districtsverwaltungsbehörde derjenigen Gemeinde,
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in welcher der Mann seine Heimath hat, darüber beigebracht ist, daß gegen die
beabsichtigte Eheschließung kein in dem Bayerischen Gesetz über Heimath, Verehe-
lichung und Aufenthalt vom 16. April 1868 begründetes Hinderniß bestebt.

Unter den Districtsverwaltungsbehörden in Bayern werden die Magistrate der
unmittelbaren (einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten) Städte und in
den übrigen Verwaltungobezirken die Königlichen Bezirksämter verstanden.

Da nach Bayerischem Recht der Ausstellung eines solchen Zeugnisses ein
öffentliches Aufgebot vorausgehen muß. so bedarf es nach Beibringung des Zeug-
nisses im Hinblick auf S. 74, Absatz 2 des Reichsgesetzen vom 6. Februar 1875
der Anordnung eines nochmaligen Ausgebotes zum Zweck der Eheschließung Seitens
des diesseitigen Standesbeamten nur dann, wenn seit Vollziehung des dem Verehe-
lichungszeugnisse zu Grunde liegenden Aufgebotes ein Zeitraum von sechs Monaten
verstrichen ist (§F. 51 des Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875). Die Eheschließung
ist aber ungeachtet des beigebrachten Verehelichungszeugnisses abzulehnen, wenn Che-
hindernisse zur Kenntniß des Standesbeamten kommen (§. 48 des angeführten Reichs-
gesetzes). Das Verzeichniß der Königlich Baverischen Behörden, welche zur Zeit
zur Ausstellung gültiger Verehelichungszeugnisse berechtigt sind, ist im Centralblatt
für das Deutsche Reich (Jahrgang 1877. Nr. 26, S. 335) veröffentlicht. Etwaige
Zweifel darüber, ob das vorgelegte Zeugniß von der zusländigen Behörde ausgestellt
sei, sind durch Anfrage bei der diesseitigen vorgesetzten Behörde zu lösen.

8. 3.
Gu 8. 10, Absaß 3 der Insiruction.)

Die Bestimmung in 8. 10, Absaß 3 der Instruction, nach welcher die ab-
geschlossenen Nebenregister spätestens bis zum 15. Januar des neuen Kalender-
jahres dem Justizamte (der Justigamtscommission) zu überreichen find, wird dahin
abgeändert:

’ Der Standesbeamte dat die abgeschlossenen Nebenregister für das ver-
sost i wale de in der Zeit vom l. bis spätestens zum
15. März des neuen Kalenderjahres dem Justizamte (der Justizamts-=4% n zu überreichen.

Sind vor dieser Ueberreichung nachträgliche Randvermerke in die Haupt-
register einzutragen gewesen, so hat der Standesbeamte beglaubigte Ab-
schrift dieser Randvermerke vorschristsmäßig zu den noch in seinen Händen
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befindlichen Nebenregistern zu bringen, so daß die letzteren bis zum Tage
ihrer Ueberreichung an die Aufsichtsbehörde mit den Hauptregistern voll-
ständig übereinstimmen.

Rudolstadt. den 13. August 1877.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

1I. Stäch vom Jahre 1877.

 NAXIX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 24. August 1877, die Verleihung der Rechte einer juristischen

Person an die Kinderheilanstalt zu Frankenhausen betreffend.
Seine Durchlaucht der regierende Fürst haben der in Frankenhausen in's Leben

gerufenen Kinderheilanstalt auf dem Grunde des unter dem heutigen Tage bestätigten
Statuts die Rechte einer juristischen Person verliehen.

Rudolstadt, den 24. August 1877.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

.X XX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 27. September 1877, die Vereinfachung des Schubtransport-

Verfahrens betreffend.
Nachdem zwischen den Regierungen von Preußen für die Regierungsbezirke

Erfurt und Merseburg und den Regierungen der Thüringischen Staaten mit Aus-
nahme von Neuß à. 2. ein Abkommen zum Zmweck der Vereinsachung des Schub-

Fürstl. Schw.-Rudolsl. (Gesezsammlung XXXVIII.
Ausgegeben in Rudolstadt am 30. —ier 1877.
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transport-Verfahrens getroffen worden ist, so wird dasselbe in dem nachslehenden
Abdruck zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt. den 27. September 1877.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Vertrab.

Zwischen den unterzeichneten Verlretern der Regierungen von Preußen, Sachsen-
Weimar-Eisenach, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha,
Schwarzburg-Sondershausen, Schwarzburg. Rudolstadt, Reuß jüngerer Linie, ist für
diese Staatsgebiete, in Preußen für die Regierungsbezirke Ersurt und Merseburg,
zum Zmecke der Vereinsachung des Schubtransportverfahrens, solgendes Abkommen
vorbehaltlich der Genehmigung der bezüglichen Staatsbehörden getroffen worden.

Art. I.

Das Abkommen hat diejenigen Schubtransporte zum Gegenstande, welche auf
Grund landespolizeilicher Anordnung eines der contrahirenden Staalen in oder durch
das Gebiet eines andern derselben erfolgen.

Art. .

Das Abkommen erstreckt sich nur auf solche Schubtransporte, welche auf den
die contrahirenden Staaten berührenden oder durchschneidenden Eisenbahnen erfolgen.

Eingeschlossen sind Traneporte, bei welchen es sich, sei es bis zum Anfangs-
punkte, sei es vom Endpunkte der zu benutzenden Eisenbahnstrecke ab, um die Zu-
rücklegung kürzerer Land-Wegestrecken von und zu Behörden handelt, welche zur
Absendung resp. Annahme von Schubtransporten besugt sind.

Art. Ul.

Das Transporlverfahren unterliegt solgenden Bestimmungen:
1. Die Schubtransporte innerhalb des Vereinsgebietes können nur von den,

jenigen Behörden eingeleitet und angenommen werden, welche in der Anlage, deren
Vervollständigung nach Bedarf vorbehalten bleibt, aufgeführt sind.

2. Die Transporte sind von der einleitenden Behörde bis zu einer derjenigen
in der Anlage bezeichneten Eisenbahnstalionen, welche nach Maßgabe dec einzelnen
Falles als Endstation zu betrachten ist, direct zu leiten.
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In dem Falle des Arkikels II, Absaß 2, sind die Transporte über die letzte

Eisenbahnstation hinaus bis zum Domitilorte der nächsten in der Anlage bezeichneten
Behörde zu leiten.

3. Die Transporte sind thunlichst in einem Tage auszuführen. Wo dies
nicht ausführbar ist, muß ber Transporteur den Tranoportaten an die Ortspolizei.
behörde der betreffenden Durchgangsstation bis zum Weitertransport zur einstweiligen
Verwahrung abliefern.

4. Zu den Transporten sind Waggons Ill. Classe zu benußen.
Art. .

Die Kosten des Transports werden von der den Transport einleitenden Behörde
bis zum Ablieferungsorte (Artikel Ul, Ziffer 2) zunächst bezahlt. Dabei sind fol-
gende Säte zu beachten:

M#n) An Verpflegungskosten der Transportaten werden die wirklich gehabten
Auslagen, jedoch nur bis zu dem zulässig höchsten Satze von 0,80 Mark für den
Kopf und Tag gewährt.

h) Der Transporteur erhält für den Tag eine Entschädigung von 3 Mark
und falls derselbe auf der Reise übernachten muß, einen Zuschuß von 1 Mark.

#r) Die Haftgebühren auf Durchgangsstationen werden nach den in den ein-
zelnen Staaten, bezüglich Orten üblichen Sätßzen vergütet.

4) Für die Benutzung von Wagen in den Fällen des Artikels II. Absatz 2,
kommen die nach Maßgabe des Bedürfnisses aufzuwendenden und zu belegenden
Kosten in Ansatz.

Art. V.
Die für den einzelnen Transport gezahlten Kosten werden von der denselben

einleitenden Behörde bei deren vorgesetzter Dienststelle nach Maßgabe der in den
einzelnen Staaten bestehenden Vorschriften liquidirt.

Art. VI.
Die Ausgleichung der entstandenen Kosten für Transporte, welche die bethei-

ligten Staaten antheilig zu tragen baben, erfolgt durch die betreffenden Ministerien
beziehungsweise für Preußen durch die betheiligten Regierungen am Jahresschlusse
und zwar nach dem Grundsatze, daß jeder Staat die innerhalb des Conventions-
gebietes enlstandenen Gesammt-Kosten antheilig nach Verhältniß der merrischen Längen-
ausdehnung der innerhalb seines Gebietes benupzten Eisenbahnstrecken zu tragen hat.

15



1877.
Art. Vll.

Auf Transporte, deren Kosten von den contrahirenden Staaten nicht antheilig
zu tragen sind, finden die Bestimmungen der Artikel IV—- WI keine Anwendung.

Art. VIII.
Die Convention tritt vom 1. October 1877 ab in Krast.

Art. IX
Die Convention tritt außer Kraft, sobald von einem der contrahirenden Staaten

dieselbe 1 Jahr zuvor gekündigt wird.
1. October bestimmt.

Als Kündigungstermin wird hierbei der

Arnstadt in Thüringen, den 15. Mai 1877.

Für preubßen.
gez.: Frhr. Seufft von
Pilsach, Regierungsrath,
gez.: v. Breitenbauch,

Regierungsrath,
gez.: Koch, Regierungsrath.
Für die Herzogthümer To-

burg-Gotha.
G. Mönich, Geh.

Regierungsrath.

Für # Rudol-

gez.

gez.: von bennni, Re-
gierungsrath.

du das Herzogthumachsen-Mieiningen.* Dr. Trautmann,
Regierungsrath.

Für das Großherzogthum
Sachsen.

ge#: Dr. J. Schom-
burg. Ministerialdirector
gez-: Dr. Krause, Regie. Für das Herzogthum

vungsrath. Sochsen- Allenburg.
Für Schwarzburg Jo#n#- gez.: H. Geisenhayner,

dershausen. Appellationsgerichtsrath.
gez.: H. Gerber, Regie-

vungsrath.
Für das Fürstenthum

tuß j. L.

gez.: Fischer, Regierungs.
rath.
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Verzeichniß
der im Vereinsgebiete belegenen Stationen, von welchen und nach welchen

Eisenbahn=Schubtransporte instradirt werden können.

I. Königreich Preußen.
A. Regierungsbezirk Erfurt.

1) Erfurt:
Behörde: u. Landrathsamt,

b. städtische Polizei= Verwaltung.
2) Straußfurt:

Behörde: Amtsvorsteher.
3) Nordhausen:

Behörde: n. Landrathsamt,
städtische Polizei-Verwaltung.

4) Langensalza:
Behörde: u. Landrathsamt,

b. städtische Polizei= Verwaltung.
5) Großgottern:

Behörde: Amtsvorsleher in Altengottern (10 Minnten entfernt).
6) Mühlhausen in Th.:

Behörde: u. Landrathsamt,
b. städtische Polizei Verwaltung.

7) Silberhausen:
Behörde: städtische Polizei Verwaltung zu Dingelstedt (30 Minuten entfernt).

8) Leinefelde:
Behörde: Landrathsamt in Worbis (3 Stunden entfernt),

9) Heiligenstadt:
Behörde: Landrathsamt,

ver städtische Polizei-Verwaltung.10) Bleicherod
Behörde: * Polizei-Verwaltung.

11) Sollstedt:
Behörde: Amtsvorsteher zu Wülfingerode.
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12) Gernrode:

Behörde: Landrathsamt zu Worbis (3 Stunden entsernt)
13) Gispersleben

Behörde: zin daselbst.14) Walschle
Behörde: n daselbst.

15) Ringleben
Behörde: TW Polizei-Verwaltung zu Gebesee.

16) Straußfu
Behörde: zurnn daselbst.

17) Weißensee

Behörde 2We18) SömFehinbe pnuste Polizei-Verwalkung.
B. Regierungsbezirk Merseburg.

1) Halle:

“. städtische Polizei= Verwaltung.2) Merseburg:
Seböe, zh Landrathsamt.

3) Weißenfels

**— w Landrathsamt.4) Nau

dn ouigl Landrathsamt.
5) Kö

Fchörde: städtische Polizei Verwaltung.
6) Crossen:

Behöcder Amtsvorsteher in Crossen.
7) Zeiß

n Königl. Landrathsamt.
8) CölleSnn Königl. Landrathsamt.
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II. Großherzogthum Sachsen.

1) Weimar:
Behörde: u. der Großherzogl. Director des l. Verwalltungsbezirks.

b. der Gemeindevorstand als Schubbehörde.
2) Buttstedt:

Behörde: der Gemeindevorstand als Schubbehörde.
3) Vieselbach:

Behörde: der Gemeindevorstand als Schubbehörde.
4) Jena:

Behörde: der Gemeindevorstand als Schubbehörde.
5) Apolda:

Behörde: u. der Großherzogl. Director des ll. Verwaltungsbezirks.
b. der Gemeindevorstand als Schubbehörde.

6) Eisenach:
Behörde: u. der Großherzogl. Dirertor des Ill. Verwaltungobezirke.

b. der Gemeindevorstand als Schubbehörde.
7) Gerstungen:

Behörde: der Gemeindevorstand als Schubbehörde.
8) Neustadt a. O.:

Behörde: u. der Großherzogl. Director des V. Verwaltungsbezirks.
b. der Gemeindevorstand als Schubbehörde.

9) Weida:

Aehone: der Gemeindevorstand als Schubbehörde.10) Ber

7 der Gemeindevorstand als Schubbehörde.11) Triptninen der Gemeindevorstand zu Auma (1 Stunde entsernt).
12) Großheringen:

Behörde: Gemeindevorstaud zu Stadtsulza.

III. Herzogthum Sachsen-Meiningen.
Herzogl. Landrath,

1) Meiningen, Stalion Meiningen,
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2) Hildburghausen, Station Hildburghausen,
3) Sonneberg, Station Sonneberg
4) in Saalfeld, Station Saalseld,

sowie 5) der Amtsgehülse des Hrn. Landraths in Saalfeld zu Camburg,
Station Camburg (alsbaldige Ergänzung vorbehaltend).

IV. Herzogthum Sachsen-Altenburg.
1) Altenburg:

Behörde: n. der Herzogl. Landrath (für den Bezirk des Landraths,
amts Altenburg),

b. städtische Polizei= Verwaltung (für die Stadt Altenburg).
2) Lucka:

Behörde: sädüsche Polizei-Verwaltung.3) Menselwi
dehore sãdiische Polizei- Verwaltung.4) Gößnit:Shone städtische Polizei= Verwaltung.

5) Schmölln:
Behörde: u. der Herzogl. Landrath (für den Bezirk des Landraths=

amts Schmöllu).
b. städtische Polizei=Verwaltung(fürdieStadtSchmölln).

6) Ronneburg:
Behörde: städtische Polizei-Verwaltung.

7) Hermsdorf — Klosterlausnih#,
Crossen:

Behörde: Eisenberg lädtische Polizei= Verwaltung
(2 Stunden von jedem der beiden Bahnhöfe entfernt).

8) Roda:
Behörde: n. der Herzogl. Landrath (für den Landrathsamtsbezirk Noda),

b. slädlische Polizei-Verwaltung (für die Stad"t Noda).
9) Kahla:

Behörde: städtische Polizei= Verwaltung.
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10) Orlamünde mit Naschhausen:

Behörde: stadtische Polizei= Verwaltung.

V. Herzogthum Sachsen-Coburg-Gotha.
Herzogthum Coburg.
Residenzstadt Coburg: Landrathsamt,

Magistrat.
Neustadt: Magistrat.

Herzogthum Gotha.
Residenzstadt Gotha: Landrathsamt,

Stadtrath.
Ohrdruf: Landrathsamt — Stadtrath.

Waltershausen: Landrathsamt — Stadtrath.

VI. Fürstenthum Schwarzburg-Sondershausen.
1) Sondershausen:

Behorde. der Fürstl. Landrath daselbst.
2) Greußen

Te- ut städtische Polizei-Verwaltung daselbst.3) Hoheneb5rgewen - Fürstliche Landrath zu Ebeleben (11 Postmeile vom ge-
nannten Stationsorte entfernt).

4) ArnWseder Fürstliche Landrath daselbst.

VII. Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.
Eisenbahnstation: Rudolstadt.

Behörde: Landrathsamt Rudolstadt.
Eisenbahnstation: Eichicht.

Behörde: Justizamt Leutenberg (1 Stunde entfernt).

Fürstl. Schw.-Rudolsl. Gesetzsammlung XXXVIII. 16
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VIII. Fürstenthum Meuß i. L.
Gera:

Behörde: u. Fürstl. Landrathsamt,
b. städtische Polizei= Verwaltung.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

12. Stüch vom Jahre 1877.

 TDXXI. Verordnung
vom 5. October 1877, betreffend die Abänderung der Verordnung
vom 5. Juni 1872 wegen Zahlung Fürstlicher Cassen im Wege des

Postanweisungs-Verkehrs.
Mit höchster Genehmigung Serenissimi wird die Bestimmung in §. 1

der Verordnung vom 5. Juni 1872, betressend die Zahlung der Fürstl. Cassen im
Wege des Postanweisungs-Verkehrs (Ges. Samml. S. 119) dahin erweitert, daß
Zahlungen aus Fürstl. Cassen an Privatempfänger bis zur Höhe von 300 Mark
durch Postanweisung bewirkt werden können.

Rudolstadt, den 5. October 1877.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

 DXXII. Verordnung
vom 26. October 1877 zur Ausführung der Vorschriften über die
Beschränkung der Belastung der Fuhrwerke auf den Kunststraßen

der Fürstl. Oberherrschaft betreffend.
Nachdem die Vorschriften über die Beschränkung der Belastung der Fuhrwerke

auf den Kunststraßen der Fürstl. Oberherrschast — Verordnungen vom 2. Januar
Fürstl. Schw.-Rudolsl. Gesetzsammlung XXXVIII. 17

Ausgegeben in Rudolstadt am 15. December 1877.
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und 11. November 1874 (Ges.-Samml. S. 21 und 120) durch die Ministerial-
Bekanntmachung vom 7. Juni 1876 (Ges.= Samml. S. 67) dahin abgeändert worden
sind, daß ein Fuhrwerk erst dann, wenn das Gewicht der Ladung mehr als
50 Centner beträgt, mit einem Radbeschlage von mindestens 10,4 Centimeter Breite
versehen sein muß, so werden die für den Transport von Hölzern in der Verord=
nung vom 10. April 1874 (Ges. Samml. S. 36) für zulässig erklärten höchsten
Belastungssätze, bei deren Innehaltung von der speciellen Ermittelung des (ewichtes
der Ladung abgesehen werden soll, mit höchster Genehmigung Serenissimi wie
solgt erweitert:

Es darf geladen werden
I. weiches Holz in Nutzhölzern und Brettern

#u) in grünem Zustande bis zu 3½ Kubikmetern,
5b) in trockenem Zustande bis zu 4/ Kubikmetern;

II. weiches Brennholz bis zu 4 Naummetern;
III. hartes Holz in Nutzhölzern und Brettern

a) in grünem Zustande bis zu 27/ Kubikmetern,
5b) in trockenem Zustande bis zu 3/: Kubikmetern;

IV. hartes Brennholz bis zu 4 Raummetern.
Rudolstadt, den 26. October 1877.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

 DXXIII. Bekanntmachung
vom 1. November 1877, die abgekürzte Bezeichuung der Maaße und

Gewichte betreffend.
In Folge eines Bundesrathsbeschlusses vom 8. October d. J. wird mit böchster

Genehmigung des Durchlauchtigsten Fürsten hiermit angeordnet, daß im amtlichen
Verkehr, sowic bei dem Unterricht in den öffentlichen Lehranstalten, die in der nach.
solgenden Zusammenstellung angegebenen abgekürzten Bezeichuungen der Maasse und
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Gewichte unter Beobachtung der beigefügten Regeln ausschließlich in Anwendung
gebracht werden.

1)
2)

—

Rudolstadt, den 1. November 1877.

Fürstlich Schwarzburgisches Ministerium.
v. Bertrab.

A. Längenmaaße: C. Hörpermaaße:
Kilometer km Kubikmeter wbm
eterrnm Hektoliterer 41

Centimeter . em Liter I

Millimeter mm Kubikcentimeter ceem
Kubikmillimeter exmm

B. Flächenmaaße: D. Gewichte:
Quadratkilometer Alkkm Tonne I
Hkk...... lu- Kilogramm kg
Ar ·...u Gramm·. g

XX ... qm Milligmmm. mg

Quadratcentimeter .qem
Qnadratmillimeter A#

Den Buchstaben werden Schlußpunkte nicht beigesügt.
Die Buchstaben werden an das Ende der vollständigen Zahlenausdrücke —

nicht über das Düimaom derselben —zesett, also 5,.37m. —nicht
5° 37 und nicht 5m 37e
Zur Trennung der Eigergelcn von den Decimalstellen dient das Komma —

nicht der Punkt —. Sonst ist das Komma bei Maaß. und Gewichtszahlen
nicht anzuwenden, insbesondere nicht zur Abtheilung mehrstelliger Zahlenaus-
drücke. Solche Abtheilung ist durch Anordnung der Zahlen in Gruppen zu
je 3 Ziffern, vom Komma aus gerechnet, mit angemessenem Zwischenraum zwischen
den Gruppen zu bewirken.
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 NXXIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 30. November 1877, betreffend die Veröffentlichung des Staats-
vertrags vom 1. Februar 1877 wegen Uebernahme einer Zinsgarantie

für eine von der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft aufzunehmende
Prioritätsanleihe, sowie des Privilegiums zur Emission

dieser Anleihe.
Im Nachstehenden wird

1) der zwischen den Regierungen von Schwarzburg-Rudolstadt, Sachsen-
Weimar, Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg unterm 1. Febr.

„ 1877 abgeschlossene Staatsvertrag wegen Uebernahme der Zinsgarantie
für eine vier und einhalbprocentige Prioritätsanleihe der Saal-Eisen-
bahn-Gesellschaft im Betrage von 37/V Million Mark nebst Anlage,

2) das höchste Privilegium vom 1. November dieses Jahres zur Auf-
nahme dieser Anleihe nach dem nachstehend abgedruckten Emissions-
plane

öffentlich bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 30. November 1877.

Fürstlich Schwarzburgisches Ministerium.
v. Bertrab.

Staatsvertrag.
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachsen,
Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Meiningen,
Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Altenburg und
Seine Durchlaucht der Fürst zu Schwarzburg-Rudolstadt

von dem Wunsche geleitet, der Saal-Eisenbahn-Gesellschast die Möglichkeit gedeih.
licher Fortentwickelung zu Gunsten der von ihr berührten Staatsgebicte dadurch zu
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gewähren, daß zur Tilgung der auf Grund landesherrlicher Privilegien vom 15.
October 1875 emittirten Prioritãts- Anleibe derselben im Betrage von Vier Mil-
lionen Mark eine vier und einhalb procentige Anleihe aufgenommen und von Seiten
der Hohen betheiligten Staatsregierungen die Garantie der Verzinsung dieser neuen
Anleihe übernommen werde: haben behufs einer hierüber zu treffenden Vereinbarung
zu Bevollmächtigten ernannt:

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachsen
Allerhöchstihren Geheimen Staatsrath Lr. jur. Freiherrn von Groß,
Allerhöchstihren Staatsrath Bergfeld und
Allerhöchstihren Regierungsrath Genast,

Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Meiningen
Höchstihren Staatsrath Heim,

Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Altenburg
Höchstihren Geheimen Staatsrath Sonnenkalb,

Seine Durchlaucht der Fürst zu Schwarzburg.Rudolstadt
Höchstihren Geheimen Regierungsrath Hauthal,

welche unter Vorbehalt der Ratifitation, bezüglich auch, soweit dies noch nicht
geschehen, der Einholung der Zustimmung der betreffenden Landesvertretungen
solgenden Vertrag abgeschlossen haben:

Art. 1.
Die Staatsregierungen von

Sachsen-Weimar,
Sachsen-Meiningen,
Sachsen-Altenburg und
Schwarzburg-Rudolstadt

leisten für vollständige und rechtzeitige Zahlung der Zinsen einer von der Saal-
Eisenbahn.Gesellschaftaufzunehmenden vier und einhalb procentigen Prioritäts-
Anleihe von

Drei und einer halben Million Mark,
durch welche die Seitens der Saal. Eisenbahn-Gesellschaft auf dem Grunde landes-
herrlicher Privilegien vom 15. October 1875 emittirte, jedoch bisher nur theilweise
begebene fünsprocentige Prioritäts= Anleihe im Gesammtbetrage von 4000000 Mark
getilgt werden soll, Garantie in der Weise, daß, falls der Reinertrag der Bahn zur
Verzinsung der Obligationen nicht ausreichen sollte, von den genannten Regierungen
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der Casse der Saal Eisenbahn-Gesellschaft, auf Nachweis des Bedürfnisses, der erfor-
derliche Zuschuß zu den in Art. 3 bezeichneten Antheilen geleistet wird.

Die sämmtlichen Schuldverschreibungen der fünsprocentigen Anleihe sind, nach-
dem die ausgegebenen Stücke im Wege des Rückkaufs, der Kündigung oder des
Umtaulches eingezogen sein werden, zu vernichten. Die Bedingungen der Emission
und der Begebung der neuen Anleihe unterliegen der Genehmigung der garan-
tirenden Regierungen. Jeder derselben bleibt vorbehalten, den nach dem Verhältniß
ihrer Zinsgarantie= Verpflichtung (Art. 3) sich berechnenden Antheil der neuen
Schuldverschreibungen zu dem festgesetzten Begebungs-Curse auf eigene Rechnung.
zu übernehmen.

Art. 2.
Der Reinertrag der Saal-Eisenbahn (Art. 1) wird dergestalt berechnet, daß

von dem gesammten Jahreseinkommen
u) die laufenden Verwaltungs., Unterhaltungs- und Betriebskosten,
) die während der Garantiezeit lediglich nach Bestimmung der Regierungen

dem Resewesonds und dem Erneuerungsfonds zuzuführenden Beträge,
e) der zur planmäßigen Tilgung der Prioritäts= Anleihe erforderliche Betrag

in Abzug kommen.
Art. 3.

Nachdem die Herzoglich Sachsen-Meiningensche Staatsregierung seiner Zeit
ihren Beitritt zu dem Staatsvertrage vom 8. October 1870 von der Zusicherung
des Baues der Zweiglinie Naschhausen-Pößneck abhängig gemacht hatte und diese
Zusicherung von den übrigen betheiligten Staatsregierungen in der in Art. 17 des
fraglichen Vertrags fixirten Weise ertheilt worden ist: tritt die Herzoglich Sachsen-
Meiningensche Staaksregierung von ihren Ansprüchen auf Erfüllung jener Bedingung,
während der Dauer der Garanliczeit, jedoch vorbehältlich ihrer Ansprüche gegen
Schwarzburg-Rudolstadt, in Gemäßheit des Separat, Artikels zu jenem Vertrage so
lange zurück, als nicht sämmtliche betheiligte Staatsregierungen darin einver-
standen sind, daß die Saal. Eisenbahn-Gesellschaft zur Erfüllung ihrer nach Art. 17
eil. ihr obliegenden Verpflichtung zum Bau der sraglichen Zweigbahn finanziell
besähigt ist. Dagegen bleibt die 4856 Kilometer lange Strecke von Saalseld bis
zu der Schwarzburgischen Landesgrenze — welche Strecke seiner Zeit bei Abschluß
des Staatsvertrages den Gegensatz zu der Strecke Naschhausen-Pößneck gewährt hat
— bei der Bestimmung der Antheile, zu welchen die Garantie von den einzelnen
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Staaten zu leisten ist, auher Betracht, und es hat nach Verhällniß der Betheiligung
an der (19 506 Kilometer betragenden Länge der Bahn von Großheringen bis zu

der obenerwähnten Schwarzburgischen Landesgrenze
Sachsen Weimar für 26 177 Kilometer,

Sachsen-Meiningen „ 11339 »

Sachsen-Altcnbnkg „20970 „
Schwarzburg.Rudolstadt „ 11020 „

69 506 Kilometer w. o.

den Antheil an der Garantiepflicht zu übernehmen.

Art. 4.
Die Verwendung der drei und eine halbe Million Mark hat unter Zustimmung

und Gontrole der sämmtlichen Staatsregierungen zu geschehen. Die zur Zeit oder
definitiv elwa nicht erforderlichen Stücke der Anleihe sind Namens sämmtlicher
Staatsregierungen von der Großherzoglich Sächsischen in Verwahrung zu nehmen.

Die nach Zahlung der unter Art. 2 bezeichneten Beträge und Zinsen von dem
jeweiligen Stande der Prioritäts-Anleihe verbleibenden Ueberschüsse sind von der
Saal.Eisenbahn-Gesellschaft behufs Bildung eines Garantiefonds an die vier garan-
tirenden Staatsregierungen, zu Händen der Grohherzoglich Sächsischen, welche in
deren Namen, nach unter ihnen zu treffender Vereinbarung, die Verwahrung und
Verwaltung übernimmt, einzuzahlen. Dieser Garantiefonds, welchem seine Zinsen
zuwachsen, soll auf 500000 Mark gebracht und auf dieser Höhe gehalten werden.
Falls der Reinertrag der Saalbahn zur Zahlung der Zinsen der Prioritäts-Anleihe
nicht zureicht, ist der Fehlbetrag zunächst aus dem Garantiefonds zu entnehmen.

Sollten Seitens der Staatsregierungen in Gemäßheit der von ihnen über-
nommenen Garantie Zahlungen zu leisten sein, so sind solche an erster Stelle
aus dem so gebildeten Fonds zu bestreiten. Sobald und so lange der obige Betrag
von 500000 Mark vorhanden islt, gelangen die Betriebsüberschüsse hälftig zur
statuteumäßigen Vertheilung an die Actionäre, während die andere Hälfte je
nach Bestimmung der Regierungen zur außerordentlichen Tilgung zu verwenden,
oder dem Erneuerungs- oder dem Reservefonds zuzuweisen ist.

. 5.

Die von den garantirenden Regierungen etwa aus ihren Mitteln geleisteten
Zuschüsse nebst 4/8 7/2 Zinsen werden aus den Reinerträgen des nächsten Beniebs-
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jahres und, soweit nöthig, der solgenden Betriebsjahre, nachdem aus denselben die
planmäßigen Tilgungsquoten und Zinsen der Prioritäts-Anleibe bestritten sein
werden, den Staateregierungen zurückerstattet, bevor eine Verwendung nach Art. 4
eintritt.

Art. 6.
Insofern und insoweit die Erträgnisse der Bahn (Art. 2) nach Erfüllung vor-

stehender Verpflichtungen einen Ueberschuß nicht gewähren, kann eine Dividende auf
die Stamm-Prioritäts= und Stamm-Actien nicht zur Vertheilung gelangen.

Art. 7.
Als Bedingung für die sämmtlichen gegenwärtigen Vereinbarungen gilt, daß

der neue Enkwurf der Statuten für die Saal-Eisenbahn-Gesellschaft, falls er die
Zustimmung dieser Gesellschaft findet, oder jedes andere an dessen Stelle in Kraft
tretende oder bleibende Statut diejenigen Bestimmungen in sich aufnehmen muß,
welche — vorbehältlich der Redaction — in Beilage A. zu diesem Staatsvertrage

als Abändemgen bezüglich Ergänzungen im Anschluß an den neuen Statuten-
Entwurf sormulirt worden sind. Ferner gilt als gleiche Bedingung, daß alle
Bestimmungen des jetzigen oder eines künftigen Statuts der Saal-Eisenbahn-Gesell-
schast, welche in Widerspruch mit den Garantiebedingungen dieses Vertrages oder
der Beilage A. desselben slehen, von der genannten Gesellschaft, bezüglich im voraus,
als während der Dauer der Garantie-Verpflichtung wirkungslos und von selbst
wegsällig erklärt werden.

Sollte jedoch während eines Zeitraumes von Fünf Jahren hintereinander ein
staatlicher Zuschuß zu Erfüllung der Garantie-Verpflichtungen nothwendig werden,
so bleibt den betheiligten Staatsregierungen vorbehalten, den Betrieb der Saalbahn
für Rechnung der Saal-Eisenbahn= Gesellschaft in Staatsverwaltung zu nehmen.

Art. 8.
Alle Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages sind durch statutenmäßigen

Beschluß der Saal= Eisenbahn Gesellschaft, als sie verpflichtend, anzuerkennen.

Art. 9.
Sofern nicht in vorstehenden Vereinbarungen ein Anderes ausdrücklich ge.

ordnet ist, bleiben die Bestimmungen des Staatsvertrags vom 8. October 1870
unverändert in Kraft.
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Art. 10.

Gegenwärtiger Vertrag soll zur landesherrlichen Ratification vorgelegt und die
Auswechselung der Urkunden sobald als möglich bewirkt werden.

Zu Urkund dessen ist gegenwärtiger
ertrag

in vierfachen Exem plaren ausgefertigt und von den ernannten Commissarien voll-
zogen worden.

Erfurt, den 1. Februar 1877.
(L. 8.) v. Groß. (I. 8.) Heim. (I, S.) Sonnenkalb. (l. 8.) Hauthal.
(L. 8.) Bergfeld.
(I. S.) Genast.

Anlage A.

Nachtrag
zu dem revidirten Statut der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft.
Von dem Zeitpunkte an, zu welchem die betheiligten hohen Staatsregierungen von

Sachsen-Weimar,
Sochsen. „Meiningen,
Sachsen Altenburg und
Schwarzburg. Rudolstadt

die Zinsgarantie für die Prioritäts-Anleihe der Saal, Eisenbahn-Gesellschaft im
Betrage von

drei und einer halben Million Mark

rechtsverbindlich übernehmen, wird dag Statut derselben solgendermaßen abgeändert:

B.

Besondere geslimmungen.
III.

Von den General-Versammlungen.
8. 34.

Wahl des Aufsichtoraths.

Die Wahl, soweit solche der General·Versammlungzusteht,erfolgtdurch
gewohnliches Scrutinium mittelst Stimmzettel, auf deren jedem eine der Zahl der

Farstl. Schw., Rudolst. Gesetzsammlung XX XVIII. 18
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zu Wählenden gleiche Anzahl von Namen wahlfähiger Gesellschaftsmitglieder zu
setzen ist. Vor Vomahme dieser Wahlhandlung sind der General, Versammlung
diejenigen vier Aufsichtorathomitglieder und deren Stellvertreter bekannt zu machen,
welche von den Staatsregierungen in den Ausfsichtsrath gewählt worden sind.

Stimmzettel, welche formell ungültig sind, bleiben ebenso, wie unstatthafte
Pahlen, unberücksichtigt, der Vorsitzende ernennt aus der Versammlung Commissarien,
welche unter Zuziehung eines Aufsichteraths-Mitgliedes die Stimmzettel sammeln,
nach dem jedesmaligen Serutinium prüfen, deren Inhalt lam vorlesen und die
Resultate der Abstimmung zusammenstellen. Als erwählt sind diejenigen zu be-
trachten, welche nach Inhalt der bemeffenden Stimmzettel relativ die größte Anzahl
der Stimmen erhalten haben.

Bei sich ergebender Stimmengleichheit entscheidet das Loos unter denen, auf
welche die gleiche Stimmenzahl gefallen ist; für den Fall der Abwesenheit des einen
oder andern ernennt der Vorsitzende Stellvertreter aus der Mitte der Anwesenden,
welche das Werk der Loosung an deren Stau vollziehen. Das Resultat der Ab-
stimmung wird in das über die Verhandlungen aufzunehmende Protokoll registrirt;
die Stimmzettel aber werden mit dem Siegel der Gesellschaft verschlossen und bis
einschließlich zur nächsten ordentlichen General-Versammlung aufbewahrt. Sollte
der eine oder andere der Gewählten die Annahme des Amtes, zu welcher überhaupt
ein Zwang nicht stattfindet, ausschlagen, was angenommen wird, sofern er sich
binnen 8 Tagen nach erfolgter Wahl oder, falls er in der Versammlung nicht
anwesend war, binnen 8 Tagen nach der ihm bekanm gemachten Wahl nicht

schriftlich zur Annahme bereit erklärt hal, so rücken nach der Reihenfolge diesenigen
ein, welche in dem Wahlacte die nächstfolgend meisten Stimmen erhalten haben.

IV.

Verwaltungsorgane der Gesellschaft.
A.

Aufsichtsrath.

gscs *. Wohl.
Der Aufsichtsrath steht der Direction berathend und beaufsichtigend zur Seite.

Er bat derselben gegenüber die Nechte der Gesellschaft zu vertreten, soweit dies von
letzterer nicht selbst geschieht. Er überwacht die Geschäfteführung der Gesellschaft
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in allen Zweigen der Verwaltung: er hat sich von dem Gange der Angelegenheiten
der Gesellschaft zu unterrichten; es liegt ihm ob. die Bücher und Schriften von
Zeit zu Zeit einzusehen und den Bestand der Gesellschaftscasse zu untersuchen.

zri hat ferner die Jahresrechnungen, die Bilanzen und die Vorschläge zur
Gewimwertheilung zu prüsen, die Dividenden vorläufig festzusetzen und darüber
alliäbrlich der General, Versammlung der Aclionäre Bericht zu erstatten. Auch ist
er berechtigt, Gutachten ohne Aufforderung der Direction an dieselbe abzugeben,
Anträge, deren Gewährung er im Interesse der Gesellschaft angemessen hält, an
dieselbe zu stellen, und eine ———d zu berufen, folls ihm dies das
Interesse der Gesellschaft zu erfordem scheint.

Der Aufsichtsrath wird theils von den betheiligten Staatsregierungen (Aende-
rung zu F. 38) theils von der General-Versammlung (F. 34) gewählt.

§S. 37.
Zuständigkelt.

Dem Aufsichtsrathe stehen außer den in §. 36 bemerkten Obliegenheiten
solgende Befugnisse ausschließlich zu:

I) die Wahl und Anstellung von Mitgliedern der Direction und der Ab-
schluß der Verträge mit denselben (s. §. 48). Zur gültigen Vollziehung
der desfallsigen Vertrags= Urkunden ist die Unterschrift des Vorsitzenden
des Aussichtsrathes und seines Stellvertreters, oder in Behinderungs-
fällen des Einen von Beiden eines zweiten Mitgliedes des Ausfsichts-
rathes erforderlich;

2) die Genehmigung der Wahl und des Dienstvertrages bezüglich derjenigen
Beamten der Gesellschaft, welche einen Gehalt von mindestens 3000 Mark
beziehen:

3) die Feststellung des von der Direction zu entwerfenden Etats:
4) der Beschluß über die Entlassung der ursprünglichen Actienzeichner aus

der persönlichen Verbindlichkeit:
5) die Begutachtung der von der Direction beantragten Vorlagen an die

General, Versammlung:
6) die Abnahme der von der Direttion über den Bau und Betrieb gelegten

Nechnung nach deren Prüsung durch von ihm zu ernennende Revisoren;
7) die Zustimmung zu allen im Etat nicht vorgesehenen Ausgaben, soweit

diese die Summe von 20,000 Mark überschreiten;
18°
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8) die Ueberwachung der Geschäftsführung der Direction;
9) die Abhaltung außerordentlicher Cassa-Revisionen;

10) die Bestimmung der Höhe der Cautionen der Beamten. Beamte, welche

eine Casseführung oder Vereinnahmmg von Geldem zu besorgen haben,
müssen eine angemessene Caution slellen v

11) die Suspeusion einzelner Mitglieder der Direclion bis zur Entscheidung
der General-Versammlung.

Die Suspension des von den betheiligten Staatsregierungen ernannten

Directionsmitgliedes kann von dem aunsschterut nur bei diesen bean-
tragt und nur von diesen verfügt werd

12) Die Entscheidung über die nach dem Zuunze zu F. 48 ihm vorzulegenden
streitigen Sachen;

13) die Feststellung allgemeiner Normen für die Anstellung der Beamten;
14) die Beschlußsassung über Aulegung und Verwendung des Reserve-Fonds;
15) die Fesistellung der von der Direction vorzuschlagenden Fahrpläne und

der Tarise für den Personen= und Güter-Verkehr, soweit der Aufsichtsrath
solche nicht der Direction überläßt;

16) die Genehmigung aller Ausgaben, welche die von dem Aussichtsrathe fest-
gestellten Kostenanschläge oder Etats überschreiten:

17) die Genehmigung solcher Verträge, welche nicht den laufenden Betrieb und
die laufende Verwaltung betreffen.

Witglieberzabi und Befählgung.
Der Aussichtsrath besleht aus sieben Mitgliedern; von diesen werden vier von

den betheiligten Staateregierungen und zwar von jeder je eines und, nach Ermessen
der betreffenden Regierung, auch ein Stellvertreter desselben gewählt. Die anderen
drei Mitglieder, von denen weninstens zwei ihren Wohnsitz in den von der Bahn
durchschnittenen Staatsgebieten haben müssen, wählt die General-Versammlung,
jedoch ohne Mitwirkung der Stimmführer für die den betheiligten Staatsregierungen
Fehörigen Actien. Zu Mitgliedern des Aufsichtoraths können diejenigen nicht gewählt
werden, welche

1) sich im förmlichen Concurse befinden oder befunden haben, so lange die
vollständige Besriedigung ihrer Gläubiger nicht nachgewiesen ist;

2) welche der slaatsbürgerlichen Ehrenrechte verlustig sind:
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3) welche für die Gesellschaft größere Lieferungen und Arbeiten übernommen
haben, oder bei solchen betheiligt sind;

4) die Mitglieder der Direction und die Beamten der Gesellschaft.

§. 39.
Cautlonsbestellung und Gerlchtsstand.

Jedes der drei von der General-Versammlung gewählten Aufsichtsrathsmitglieder
hat vor Antritt seines Amtes zehn Actien unter Zurückbehaltung der Talons
und Dividendenscheine bei der Hauptcasse der Gesellschaft niederzulegen und sie dort
bis zu seinem Austritte aus dem Aufsichtsrathe zu belassen.

8. 40.
Amtsdauer.

Die Amtsdauer der von der General-Versammlung gewählten Aufsichtsraths-
mitglieder ist eine vom 1. Juli an zu berechnende dreijährige.

Alljöhrlich scheidet eines dieser Mitglieder mit Ende Juni aus. Die Reihen-
solge des Ausscheidens bestimmt vorerst das Loos, später die Dauer der Amtirung.
Die Ausscheidenden sind wieder wählbar.

Austritt und Vacanzen.

Jedes der drei von der General-Versammlung gewählten Aussichtsrathemit-
glieder kann seine Stelle niederlegen; nur ist es gehalten, diese seine Erklärung
zwei Monate vorher an den Vorsitzenden des Aussschtsrathes schriftlich abzugeben.

VBewpflichtet zum Austritte ist aber jedes Mitglied, wenn es die Wählbarkeit
verliert (s. §. 38), oder wenn die General-Versammlung sein Ausscheiden beschließt.

Scheidet ein Mitglied vor dem Ablaufe seiner Amtirungozeit aus irgend einem
Grunde aus, so kann der Aussichtsrath sich alsbald durch eine Neuwahl ergänzen.
Der Neugewählte hat aber nur bis zur ordentlichen General-Versammlung zu
sungiren, welcher vorbehalten bleibt, eine Neuwahl für die Zeit, auf welche
das auggeschiedene Mitglied sein Amt zu verwalten gehabt haben würde, vor-
zunehmen.

Das über die inmitten des Aufsichtsraths vorzunehmende Ergänzungswahl
ersorderliche Protokoll ist gerichtlich oder notariell zu verabfassen und von zwei
Mitgliedern des Aussichtsraths mit zu unterschreiben.
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Direclion.
8. 48.

Zweck und Mitgliederzahl.

Die Direcuon, welcher alle Rechte und Pflichten des Vorstandes einer Actien-
Gesellschaft nach dem Hawelegesetzbuche und dem Gesetze vom 11. Juni 1870
zustehen, besteht aus höchstens 3 Mitgliedern.

Während der Dauer der Giltigkeit dieses Statutennachtrages wird, nach Ver-
einbarung unter den betheiligten Staatsregierungen, ein Mitglied der Direction
durch die Großherzoglich Sächsische Staatsregierung ernannt; die Wahl von ein bis
zwei Directionsmitgliedern sleht dem Aussichtsrath zu.

Die von dem Aufsichtsrath gewählten Mitglieder der Direction müssen ihren
Wotnsitz in Jena haben, beziehentlich nehmen.

Das von der Großherzoglich Sächsischen Staatsregierung ernannte Direttions-
mitglied braucht nicht seinen Wohnsitz in Jena zu haben, beziehentlich zu nehmen;
doch wird bei der Ernennung berücksichtigt werden, daß der Ernannte, wenn er
nicht in Jena wohnt, regelmähig und ohne erheblichen Zeit, und Kostenaufwand
dahin kommen kann, um sich an den Direckionsgeschäften zu betheiligen.

ie Zahl der Mitglieder der Direction und die Zeit der Amisdauer der von
dem Aufsichtsrath gewählten Mitglieder bestimmt der Aufsichtorath.

Eine Anstellung auf Lebenszeit ist von der Genehmigung der betheiligten
Staatsregierungen und der General-Versammlung abhängig.ie Zeit der Amtsdauer des ernannten #imechoghnubgliedes wird von der

Grohherzoglich Sächsischen Staatsregierung, im Einverständniß mit den andern
Staatsregierungen, bestimmt, darf jedoch nicht über die Dauer der Giltigkeit dieses
Statut-Nachtrages hinausgehen.

In gleichem Einverständnisse mit den andern hohen Staatsregierungen bestimmt
die Großberzoglich Sächsische die Gehalte- und Diätenbezüge sowie die Transport-
entschädigungen für das ernannte Directionsmitglied. Diese Bezüge und Enischä-
digungen hat die Casse der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft zu bezahlen. Nach Verein-
barung unter den Regierungen wird jedoch der Ernannte seine Directionsgeschäfte
nur als ein Nebenamt neben seinen sonstigen hauptsächlichen Geschäften zu führen
haben und soll danach auch der Gehalt bemessen werden.

Während im Uebrigen die Bestimmungen in den nachstehenden S§. 49 und
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50, 52 bis einschließlich 56 auch auf das ernannte Directionomitglied Anwendung
sinden, bezüglich die Regierungen auch ihrerseits nach diesen Bestimmungen ver-
sahren werden, slehen dem regierungsseitig ernannten Directionsmitgliede noch folgende
besondere Rechte zu: Es hat dasselbe das Recht, auch an allen Sitzungen des Auf-
sichtsrathes Theil zu nehmen, muß von diesen benachrichtigt und mit seiner Ansicht
gehört werden.

Kein Beschluß des Directoriums, welcher finanzielle Folgen für die Gesellschaft
hat, darf ohne seine Genehmigung und Mit-Signatur oder Mitunterschrift in Voll-
zug gesetzt werden. Diese Genehmigung hat das ernannte Directionemitglied zu
beanstanden, wenn es von der beabsichtigten Maßnahme oder Erklärung des
Directoriums finanzielle Nachtheile für die Gesellschaft oder eine schädliche Ein-
wirkung auf die Garantiepflicht der Regierungen besorgt. In einem solchen Falle
muß die Angelegenheit dem Aussichtsrathe zur Beschlußfassung vorgelegt werden, und
der Aufsichtsralh giebt die endgiltige Entscheidung.

Wenn die Direction nur aus zwei Mitgliedern besteht und zwischen diesen
Meinungsverschiedenheit obwaliet, so ist die betreffende Frage dem Aussichtsrathe
zur Entscheidung vorzulegen.

GCautionobestellung und Gerlchtsstand.
Jedes der von dem Aussichtsrath gewählten Mitglieder der Direction hat

vor Antritt seines Amtes zehn Actien unter Zurückbehaltung der Talons und
Dividendenscheine bei der Hauptcasse zu deponiren und daselbst bis zu seinem Aus-
scheiden zu belassen.

VI.

Schlußbestimmungen.
Zu Abänderungen der Statuten, sowie zur Aufnahme von Anlehen Seitens

der Gesellschaft unter irgend einer Form bedarf es der Genehmigung der sämmt-
lichen betheiligten Staatsregierungen.

Nach gänzlicher Tilgung der Prioritäts= Anleihe und vollkommener Besriedigung
der finanziellen Ansprüche, welche die betheiligten Staatsregierungen in Folge der
von ihnen übernommenen Zinsgarantie an die Gesellschaft zu machen haben, tritt
mit dem Schluß desjenigen Kalenderjahres, in welches dieser Zeitpunkt fällt, der
gegenwärtige Statnt,Nachtrag außer Krast.
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Die Commissare der garantirenden Regierungen sind befugt, zusammen oder
je für sich von der Casse und von den Schriststücken der Saal. Eisenbahn-Gesell-
schaft sowie von der Geschäftsführung ihrer Behörden Kenntniß zu nehmen, auch
den Sitzungen dieser Behörden beizuwohnen und darin sich zu äußern.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
urkunden und bekennen hierdurch:

Nachdem die Saal Eisenbahn-Gesellschaft auf Grund des von ihr in der
General,Versammlung vom 24. Juli 1877 gefaßten Beschlusses darauf angetragen
hat, unter Zinsgarantie der Staatsregierungen von Schwarzburg-Rudolstadt, Sachsen-
Weimar, Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg nach Maßgabe des zwischen
denselben abgeschlossenen Staatsvertrags vom 1. Februar 1877, dessen Festletzungen
von der General-Versammlung der Gesellschaft angenommen worden sind, eine vier
und einhalbprocentige Prioritäts= Anleihe von

Drei und einer halben Million Mark
ausnehmen zu dürfen, durch welche die von der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft auf dem
Grunde landesherlicher Privilegien vom 15. October 1875 emittirte, bisher nur
theilweise begebene, fünsprocentige Prioritäts-Anleihe von vier Millionen Mark
getilgt werden soll, so ertheilen Wir nach erfolgter allseitiger Ratification des Staats-
vertrags vom 1. Februar 1877 zu dieser Anleihe hiermit Unsere landesherliche
Zustimmung, genehmigen auch den für die neue Anleihe aufgestellten, dieser Urkunde
beigehefteten Emissions-Plan in allen Punkten.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unierschrist und beigedrucktem Fürst-
lichen Inslegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 1. November 1877.

(#. S (gez.) Georg,
Fürst zu Schwarzburg.

(ages.) v. Bertrab.
Genehmigungs-Urkunde.
......
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Emissions-Plan
mit Zubehör

für

die Brioritäts-Anleihe

der

Saal-Eisenbahn-Gesellschaft

2500%%0%0 Mark.

Fürstl. Schw.-RNudolst. Gesezsammlung XXXVIII. 19
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Emissions-Plan
für die unter Zinsgarantie der Großherzoglich Sachsen-Weimar:schen,
Herzoglich Sachsen-Meiningischen, Herzoglich Sachsen-Altenburgischen

und Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtischen Staatsregierung
auszugebenden 4/ %% Prioritäts-Obligationen der

Saal-Eisenbahn-Gesellschaft.
S. 1.

Die zu emittirenden Prioritäts-Obligationen werden in 2 Abtheilungen,
A. und B., jede Abtheilung unter fortlaufenden Nummern nach dem sub 4 bei-

igeschlossenen Schema und zwar:
!-’ Die Prioritäts-Obligationen unter &amp; auf weißem Pwier mit grünlichem

½# Aufdruck und die unter B auf weißem Papier mit bräunlichem Aufdruck
schwarz gedruckt,

ausgefertigt.

Die 1. Abtheilung ( auit
0 Stück zu je 500 Mart

unter Nr. 16000 3000000 Mark —.

die 2. Abtheilung (3)
500 Stück zu je 1000 Mark

unter Nr. 1500 500 000 Mark —.

zusammen 3500000 Mark —.

¾„ Mit diesen Prioritäts-Obligalionen werden Zins, Coupons auf gleichem Papier,
!5] wie zu den Prioritäts-Obligationen schwarz gedruckt, für 5 Jahre und Talons zur

5r . . ,sp- Erhebungneuethnss(8,ouvoswausgegebenDiefolgcndenScciendckZinosConvonswerdendeaJnhabcmdermikder
vothergehenden Serie ausgegebenen Talons gegen deren Rückgabe verabsolgt; wird
hiergegen vor der Ausreichung der neuen Coupons Widerspruch erhoben, so erfolgt
dieselbe an die Besitzer der Prioritäts-Obligationen gegen besondere Quittung.

8. 2.
Sämmtliche nach §. 1 zu emittirenden Prioritäts-Obligationen haben unter

sich gleiche Rechte und werden jährlich mit 4½ / verzinft.
Die Zinsen werden in halbjährlichen Raten posinumerando in Jena bei der
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Haupteasse der Gesellschaft, in Berlin, Frankfurt a. M., Leipzig, Mnchen, eventuell
noch an anderen Plätzen bei den bekannt zu gebenden Zahlstellen, welche durch die
Direclion der Gesellschaft in den im F. 11 genannten öffentlichen Blättem namhaft
gemacht werden, ausgezahlt. Zinsen der Prioritäts-Obligationen, deren Erhebung
innerhalb 4 Jahren von dem in dem betreffenden Coupon bestimmten Zahlungstage
ab nicht geschehen ist, verfallen zum Vortheil der Gesellschaft.

8. 3.
Die Prioritäts-Obligationen unterliegen der Amortisation durch Ausloofung

laut des beigefügten Tilgungsplanes.
Der Saal- Eisenbahn-Gesellschaft bleibt jedoch das Recht vorbehalten, unter

Genehmigung der betheiligten vier hohen Staatsregierungen den Amorlisations- Fonds
stetig oder zeilweise zu verstärken und dadurch die Tilgung dieser Prioritäts-Obli-
gationen zu beschleunigen, auch außerhalb des Amortisationsverfahrens sämmtliche
alsdann noch vorhandenen Schuldverschreibungen durch die in §. 11 gedachten
öffentlichen Blätter mit halbjähriger Frist zu kündigen und durch Zahlung des
Nennwerthes und der bis dahin aufgelaufenen Zinsen einzulösen.

Insbesondere hat die Saal-Eisenbahn-Gesellschaft unter gleichem Vorbehalte
der Genehmigung der betheiligten vier hohen Staatsregierungen das Recht der
Kündigung dieser ganzen mit staatlicher Zinsgarantie zu emittirenden vier und ein
halb procentigen Prioritäts-Anleihe, eventuell des Restes derselben, mit halbjähriger
Kündigungofrist gegen Aufnahme einer höchstens fünfprocentigen durch zuverlässige
Zeichnungen gesicherten Auleihe, welche den Betrag des Neunwerthes der wirklich
ausgegebenen bezüglich noch nicht amortisirten Prioritäts-Obligationen nicht über-
steigen darf.

8. 4.
Die Nummern der nach F. 3 zu amortisirenden Prioritäts-Obligationen werden

jährlich im Monat April und zwar in einem mindestens 14 Tage vorher durch ein-
malige Insertion in dem Deutschen Neichs= und Königlich Preußischen Staats.
Anzeiger bekannt zu machenden Termin, dem beizuwohnen die Inhaber der
Prioritäts-Obligationen die Befugniß haben, durch das Loos bestimmt.

Die erste Verloosung findet im Jahre 1878 slatt.
Ueber die Verhandlungen ist von einem Beamten des Großherzoglich Sach-

sischen Justizamtes zu Jena ein Protokoll aufzunehmen.
10“
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Die Nummern der ausgeloosten Prioritäls-Obligationen werden binnen 14
Tagen nach Abhaltung des in §. 4 gedachten Termins durch die in §. 11 genannten
Blätter öffentlich bekannt gemacht. Die Auszahlung des Betrages jeder Prioritäts-
Obligation ersolgt au dem darauf folgenden 1. Juli in Jena bei der Hauptcasse
der Gesellschaft, in Berlin, Frankfurt a. M., Leipzig, München, eventuell an anderen
Pläten bei den bekannt zu gebenden Zahlstellen nach dem Nominalwerthe an die
Vorzeiger der Prioritäts, Obligationen gegen Auslieferung derselben.

Mit dem genannten Tage hört die Verzinsung der ausgeloosten Prioritäts-
Obligationen auf. Die Coupons über die noch nicht fällig gewesenen Zinsen und
der Talon sind mit den ausgeloosten Prioritäts-Obligationen gleichzeitig zu über-
geben. Geschieht dies nicht, so wird der Betrag dieser fehlenden noch nicht fälligen
Zinscoupons von dem Capitale gekürzt, um vorkommenden Falls zu deren Einlösung
zu dienen.

Die zum Zweck der Amortisation eingelösten Prioritäts-Obligationen nebst den
noch nicht fälligen Coupons werden in Gegenwart eines Mitgliedes der Direction
und eines Beamten des Grohherzoglichen Instizamtes in Jena, der darüber ein
Protokoll aufzunehmen hat, alljährlich verbrannt, und daß dies geschehen, wird unter
Angabe der Nummern durch den Deutschen Neichs= und Königlich Preußischen
Staats-Anzeiger einmal bekannt gemacht.

8. 6.
Die Inhaber derPrioritäts, Obligationen sind auf Höhe der darin verschrie-

benen Capitalbeträge und der davon nach F. 2 zu zahlenden Zinsen Gläubiger der
Gesellschaft und als solche befugt, wegen ihrer Capitalien und Zinsen an das
gesammte Vermögen der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft und dessen Erträge sich
zu halten.

m 7.

So lange nicht die sämmtlichen ausgegebenen Prioritäto-Obligationen eingelöst
sind, oder der zur Einlösung erforderliche Geldbetrag gerichtlich deponirt ist, darf
die Gesellschaft keines ihrer Grundstücke, insoweit dasselbe zum Bahnkorper, zu den
daran gelegenen Bahnhöfen und zum vollständigen Transportbeniebe auf der Eisen-
bahn erforderlich ist, veräußern.

Der Verkauf oder die dauernde Ueberlassung einzelner Theile der Bahnhöfe
an Staaten, zum Postbetriebe, an Gemeinden, Corporationen oder Individuen zum
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Zweck öffentlicher Einrichtungen oder zur Anlage von Packhöfen und Waaren=
Niederlagen, oder sonstigen den Nutzen des Bahnbetriebes und, ohne diesen zu
hefährden, den Vortheil der Gesellschaft erzielenden Einrichtungen, sowie die Ver-
tauschung und Zwangsenteignung gebört nicht zu diesen untersagten Veräuhemungen.

Auch bleibt der Gesellschaft freie Disposition über diejenigen ihr gehörigen
Grundstücke vorbehalten, welche nach einem Atteste des betreffenden Regierungs-
Commissars zum Transportbetriebe der Bahn nicht nothwendig sind.

8. 8.
Die Saal · Eisenbahn-Gesellschaftistnichtberechtigt,einAnleihe·Geschäftzu

machen, welches die den nach diesem Plane zu emittirenden

Prioritäts.Obligationen eingeräumten Rechte irgend beeinträchtigt oder schmälert.
§. 9.

Für den Fall, daß der Ertrag der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft nicht dazu
hinreichen sollte, um die obigen 3500000 Mark Prioritäts= Obligationen und nach
eingetretener theilweiser Amortisation den jeweiligen noch ungetilgten Rest derselben
vertragsmähig mit 4/: Procent zu verzinsen, haben die vier hohen Staatsregie-
rungen von

Sachsen-Weimar,
Sachsen-Meiningen,
Sachsen-Altenburg,
Schwarzburg-Rudolstadt,

sich gegenüber der Gesellschaft verpflichtet, ihr nach Maßgabe des zwischen deuselben
hierüber errichteten Staatsvertrages vom 1. Februar 1877, dessen Bestimmungen
die Saal-Eisenbahn-Gesellschaft auf Grund statutenmäßigen Beschlusses als sie ver-
bflichtend anerkannt hat, die zu dieser Verzinsung jeweilig erforderlichen Zuschüsse
zu gewähren und zu den Flligkeitsterminen der Direction der Saal-Eisenbahn-
Gesellschaft auf deren Antrag zur Verfügung zu stellen.

§S. 10.
Diesenigen Prioritäts. Obligationen, welche ausgeloost und gekündigt sind, und

der Bekanntmachung in den öffentlichen Blättern ungeachtet nicht rechtzeitig zur
Realisation eingehen, werden während der nächsten 10 Jahre von der Direction
der Saal-Eisenbahn-Gesellschast alljährlich einmal öfsentlich ausgerufen; gehen sie
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dessen ungeachtet aber nicht spätestens binnen Jahresfrist nach dem letzten öffentlichen
Aufrufe zur Realisation ein, so erlischt ein jeder Anspruch aus denselben an das
Gesellschaftsvermögen, was dann unter Angabe der Nummem der nach Beendigung
dieses Verfahrens werthlos gewordenen Prioritäts. Obligationen von der Direction
öffentlich bekannt zu machen ist.

Die Gesellschaft hat aus dergleichen Prioritäts= Obligationen keinerlei Ver-
pflichtung mehr; doch steht es der General- Versammlung mit Genehmigung der
Regierungen frei, die gänzliche oder theilweise Realisirung aus Billigkeits-Rücksichten
zu beschließen.

S. 11.
Die in S§. 2, 3, 5 und 10 vorgeschriebenen öfsentlichen Bekanntmachungen

ersolgen in dem Deutschen Reichs= und Königlich Preußischen Staats-Anzeiger, der
Berliner Börsenzeitung, dem Leipziger Tageblakt, der Weimarischen Zeitung, der
Jenaischen Zeitung, dem Meininger Regierungsblatte, dem Altenburger Amts= und
Nachrichtsblatte und dem Rudolstädter Wochenblatte.

Wenn die Bekanntmachung in einem dieser Blätter unausführbar wird, so hat
die Direction dies in den übrigen bekannt zu machen.

8. 12.
Sind Prioritäts-Obligationen, Zins-Coupons oder Talons beschädigt oder

unbrauchbar geworden, jedoch in ihren wesentlichen Theilen dergestalt erhalten, daß
über ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, so ist die Direction emmächtigt, gegen
Einreichung der beschädigten Papiere auf Kosten des Inhabers neue gleicharüige
Papiere auczusertigen und auszureichen.

Außer diesem Falle ist die Ausfertigung und Ausreichung neuer Prioritäts=
Obligationen an Stelle beschädigter, oder verloren gegangener nur zulässig nach
gerichtlicher Mortification derselben.

Diese ist im Domicil der Gesellschaft bei dem Gerichte erster Instanz nach-
zusuchen.

Eine gerichtliche Mortification beschädigter oder verloren gegangener Zins-
Coupons findet nicht statt; der Betrag derselben wird jedoch demjenigen, der die
Beschädigung oder den Verlust derselben innerhalb des in §. 2 gedachten vier-
jährigen Zeitraumes bei der Direction angezeigt und seinen Anspruch durch Ueber-
reichung des in seinen wesenklichen Theilen beschädigten Papieres und im Falle des
Verlustes durch Vorlegung der Prioritäts, Obligationen selbst bescheinigt hat, binnen
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einer vom Ablaufe des vierjährigen Zeitraumes zu berechnenden einjährigen prä-
clusivischen Frist gegen Rückgabe der über die rechtzeitige Anmeldung von der
Direction zu ertheilenden Bescheinigung ausgezahlt; im Fall des Verlustes jedoch
nur dann, wenn der betreffende Zins-Coupon nicht vorher anderweitig in gutem
Glauben an den Präsentanten desselben ausgezahlt wurde.

Auch die gerichtliche Mortification beschädigter oder verlorener Talons findet
nicht statt.

Die gerichtliche Mortification setzt folgendes Verfahren voraus.
st eine Prioritäts. Obligation dem Inhaber unfreiwillig abhanden gekommen

und der Direction der Gesellschaft ein neuer Inhaber nicht bekannt worden, so hat
ersterer, wenn er die Folgen des erlittenen Verlustes von sich abzuwenden gedenkt,
bei der Justizbehörde erster Instanz (in Jena) unter genauer Bezeichnung der
Nummer, unter welcher die Prioritäts= Obligarion ausgeserligt war, darauf anzu-
tragen, daß dieselbe nach Einleimung und Ausführung des Edictalverfahrens für
ungültig erklärt und verfügt werde, daß ihm an Stelle der mortificirten Prioritäts-
Obligation eine neue gleichwerthige Prioritäts-Obligation auszuhändigen sei. Der
Antragsteller hat den Thatumstand, daß er die fragliche Prioritäts. Obligation wirklich
besessen habe, und daß sie ihm unfreiwillig abhauden gekommen sei, auf eine juridisch
vollständig glaubwürdige Weise darzuthun oder in Ermangelung jeglicher oder
mindestens genügender Beweismittel durch Ableistung eines förmlichen Bestätigungs-
eides als wahr zu versichern.

Das Gericht hat vom Eingange eines solchen Antrages der Direction der
Gesellschaft unverweilt Notiz zu geben, beraumt aber erst, wenn nach der Verlust-
anmeldung vier Jahre lang weder Obligation noch Zinsscheine von einem Dritten
brodueirt werden, mittelst Edictalladung, welche neben der Aushängung am gewöhn-
lichen öffentlichen Orte in den in §F. 11 genannten Blättern zweimal zu inseriren
ist, einen die Frist eines vollen Jahres in sich fassenden Termin an und fordert
jeden irgend verhandenen Anspruchsberechtigten zur Meldung in diesem Termine
und zur Ausführung seiner Ansprüche an die fragliche Prioritäts-Obligation gegen

den Antragsteller unter dem Rechtsnachtheile des Ausschlusses * des Verlustes
etwaiger Berechtigung auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, auf. Nachfruchtlosem Ablauf des Termins ist nach Maßgabe diesergushin und des An-
trages des Impetranten rechtlich zu erkennen.

Das Erkenntniß wird nach erlangter Rechtskraft in denselben Blättern einmal
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veröffentlicht und auherdem der Direction der Gesellschaft abschriftlich zugefertigt,
worauf letztere eine gleichartige Prioritãts·ObligationgegenEmpfangöbekenniniß
dem Impetranten zustellt.

Die Gesellschaft wird durch das Empfangsbekenntniß für jeden Fall, selbst
für den der späteren Aufsindung und Production der vermißten Prioritäts-Obligation
vollständig liberirt. Melden sich in dem anberaumten Termine Personen, welche
auf die berufene Prioritäts. Obligation Anspruch erheben, so wird die neue Prioritäts-
Obligation so lange zurückgehalten bis der Sneit zwischen den mehreren Präten-
denten entschieden ist.

Das Empfangsbekennl#niß des sodannigen Berechtigten muß gerichtlich legalisirt
ein.

Wird endlich nach Stellung des oben erwähnten Antrags der Direction der
Gesellschaft ein neuer Inhaber der vermißten Prioritäts-Obligation auf irgend eine
Weise bekannt, so ist dieselbe verpflichtet, dem Gericht hiewon alsbald Anzeige zu
machen und hat dessen weitere Anordnung zu gewärligen.

8. 13.
Durch die Anleihe von 3500000 Mark 4 procentiger Prioritäts-Obli-

gationen wird die Seitens der Saal. Eisenbahn-Gesellschaft auf Grund der landes-
herrlichen Privilegien vom 15. October 1875 emittirte Anleihe von Schuldver=
schreibungen im Gesammtbetrage von 4000 000 Mark in der Weise getilgt, daß
die bereits begebenen Stücke dieser Anleihe nach vorhergeganger halbjähriger Kün-
digung durch Zahlung des Neunwerthes nebst den aufgelaufenen Zinsen eingelöst
und sodann die sämmtlichen, sowohl bereits begebenen und wieder eingelösten als
auch noch nicht begebenen Schuldverschreibungen nebst Talons und Coupons in
Gegenwart eines Milgliedes der Direclion und eines Beamten des (Proßherzoglichen
Justizamtes zu Jena, der darüber ein Protokoll aufzunehmen hat, verbrannt werden.

Jena, den 14. September 1877.

Die Direction der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft.
(Gez.) Dr. Zerbst. Hildebrand.
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Schema A.

Saal-Elsenbahn-Gesellschalt.
No. Lit. No.

Anleihe von 3 500000 Nark deutsche Reichswihrung in 6000 Obli-
gationen zu 500 Mark deutsche Reichsphrung mit 500 Obligntionen
zu 1000 Mark deutsche Reichswährung rückzablber zum Nennwerthe

im Wege der Verloosung binnen 40 Jahren von 1878 an.

4½ % Prioritäts-Obligation
mit Zinsgurantie Seitens der Grosherzoglich Sachsen-Weimarischen,
Herzoglich Sachsen-Meiningischen, Herzoglich Sachsen-Altenburgischen

und Farstlich Schwarzburg-Rudolstädtischen Regierung
über

deutsche Reichswährung.
——–——

Die Saal-Eisenbahn=Gesellschaft hat auf Grund des Beschlusses der General,
Versammlung vom 24. Juli 1877 mit Genehmigung der vier hohen Staatsregie-
rungen (Sachsen-Weimar, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg, Schwarzburg-
Nudolstadt) zum Zweck der Vermehrung der Betriebsmitlel, der Vewollständigung
des Oberbaues der Bahn, sowie zur Rückzahlung der bereits begebenen 5%½% Schuld-
verschreibungen eine Prioritäts= Anleihe im Betrage von 3500 000 Mark aufgenom-
men, und dafür nach Empfang der Darlehns-Valuta 6000 Obligationen zu 500
Mark und 500 Obligationen zu 1000 Mark auf den Inhaber lautend, in welchen
diese Obligation mit inbegriffen ist, ausgesertiggt. Die Verzinsung und Einlösung
derselben verpflichtet sie sich unter folgenden Bedingungen zu leisten:

1. Jede Prioritäts -Obligation wird jährlich mit 47 Procent bis zu dem
Tage, an welchem die Nückzahlung fällig wird, in halbjährigen Raten verzinst.

Fürstl. Schw.-Nudolst. Gesetsammlung XXXVIII. 20
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Die Auszahlung der Zinsen erfolgt am 2. Jannar und 1. Juli jeden Jahres
gegen Einlieferung des entsprechenden Coupons in Jena bei der Haupteasse der
Gesellschaft, in Berlin, Frankfurt a. M., Leipzig, München, evenltuell noch an
anderen Plätzen bei den bekannt zu gebenden Zahlungsstellen. Zinsen, welche
innerhalb 4 Jahren vom Tage der Fälligkeit ab nicht erhoben werden, sind der
Gesellschaftscasse versallen.

Die darüber ausgestellten Eoupons sind erloschen und geben keine weiteren
Ansprüche an die Gesellschaft.

Wenn Zins-Coupons vor Ablauf der vierjährigen Verjährungsfrist als zu
Grunde gegangen oder abhanden gekommen bei der Direction der Gesellschaft an-
gemeldet worden, so wird dem zuerst Anmeldenden oder dessen Rechtsnachfolger je
nach Ablauf der Verjährungefrist der Betrag der angezeigten und bis dahin nicht
zur Einlösung gekommenen Zins Coupons von der Gesellschaftecasse gegen Quittung
ausbezahlt, sofern nicht ein Dritter innerhalb der Verjährungefrist ein Recht hierauf
durch richterliches Erkenntniß nachgewiesen hat.

2. Sämmtliche Prioritäts-Obligationen werden vom Jahre 1878 ab binnen
40 Jahren im vollen Neunwerthe nach Maßgabe des angeschlossenen genehmigten
Tilgungeplanes successive zurückbezahlt.

Zu diesem Ende wird jedes Jahr am 1. April die in dem Tilgungsplan an-
gegebene Anzahl von Prioritäts-Obligationen in Jena in Gegenwart eines Beamten
des Grohherzoglichen Iustizamtes verloost. Die erste Ziehung findet am 1. April
1878 flalt. Die Nummern der verloosten Obligationen werden in den Gesellschafts-
blättern bekannt gemacht werden.

Die Gesellschaft hat die Besugniß, auch größere und frühere Rückzahlungen
zu leisten, als nach dem Tilgungsplan zu geschehen haben würde.

3. Die Rückzahlung der verloosten Obligalionen erfolgt gegen deren Ein-
lieferung behuss Vernichtung 3 Monate nach der Ziehung in Jena bei der Haupt-
casse der Gesellschaft, in Berlin, Frankfurt a. M., Leipzig, München, eventuell noch
an anderen Plätzen bei den bekannt zu gebenden Zahlungsstellen.

Mit dem Nückzahlungstermin der verloosten Obligationen hört jede weitere
Verzinsung derselben auf und es sind demnach die bis zu jenem Zeitpunkt noch
nicht fällig gewordenen, zu den Prioritäts-Obligationen gehörigen Zins-Coupons
sammt Talons bei Einhebung des Capitals zurückzustellen, widrigenfalls der Betrag
der fehlenden Coupons von dem Capitale in Abzug gebracht würde.
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Der Inhaber dieser Prioritäls.Obligation ist auf Höhe des darin verschriebenen

Capitales und der davon zu zahlenden Zinsen Gläubiger der Gesellschaft.
Die Saal-Eisenbahn=Gesellschaft ist nicht berechtigt ein Auleihe-Geschäft zu

machen, welches die den nach diesem Plaue zu emitlirenden
3500 000 Mark

Prioriläts-Obligationen eingeräumten Rechte irgend beeinträchtigt oder schmälert.
Für den Fall, daß der Ertrag der Saal= Eisenbahn= Gesellschaft nicht dazu

hinreichen sollte, um die obigen 3500000 Mark Prioritäts-Obligationenundnach
eingetretener theilweiser Amortisation den jeweiligen noch ungetilgten Rest derselben
vertragsmäßig mit 4/ Procent zu verzinsen, haben die vier hohen Staatsregie-
rungen von

Sachsen= Weimar,
Sachsen= Meiningen,
Sachsen-Altenburg.
Schwarzburg-Nudolstadt

sich gegenüber der Gesellschaft verpflichtet, ihr nach Mahgabe des zwischen denselben
hierüber errichteten Staatsvertrages vom 1. Februar 1877, dessen Bestimmungen
die Saal-Eisenbahn= Gesellschast auf Grund statutenmäßigen Beschlusses als sie

verpflichtend auerkannt hat, die zu dieser Verzinsung Kst erforderlichen Zuschüsse
zu gewähren und zu den Fälligkeitsterminen der Dircction der Saal- Eisenbahn-
Gesellschaft auf deren Antrag zur Verfügung zu siellen.

Jena, den 14. September 1877.

Die Direction der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft.
(Unterschristen wovon eine eigenhändig).

Contrasignirt (Stempel)

Der Rendant
(Eigenhöndige Unterschrift.)
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Tilgungsplarn.

1) Die Anleihe ist in 6000 Stück Prioritäts. Obligationen à 500 Mark,
welche die Nummern 1—6000 tragen und 500 Stück Prioritäts-Obligationen
à 1000 Mark, welche die Nummern 1—500 tragen, eingetheilt.

2) Zum Zweck der Verloosung werden sämmtliche Nummern in zwei Glücks-
räder gelegt und wird die nöthige Anzahl von Nummern gezogen, um die in nach-
stehendem Tilgungsplan vorgesehene Stückzahl zu emeichen.

Gelilgt werden - Grlilgt werden vZ Getilgl werden
Am Sie Süte Am Stot
1. Juli „ im Belrage) 1.Juli „ # „ eoh 1. 3# rs im BetrageEE .[ —m

187856 „ „ # 1803 1090 „ 639500’ 1908 214 # 17 1240001879 57# 5 1894 114 10 67000 1909 220 19 129000
1880. 2 5 0 1805. 119 10 69500I1 1910 232 19 133000
1881 65 5 1806 126 10 73000H 1911 242 20 11100
18#2 67 6 1897 130 11 70000 1912 253 21 17500
1883 70. 6 189 138 11 80000A 1913 —*- 22 154000
18814 74 6 1899| I42 12 83000 1914 277 2: n 161500
1885 78 6 19001 118 13 87000 1915 21 16000
i886 80 7 1901 156 13 61000 1916 302 25 176000
887 81: 7 1902 163 lIin 9#500 191725 22 151000

1888. 89 7 1903 171 14 99500 «
1889 91 8 * 1904. 177 15 103500, Seite 3, 2550 212 1487000
1890 96½ 8 1905 Ina 16 108500 22274 190 1327000
189i 101 65 38500 1906 194 16 113000) II I176 98 686000

2 11007 207 7

1892 104 9 61000 1907 202 " 17 I118900 . # — 22
—

686000 Seite212271, 190 1327000— S—Seite 1
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Schema C.

Talon
zur 4 / %% Prioritats-Obligation der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft

übet

Mark Reichswährung.

Gegen Auslieferung *5 Talons kann der Inhaber die weitereniber

 zeitzurZahlungprafentirtwird. in Berlin, Frunklurt n M., Leipzig, Munchen, eventuell noch
an anderen Plätzen, bei den bekannt zu gebenden Zahlungsstellen.

Jenn, diir....

 ovom 31. December... laufenden Zinscoupons zu obiger Prioritäts-
— Obligation 9r4 entweder in Jenn bei der Gesellschulihnupicesse
 Lvder bei einem der öffentlich bekannt zu gebenden Banguiers der Gesellschaft
emnpfangen. ·

Jus-u,dcn»................
lsssoco(Stempel) der Eeadl a

Fol (Facsimilirte Unterschristen).

Schema B.
d «

BE l«il-.......... Llntlk....... domtswn».»......»
E? ....... Zinscoupon zur 4½ 55% Farantirten Priorituts-2 Obligaltion Nr.... der Sanl-Eisenbahn-Gesellschafl.
EH

* Inhaber dieses empfängtnn.... die halbjährigen
1 Zinsen der obenbenannten Prioritäts-Obligation übber.... Mark
57 E Murk in lenn bei der Ulaupiensse der

13. M 1.0

-.

Die Dircclion
(Stempel) der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft.

Fol. (Farsimilirte Unlerschriften.)
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